
Wir feiern 2017 das Luther-
jahr. Vor 500 Jahren pola-

risierte Martin Luther wie wohl
kaum ein anderer seiner Zeitge-
nossenen – so wie in unseren
Tagen Donald Trump. Vergleicht
man die beiden Männer, lässt
sich eine bemerkenswerte Ana-
logie feststellen. 

Vor Trump war es üblich, dass
das Weiße Haus die Presse mit
Presseerklärungen, Hinter-
grundgesprächen oder Inter-
views informierte. Die Presse
brach dann die Informationen
auf das Niveau der breiten
Masse herunter, die mit Politik
nicht hauptberuflich zu tun hat.
Diese Mittlertätigkeit bot der
Presse vielfältige Möglichkeiten
der Informationsselektion und 
-manipulation zum eigenen
Vorteil. Doch dann kam Trump.
Via Twitter hat er den direkten
Kontakt zum Volk hergestellt.
Die etablierte Presse tobt.

Vor Luther war es üblich, dass
in der Messe die Geistlichkeit
auf Latein mit Gott kommuni-
zierte. Gottes ebenfalls in Latein
gehaltenes Wort wurde von der
Geistlichkeit auf das Niveau der
breiten Masse heruntergebro-
chen, die mit Religion nicht
hauptberuflich zu tun hatte.
Diese Mittlertätigkeit bot der
Geistlichkeit vielfältige Mög-
lichkeiten der Informationsse-
lektion und -manipulation zum
eigenen Vorteil. Doch dann kam
Luther. Er übersetzte die Bibel
ins Deutsche, stärkte im Gottes-
dienst die Landessprache ge-
genüber dem Latein und nahm
den Pfarrern ihr Amt als Mittler
zwischen dem Volk und Gott.
Alle Gläubigen waren nun un-
mittelbar zu Gott. Der Geistliche
war von einem geweihten
Nachfolger des von Christus ein-
gesetzten Petrus zu einem Er-
sten unter Gleichen degradiert,
an dessen Stelle notfalls auch
ein Laie treten konnte. Die eta-
blierte Geistlichkeit tobte.

MANUEL RUOFF:

Luther 2.0?

Aufgeregte Rhetorik
Malta-Beschlüsse, Lavieren der SPD: Politik im Zeichen des Wahlkampfs

Asylflut: Die Sozialdemokraten
fordern, was sie eigentlich ver-
dammen. Und die EU redet an der
Wirklichkeit vorbei.

Angesichts der anstehenden
Wahlen in Deutschland bemühen
sich die Parteien der Großen Ko-
alition, ihr ramponiertes Image in
den Fragen Zuwanderung, Grenz-
schutz und innere Sicherheit kräf-
tig aufzupolieren. Dabei ist der
staunende Bürger vor Überra-
schungen nicht gefeit.

So unterstützte zuletzt sogar
SPD-Fraktionschef Thomas Op-
permann die Einrichtung von Auf-
fanglagern für Asylsucher in
Nordafrika, in denen ihr Status
und damit ihre möglichen An-
sprüche auf Weiterreise nach
Europa geprüft werden sollen. Seit
2015 aber sperrt sich die SPD
gegen  „Transitzonen“ auf deut-
schem Gebiet zur Überprüfung

von Eingereisten. Solche Einrich-
tungen seien „nicht menschenge-
recht“, die SPD verwirft sie als
„große Haftzonen“. Was wäre in
Afrika „menschengerechter“?

In der Union gab es schon da-
mals mehr Offenheit für solche
Vorauslese-Lager, Vorbehalte
kamen nach An-
gaben der SPD
indes von der
Kanzlerin. Daher
ist auch heute
Vorsicht ange-
bracht bei den
Stimmen aus der
CDU. Schon für den Oktober 2015
hatte Merkels Kanzleramtsmini-
ster Peter Altmaier eine Entschei-
dung für jene Transitzonen
angekündigt. Sie gibt es bis heute
nicht.

Die Einigung der EU-Regierun-
gen von Malta, die auf die Einrich-
tung von Kontrollzentren in

Nordafrika abzielt, ruft aus zwei-
erlei Gründen Skepsis hervor.
Zum einen reden die EU-Regie-
rungen bereits seit zwei Jahren
über solche Kontrollstellen in
Afrika, ohne in der Praxis voran-
gekommen zu sein. Zum anderen
haben Briten, Franzosen und US-

Amerikaner den
libyschen Staat
faktisch zerstört,
sodass es dort an
einer handlungs-
fähigen Regierung
als Kooperations-
partner fehlt.

Kontrollzentren in Tunesien hel-
fen nicht, da die Masse der An-
kommenden weiß, dass sie keine
Chance hat, als Asylant oder
Flüchtling anerkannt zu werden.
Daher werden die allermeisten
den Weg über Tunesien meiden.
Solange aufgebrachte oder geret-
tete Passagiere von Schlepper-

schiffen nach Europa gebracht,
statt zurück nach Afrika geleitet zu
werden, wird der Strom daher un-
vermindert anhalten, sprich: zum
Frühling hin wieder anschwellen.

Die Beschlüsse von Malta ent-
springen ebenso wie die jüngste
Wende der SPD allein der Furcht
vor den anstehenden Wahlen.
Auch in anderen europäischen
Ländern stehen Urnengänge an,
spüren Regierungen die Faust des
Bürgerprotests im Nacken. 

Mittels symbolischer EU-Über-
einkommen und purer Rhetorik
soll Entschlossenheit demonstriert
werden, sich dem Massenansturm
entgegenstellen zu wollen. Ob
dem wirksame Taten folgen, darf
angesichts der Erfahrungen be-
zweifelt werden. Die Gefahr für
die Parteien besteht indes darin,
dass ihre Taktik bis zum Septem-
ber von der Realität aufgedeckt
wird. Hans Heckel

NSU-Aufklärung stockt 
verdächtig
Welche Rolle spielte der
Verfassungsschutz?
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Fast alle dürfen bleiben
Deutsches Recht gewährt den allermeisten dauerhaften Aufenthalt

Eifersüchteleien und Kämpfe
Das Unglück der Patchworkfamilien – Jede zweite scheitert

Die Einschätzung von Bun-
deskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU), dass die meisten

Asylsucher irgendwann in ihre
Heimat zurückkehrten, geht nach
Recherchen der „Welt“ an der
Wirklichkeit vorbei. Zwar seien
Asyl und Flüchtlingsschutz laut
Genfer Konvention auf drei Jahre
befristet. 

Nach deutschem Recht aber hät-
ten sprachlich und wirtschaftlich
gut Integrierte direkt im Anschluss
an die drei Jahre automatisch An-
spruch auf dauerhaften Aufenthalt.
Selbst weniger gut Integrierte
müssten nur zwei weitere Jahre
warten, bis sie ebenfalls in den Ge-
nuss der Niederlassungserlaubnis
für den unbefristeten Aufenthalt in

Deutschland gelängen. Sie dürften
dann nur nicht wegen einer Straf-
tat verurteilt sein oder überwie-
gend von Sozialtransfers leben.
Unterbrochen werden könne die-

ser Ablauf nur dadurch, dass die
Behörden den Schutz binnen der
ersten drei Jahre widerriefen. Dies
sei 2016 aber nur in jedem tau-
sendsten Fall geschehen.

Diese geringe Zahl dürfte daher
rühren, dass seit Sommer 2015
kaum noch Prüfungen stattfinden,
die über einen automatischen sta-

tistischen Vermerk hinausgingen,
so das Blatt. Bis August 2015
musste das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge bei der Regel-
prüfung in jedem Einzelfall eine
Mitteilung an die zuständige Aus-
länderbehörde machen. Das ent-
falle seitdem, weshalb die
Ausländerbehörden die Niederlas-
sungserlaubnis viel schneller er-
teilten.

Zwar seien die Anforderungen
bei der Sprachfertigkeit für einen
dauerhaften Aufenthalt 2016 theo-
retisch verschärft worden. Die Be-
hördenpraxis unterläuft die
schärferen Auflagen aber nachge-
rade selbst und gewährt laut „Welt“
einen Daueraufenthalt schneller
als in anderen EU-Staaten. H.H.

Welt“, „Zeit“ und „FAZ“ ju-
belten bereits. Ehen sind
in Deutschland  stabiler

geworden. Nur 163335 wurden
2015 geschieden. Das waren 1,7
Prozent weniger als im Vorjahr.
Außerdem hält das „lebenslange“
Treuegelöbnis heutzutage länger.
Durchschnittlich kommen Mann
und Frau 15 Jahre in einer Ehe mit-
einander aus. Noch 1990  waren es
dreieinhalb Jahre weniger. 

Dennoch: Die Scheidungsrate ist
hoch, und nach dem Fehlstart ins
Eheglück folgt verständlicherweise
oft ein zweiter Versuch. Patchwork-
familien werden Beziehungen ge-
nannt, in die mindestens einer der
neuen Lebenspartner seine Kinder
mit einbringt. Schätzungen zufolge

gibt es davon 2,5 Millionen in
Deutschland. Rund drei Millionen
Kinder werden in sogenannten al-
ternativen Lebensmodellen groß.
Patchworkfamilien haben einen

guten Ruf und gelten als lässig, un-
konventionell und modern. Die Me-
dien berichten begeistert über das
Patchwork-Glück diverser Promi-
nenter aus Film, Sport und Politik.

Die Wirklichkeit sieht allerdings
oft anders aus. Besonders wenn
mehrere Kinder von beiden Part-
nern im Spiel sind, finden sich alle

Beteiligten in einem hochkomple-
xen Beziehungsgeflecht wieder. Es
gibt Vollgeschwister, Stiefgeschwi-
ster und Halbgeschwister. Eifer-
süchteleien und Verteilungskämpfe
sind beim Nachwuchs oft die
Folge. Überschattet wird der neue
Familienversuch zudem von der
vorhergehenden Trennung der
leiblichen Eltern. Für die Kinder
ist sie fast immer eine traumati-
sche Erfahrung. Rund 50 Prozent
der Patchworkfamilien scheitern
daher schon nach kurzer Zeit. 

Um amoralische Zwischenwelten,
existenzielle Katastrophen und al-
leinreisende Kinder geht es in unse-
rem ausführlichen Artikel über das
Glück und Unglück von Patchwork-
familien auf Seite 12. FH

Merkels Versprechen
quer zur Wahrheit

Ein hochkomplexes
Beziehungsgeflecht
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Bezuschusst aus öffentlichen Kas-
sen, bekämpfen linksextreme Akti-
visten die politischen Gegner der
etablierten Politik. Christian Jung
und Torsten Groß behandeln dieses
Phänomen in ihrem Buch „Der
Links-Staat. Enthüllt: Die perfiden
Methoden der ,Antifa‘ und ihrer
Helfershelfer in Politik und Me-
dien“. PAZ-Mitarbeiter Bernd Kalli-
na sprach mit Jung über zentrale
Aussagen der Neuerscheinung.

PAZ: Sie bezeichnen den Links-
extremismus nicht etwa als ver-
kanntes oder unterschätztes Pro-
blem, sondern als eine „geförderte
Struktur“. Hing dieser Erkenntnis-
prozess mit Ihrer Beamtentätigkeit
in der größten kommunalen Aus-
länderbehörde im süddeutschen
Raum zusammen?

Christian Jung: Nur sehr be-
grenzt. Von den vielen Geschehnis-
sen bei der offenen oder verdeck-
ten Unterstützung linksextremer
Strukturen, die ja meist hinter den
Kulissen ablaufen, haben die aller-
meisten Behördenmitarbeiter ver-
mutlich keinen blassen Schimmer.
Ein derartiger Erkenntnisgewinn,
wie wir ihn in dem Buch und den
beiden begleitenden Dokumentar-
filmen verarbeitet haben, ist ohne
langwierige Recherche schlicht
nicht möglich.

PAZ: Linksextremismus, vor al-
lem in seiner Erscheinungsform
der „Antifa“, würde hierzulande
aus öffentlichen Kassen, also aus
unseren Steuergeldern, bezu-
schusst, so eine Ihrer zentralen
Thesen. Wie belegen Sie diese Be-
hauptung? 

Jung: Einmal abgesehen davon,
dass beispielsweise die Leiterin der
Fachstelle gegen Rechtsextre-
mismus in München, Dr. Miriam
Heigl, in einem Interview mit dem
Bayerischen Rundfunk ganz offen
damit wirbt, dass sie in einem brei-
ten gesellschaftlichen Bündnis
auch mit der Antifa zusammenar-
beitet, haben wir zum besseren Ver-
ständnis für die Leser des Buches
und Zuseher der beiden begleiten-
den Dokumentarfilme das Vorge-
hen an mehreren Orten Deutsch-
lands mit Quellen belegt. Und die
beweisen, dass Steuergelder direkt
in Antifa-Vereine wie in München
fließen (149000 Euro pro Jahr ab
2017) oder wie zum Beispiel im
thüringischen Jena für Busfahrten
zu Demonstrationen gegen unlieb-

same (keineswegs verbotene) politi-
sche Gruppierungen genutzt wer-
den.

PAZ: Wie funktioniert die finan-
zielle Unterstützung von linksex-
tremen Antifa-Gruppen genau? Die
Vergabe von Steuermitteln könnte
doch öffentlich kontrolliert werden
und damit Unmut hervorrufen?

Jung: Die etablierte Politik musste
sich dafür bisher so gut wie nicht
rechtfertigen. Das liegt an mehre-
ren Faktoren. Ihren Lesern brauche
ich wohl nicht zu erläutern, dass in
den allermeisten Bundesländern
vor Erstarken der AfD keine echte
politische Opposition vorhanden
war, die Linksextremismus in ange-
messener Weise thematisiert hat.
Weiterhin entfällt beim vermeint-
lichen „Kampf gegen Rechts“ bei
den allermeisten Akteuren jede kri-
tische Überprüfung. Selbst bürger-
liche Parteien wie Union und FDP
versagen hier weitgehend. Zudem
muss sich die Politik auch schon
deswegen nicht rechtfertigen, da
Linksextremismus und dessen
Unterstützung durch die etablierte
Politik von den linkslastigen Main-
stream-Medien in Deutschland
nicht wirklich dargestellt werden.

PAZ: In der bayerischen Landes-
hauptstadt München gäbe es nach
Ihren Recherchen eine Art „Stadt-
Stasi“, die direkt dem sozialdemo-
kratischen Oberbürgermeister
unterstellt sei und ohne jegliche
Rechtsgrundlage Daten und Fotos
von politisch unkorrekten Perso-
nen sammle. Sogar die bayerische
CSU hätte diesem „Stasi-Projekt“
im Stadtrat zugestimmt. Stimmt
das wirklich und falls ja, wie kann
das sein?

Jung: Ja (lacht) das stimmt, leider!
Wir haben dieses Vorgehen detail-
liert im Buch beschrieben und zu-
dem anschaulich im begleitenden
Dokumentarfilm mit dem Titel
„Der Links-Staat: Die kommunalen
Netzwerke“ visuell dargelegt. Ge-
gen diesen Film zieht der Bayeri-
sche Rundfunk gerade juristisch zu
Felde. Übrigens nicht, weil uns
mangelnde oder fehlerhafte Re-
cherche vorgeworfen wird, sondern
wegen Verletzungen des Urheber-
rechts bei Zitaten – unter anderem
wird die bereits erwähnte Filmse-
quenz mit Dr. Miriam Heigl und ih-
re Zusammenarbeit mit der Antifa
beanstandet. Und auch die Interes-
senlage der CSU, die aktuell in ei-

ner gemeinsamen Koalition mit der
SPD die Landeshauptstadt Mün-
chen regiert, hat sich mit Aufkom-
men der AfD verändert.

PAZ: Wenn derartige Fehlent-
wicklungen offenbar selbst in Bay-
ern vorkommen, dann doch sicher-
lich auch in anderen Regionen
Deutschlands. Können Sie weitere
Brennpunkte benennen?

Jung: Wir haben es mit einem
bundesweiten Phänomen zu tun.

Zurzeit ist der Ausbau solcher
Netzwerke auch über den Deut-
schen Städtetag in vollem Gange.
Dies ist zum Teil schon weit fortge-
schritten oder ähnlich umfangreich
oder bereits ausgedehnter etabliert
als in München. Diese lokalen
Netzwerke sollen sich wiederum
künftig zwischen den einzelnen
Kommunen vernetzen, wie dies et-
wa zwischen München und Berlin
schon seit Jahren geschieht.

PAZ: Welche Rolle spielt in die-
sem Zusammenhang unsere deut-
sche Vergangenheitsbewältigung,

über die ja der renommierte Jour-
nalist Johannes Groß einmal
schrieb, dass die Verwaltung der
deutschen Schuld und die Pflege
des deutschen Schuldbewusstseins
ein Herrschaftsinstrument sei, das
in der Hand aller derer liege, die
Herrschaft über die Deutschen aus-
üben wollen, drinnen und drau-
ßen?

Jung: Sie spielt eine erhebliche
Rolle! Das dunkelste Kapitel der
deutschen Geschichte sollte zwar

niemals in Vergessenheit geraten,
aber durch die unrealistische Über-
höhung einer angeblichen „Gefahr
von Rechts“ mit permanenten
Rückbezügen auf die dunklen
zwölf Jahre wurde von der Alt-
68er-Bewegung ein Popanz aufge-
baut und ihr Marsch durch die In-
stitutionen unseres Staates begün-
stigt. Das bedeutet, dass zum Teil
äußerst stramme Linksideologen
und/oder deren Zöglinge an ent-
scheidenden Schalthebeln der
Macht sitzen und wirken, die nicht
selten einen knallharten System-
wechsel hin zum Kommunismus

anstreben oder zumindest damit
liebäugeln. Aus ihren Lautspre-
chern tönt unablässig die alarmisti-
sche Feindbild-Durchsage einer an-
geblichen „Gefahr von Rechts“! Das
festigt ihre linksideologische Posi-
tion, das heißt, diese Leute verste-
hen ihr Handwerk.

PAZ: Sie berichten in Ihrem
Buch, dass Linksextremisten zur
paramilitärischen Ausbildung ins
Ausland reisen, um sich auf den
bewaffneten Kampf in Deutschland
vorzubereiten. Und sogar diese Ak-
tivitäten würden staatlich geför-
dert, oder vermuten Sie das nur?

Jung: Oh ja, diesem durchaus
interessanten und aufschlussrei-
chen Themenkomplex haben wir
im Buch ein ganzes Kapitel gewid-
met. Allerdings findet hier staatli-
che Förderung nach unseren bishe-
rigen Recherchen nur indirekt statt.
Im Norden Syriens hat sich die un-
abhängige Republik Rojava eta-
bliert, die aus drei „Kantonen“ be-
steht. Regiert wird sie nach den
Prinzipien Abdullah Öcalans, dem
in der Türkei inhaftierten Führer
der Terrororganisation PKK. Es ist
ein sozialistisches System, das sich
als eine Art Verfassung sogar einen
Volksvertrag gegeben hat. Bei ge-
nauerem Hinsehen stellt man aller-
dings schnell fest, dass es alles an-
dere als ein demokratisches oder
gar rechtsstaatliches Gebilde ist,
was Sozialisten in Rojava errichtet
haben. Auf Anfrage teilte uns eine
Sprecherin des Bundesamtes für
Verfassungsschutz Anfang Mai
2015 mit, es befänden sich
120 Linksextremisten aus Deutsch-
land in Rojava, um dort am bewaff-
neten Kampf teilzunehmen. Eine
Linksextremistin kam 2015 sogar
ums Leben. Sie hatte an der Seite
der YPG gegen den Islamischen
Staat (IS) gekämpft. Und eine bunt
bedruckte Werbebroschüre dazu
haben wir beispielsweise Ende
April 2016 im Antifa-Treff „Kafe
Marat“ in München vorgefunden.
Wer die wohl finanziert hat, dürfte
keine Frage sein!

PAZ: Sind denn angesichts der
aufgezeigten Fehlentwicklungen
nicht schon Gegenkräfte herange-
wachsen, die dem skandalösen
Treiben ein Ende bereiten wollen?

Jung: Das Internet mit seinen so-
zialen Netzwerken und die an Ein-
fluss gewinnenden alternativen
Medien und Blogs rücken derzeit –

neben dem Zutun von diversen Po-
litikern der AfD – einiges wieder
„zurecht“, was sich bis tief in die
Gesellschaft und Politik auswirkt.
Sollte dieser Vorgang jedoch nach-
haltig unterbrochen werden, dann
bekommt unser bisheriges Zu-
sammenleben gravierende Risse.

PAZ: Als engagierter Anti-Antifa-
Aktivist an der enthüllenden Auf-
klärungsfront haben Sie bestimmt
schon persönliche Erfahrungen mit
Linksextremisten gemacht, ver-
mutlich unangenehme?

Jung: Ja, wir wurden bei den Re-
cherchen und Filmaufnahmen
nicht nur einmal erheblich gestört
und sogar körperlich attackiert, so
zum Beispiel in München und
Stuttgart. Auch das haben wir in
den begleitenden Dokumentarfil-
men anschaulich thematisiert. 

PAZ: Wie ist Ihre Prognose: 2017
werden im September die Bundes-
tagswahlen und vorher drei Land-
tagswahlen stattfinden. Wird die
linksextreme Gewalt noch mehr
ansteigen?

Jung: Um eine Steigerung der
linksextremen Gewalt in Deutsch-
land zu prognostizieren, braucht es
wirklich niemanden, der in diesem
Themengebiet ausführlich recher-
chiert hat. Der gewaltbereite Links-
extremismus hat uns schließlich
erst vor wenigen Wochen in Leip-
zig, als Linksextremisten die Woh-
nung eines ihrer Gegner aus dem
rechten Spektrum am helllichten
Tage aufgebrochen und brutal ver-
wüstet haben, eindrucksvoll vorge-
führt, wie sehr sich die Gewaltspi-
rale dreht. Aber, wo Gefahr ist,
wächst das – hoffentlich – Rettende
auch: Mit der AfD schafft es mögli-
cherweise eine echte Oppositions-
partei aus dem Volk in den Bundes-
tag, die in die Lage versetzt und ge-
willt ist, die richtigen Fragen zu
stellen oder wie in Baden-Württem-
berg einen richtigen Untersu-
chungsausschuss – nämlich zu
Linksextremismus – zu beantragen.
Das dürfte nicht wenigen Vertretern
der herrschenden politischen Kaste
ein gehöriger Dorn im Auge sein –
und das nicht nur in Bezug auf die
finanzielle Ausstattung von linksex-
tremen Strukturen aus hart erarbei-
teten Steuergeldern. Wir dürften
entsprechend vor einem der
schärfsten und gewalttätigsten
Wahlkämpfe der letzten Jahrzehnte
stehen.
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Wie die Antifa mit Steuergeldern gefördert wird
Interview mit Christian Jung über die Subventionierung des linksextremen Kampfes gegen die Gegner der etablierten Politik

Papst Franziskus schießt Gegner ab
Konservativer Großmeister Festing zur Abdankung gezwungen – Entlassener liberaler Großkanzler von Boeselager wieder eingesetzt

Der Unmut in konservativen
katholischen Kreisen über
den Reformkurs von Papst

Franziskus wächst. Der kampfer-
probte Malteserritterorden, der
einst in Kreuzzugszeiten gegen
das Vordringen des Islams ge-
gründet wurde, sollte nun für die
Konservativen in das (Schlacht-)
Feld gegen den Papst ziehen. Sie
verloren: Der Deutsche Ritter
Ludwig Hoffmann von Rumer-
stein soll jetzt als neuer Großmei-
ster den Orden leiten und auf
Kurs bringen.

Der Aufruhr nahm seinen An-
fang am 8. Dezember 2016 mit der
Entlassung des Großkanzlers der
Malteser, des Deutschen Albrecht
von Boeselager, durch den
79. Großmeister, den Engländer
Matthew Festing. Die Gründe für
die Entlassung Boeselagers gehen
auf die Jahre 1989 bis 2014 zu-
rück, in denen er als Großhospi-
taller des Ordens zuständig für
die Sozialarbeit von „Malteser
International“ war. Man wirft ihm
vor, dass in seiner Zuständigkeit
Kondome und orale Verhütungs-

mittel zum Kampf gegen Aids im
fernen Osten und in Afrika ver-
teilt worden seien. Boeselager
wehrte sich gegen seine Entlas-
sung und ließ sich auch durch
den Vorwurf des Ungehorsams
durch die Ordensleitung, für Rit-
ter der schlimmste Vorwurf, nicht
abhalten. Es sei
„absurd“ anzu-
nehmen, dass er
sich gegen die
Sexual- und Fa-
milienlehre der
Kirche stelle,
ließ er wissen. 

B o e s e l a g e r
entstammt ei-
nem alten rhei-
nisch-katholi-
schen Adelsge-
schlecht. Sein
Vater war der
N S - G e g n e r
Philipp von
Boeselager. Mit
den Galionsfi-
guren des sozia-
len Katholi-
zismus Bischof

Wilhelm Freiherr von Ketteler
und Kardinal Clemens August
Graf von Galen sind die Boesela-
gers, die den liberalen rheini-
schen Katholizismus und auch in-
direkt die CDU mitgeprägt haben,
verwandt. Ein Schwager von Al-
brecht von Boeselager ist der ehe-

malige CSU-Minister Theodor
von Guttenberg.

Vom Vatikan erhielt von Boese-
lager Rückendeckung durch die
Einsetzung einer Untersuchungs-
kommission des Staatssekretariats.
Das britische katholische Magazin
„The Tablet“ sieht als Hintergrund

des ordensinternen Machtkamp-
fes die seit Langem bekannten
Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen dem konservativen Kardinal
Raymond Leo Burke und Papst
Franziskus. Der amerikanische
Kardinal ist der Kardinalpatron
für die Malteser. Er soll bei der

Entlassung von
Boeselagers mit-
gewirkt haben. 

Bei dem Streit
geht es längst
nicht mehr um
Kondome. Der
Streit steht nicht
zuletzt für die
immer stärker
werdende kon-
servative Oppo-
sition gegen
Papst Franzis -
kus und dessen
liberalen Mo-
dernisierungs-
kurs in der Kir-
che. Burke ist
einer der heftig-
sten Kritiker des
Papstes. Burke

könnte ein Interesse daran gehabt
haben, den Orden gegen Franzis -
kus zu positionieren, um selbst im
Hintergrund zu bleiben. Burke hat
mit den deutschen Kardinälen Jo-
achim Meisner und Walter Brand-
müller sowie dem Italiener Carlo
Kardinal Caffarra im vergangenen
Jahr einen offenen Brief an Fran-
zis-kus geschrieben und darin
mehr Aufklärung über das Fami-
lienschreiben „Amoris Laetitia“
verlangt, in dem vor allem die Un-
auflösbarkeit der Ehe in Frage ge-
stellt wird. Der offene Brief der
vier Kardinäle war als Affront ge-
gen den Pontifex gewertet worden.
Die vom Papst eingesetzte Kom-
mission erzwang jetzt die Abdan-
kung Festings als Großmeister.
Sein Nachfolger soll der Deutsche
Ludwig Hoffmann von Rumerstein
werden, Boeselager wird wieder
ins Großkanzleramt, das dritt -
höchste in der Ordenshierarchie,
eingesetzt. Der Machtkampf
scheint vorerst zugunsten des Pap-
stes entschieden. Aber die Ant-
wort auf den Brief der vier Kardi-
näle steht noch aus. Bodo Bost

Der Souveräne Malteserorden ist
einer der ältesten katholischen
Laienorden und weist eine Staa-
ten-ähnliche Struktur auf. Gegrün-
det kurz vor Beginn der Kreuzzüge
im 11. Jahrhundert in Jerusalem,
blickt der Malteserorden auf eine
lange Geschichte im Dienst der
Pilger, Armen und Kranken zu-
rück. Die Ordenszentrale wechsel-
te von Jerusalem über Zypern und
Rhodos 1530 nach Malta, dessen
Namen der Orden heute noch
trägt. Als bedeutende Militär- und
Seestreitmacht bildete der Orden
jahrhundertelang im Mittelmeer

die christliche Vorhut im Kampf
gegen die Türken und den Islam.
Erst Napoleon beendete auf sei-
nem Weg nach Ägypten 1798
kampflos die Militärherrschaft der
Malteser über Malta, weil gemäß
der Ordensregel der Orden nicht
gegen Christen kämpfen durfte.
Vertrieben fanden die Ordensritter,
wie die Jesuiten, eine Zeitlang
Unterschlupf beim russischen Za-
ren. Seit 1834 hat der Orden sei-
nen Hauptsitz in Rom in der Nähe
des Papstes.

Wegen seiner Entstehung in
der Zeit der Kreuzfahrerstaaten

ist der Orden internationales
Völkerrechtssubjekt und hat Ele-
mente eines souveränen Staates,
wenn auch kein Territorium
mehr. Er hat derzeit mit
104 Staaten der Welt volle diplo-
matische Beziehungen. Der
Schwerpunkt der Malteser liegt
heute in den humanitären Akti-
vitäten in der Welt. Mit über
50 Staaten hat er Kooperations-
abkommen im sanitären und me-
dizinischen Bereich vereinbart,
wozu er über 25 000 medizini-
sche Mitarbeiter und 80 000 frei-
willige Helfer verfügt. B.B.

Der Souveräne Malteserorden

Mitverfasser des Buches „Der Links-Staat. Enthüllt: Die perfiden
Methoden der ,Antifa‘ und ihrer Helfershelfer in Politik und Me-
dien“: Christian Jung Bild: privat
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Als Reaktion auf den Terroran-
schlag auf den Berliner Weih-
nachtsmarkt an der Gedächtniskir-
che will die schwarz-rote Bundes-
regierung ein ganzes Maßnahmen-
paket zum Umgang mit sogenann-
ten Gefährdern auf den Weg brin-
gen. Zumindest die inzwischen be-
schlossene Einführung von elektro-
nischen Fußfesseln kann gleich aus
mehreren Gründen als Lösung
nicht überzeugen.

Die vom Bundeskabinett be-
schlossene Gesetzesänderung be-
trifft nämlich zunächst nur das
Bundeskriminalamt. Wie
Bundesinnenminister
Thomas de Maizière
(CDU) selbst eingeräumt
hat, werden die meisten
Gefährder, denen die Si-
cherheitsbehörden Ter-
roranschläge zutrauen,
aber nach Landesrecht
überwacht. Die Regelun-
gen zu den am Bein ge-
tragenen GPS-Sendern
zur Ortung von Personen
sind bislang verschieden.
Zu befürchten ist, dass
die Bundesländer auch in
Zukunft sehr unter-
schiedliche Maßstäbe an-
legen werden und dass je
nach Coleur der Landes-
regierung der politische
Wille zur Umsetzung
unterschiedlich ausge-
prägt ist, ja teilweise so-
gar fehlt. 

Völlig neu ist das In-
strument der elektroni-
schen Fußfessel nicht.
Schon bisher können Ge-
richte nach Artikel 68b
des Strafgesetzbuches ge-
fährlichen Tätern das Tra-
gen einer Fußfessel aufer-
legen. Im Jahr 2015 wur-
den nach Angaben des Justizmini-
steriums in Hessen bundesweit
76 Personen mit elektronischen
Fußfesseln überwacht. Bislang wer-
den auf diese Weise vor allem Per-
sonen wegen Sexualverbrechen
überwacht.

Auch Bundesinnenminister Tho-
mas de Maizière musste einräu-

men, dass Fußfesseln zwar ein
wichtiges Instrument sein können,
um die Überwachung von Perso-
nen zu erleichtern, aber kein All-
heilmittel. Zu
Recht haben Kriti-
ker auf Fälle hin-
gewiesen, in de-
nen Täter schwere
Straftaten began-
gen haben, ob-
wohl sie die Auf-
lage zum Tragen der Ortungssen-
der erhalten hatten. Im vergange-
nen Jahr ermordeten zwei IS-An-
hänger in der Normandie mit äu-

ßerster Brutalität einen französi-
schen Priester. Einer der Täter war
zuvor bereits polizeibekannt und
trug eine Fußfessel. Bereits im Jahr
2015 hatte ein Islamist in Berlin-
Spandau auf eine Polizistin mit ei-
nem Messer eingestochen. Auch
dieser Täter hatte nach einer Haft-
strafe die Auflage zum Tragen einer

elektronischen Fußfessel erhalten.
Angesichts solcher Verbrechen
kann die negative Einschätzung
elektronischer Fußfesseln durch

Ulrich Schellenberg, den Präsiden-
ten des Deutschen Anwaltvereins,
kaum überraschen. „Das ist ein Pla-
cebo, das ist Symbolpolitik, um das

Sicherheitsgefühl der Bevölkerung
zu erhöhen“, so Schellenberg
gegenüber der „Zeit“. 

Deutliche Skepsis ist auch mit
Blick auf die Forderung nach Ab-
schiebung von islamischen Ge-
fährdern angebracht. So hat Ber-
lins Innensenator Andreas Geisel
(SPD) unlängst darauf aufmerk-

sam gemacht, dass rund 80 Pro-
zent der Gefährder in der Haupt-
stadt gar nicht in Abschiebehaft
genommen werden können, da es

sich um deutsche
Staatsangehörige
handelt. Anteil
daran hat die bis-
lang verfolgte
Einbürgerungs-
politik, allerdings
auch die zuneh-

mende Zahl von Deutschen, die
sich als Konvertiten radikalen isla-
mischen Gruppen anschließen.
Ein Blick nach Brandenburg zeigt

einen weiteren Schwachpunkt:
Unter den gegenwärtigen Bedin-
gungen völlig offener und weitge-
hend unkontrollierter Grenzen
sind Abschiebungen in der Praxis
oftmals wenig effektiv. So mussten
die brandenburgischen Behörden
in den letzten Jahren die Erfah-
rung machen, dass zum Beispiel

abgeschobene tschetschenische
Asylberwerber regelmäßig wieder
illegal über Polen nach Branden-
burg einreisen. Die Folge ist die
Etablierung einer tschetschenisch
dominierten radikalislamischen
Szene in Brandenburg innerhalb
von wenigen Jahren. Selbst diese
im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern noch überschaubare
Gruppe bindet inzwischen bei
Landeskriminalamt und Verfas-
sungsschutz beträchtliche perso-
nelle Ressourcen und gefährdet
damit die übrige Polizeiarbeit. So
wird berichtet, dass für eine 24-

Stunden-Überwachung
eines einzigen Gefähr-
ders Dutzende Beamte
notwendig sind. Rechnet
man diesen Aufwand mit
der vom Bundeskrimi-
nalamt genannten Zahl
von bundesweit 760 Ge-
fährdern hoch, wird
schnell das Dilemma für
die innere Sicherheit
Deutschlands deutlich. 

Vor diesem Hinter-
grund dürfte früher oder
später intensiv über eine
Lösung diskutiert wer-
den, die von Bundesin-
nenminister de Maizière
bereits angedeutet wur-
de: die Einführung einer
„Gefährderhaft“. Not-
wendig wäre hierzu die
Schaffung eines eigen-
ständigen Haftgrundes
wegen Gefährdung der
inneren Sicherheit oder
wegen Terrorgefahr. 

Zu befürchten ist, dass
die Umsetzung des von
de Maizière und Justiz-
minister Heiko Maas
(SPD) angekündigten
Maßnahmenpakts vom
Lauf der Ereignisse

überrollt wird und zu spät kom-
men wird. So hat der Präsident
des Bundeskriminalamtes (BKA),
Holger Münch, davor gewarnt,
dass die nachlassenden militäri-
schen Erfolge des Islamischen
Staates die Zahl der Dschihad-
Rückkehrer nach Deutschland
steigen lässt. Norman Hanert

»Das ist ein Placebo«
Geplantes Maßnahmenpaket der Bundesregierung gegen Gefährder riecht nach Aktionismus

Lohndruck per
Zuwanderung 

Berlin – Der frühere Bundesvor-
sitzende der Linkspartei und zu-
vor der SPD, Oskar Lafontaine,
fordert, illegale Zuwanderer not-
falls abzuschieben. Im Interview
mit der Tageszeitung „Die Welt“
sagte der 74-Jährige, letztendlich
müsse der Staat entscheiden, wen
er aufnehme. Wer illegal über die
Grenze gekommen sei, der solle
ein Angebot bekommen, freiwil-
lig zurück zugehen. „Wenn er die-
ses Angebot nicht annimmt,
bleibt nur die Abschiebung“, so
Lafontaine. Unternehmern warf
er vor, den freizügigen Personen-
verkehr zu befürworten, um qua-
lifizierte Arbeitskräfte in Ent -
wick lungsländern abzuwerben
und hierzulande „durch verstärk-
te Zuwanderung die Lohnkon-
kurrenz zu verschärfen“. Lafon-
taines Positionen zur Zuwande-
rung sind in der Linkspartei hef-
tig umstritten, ebenso wie die
gleichlautenden seiner Ehefrau
und Parteigenossin Sahra Wagen-
knecht. H.H.

Der Bundesvorsitzende der
FDP, Christian Lindner, be-
tätigt sich in diesen Tagen

als Mutmacher. Die Zahlen sprä-
chen eine deutliche Sprache, er-
klärte er kürzlich bei einem der
vielen Neujahrsempfänge, die er
dieser Tage besuchte. Damit mein-
te er nicht nur die wieder anstei-
genden Mitgliederzahlen, sondern
auch die Umfragen, welche seine
Partei auf Bundesebene konstant
zwischen sechs und sieben Pro-
zent sehen. 

Das Wahljahr beginnt Ende März
im Saarland. Dort hatte sich die
FDP von der Machtpolitikerin An-
negret Kramp-Karrenbauer, einer
treuen Gefolgsfrau der Bundes-
kanzlerin Angela Merkel, nach al-
len Regeln der Kunst austanzen
lassen. Am Ende der Jamaika-Koa-
lition mit CDU und Grünen stand
2012 mit 1,2 Pro zent die politische
Pulverisierung. „Das Saarland ist
der Joker“, sagte Lindner kürzlich.
Dort sind die Umfrageergebnisse
noch wackelig. Derzeit liegt die
FDP bei vier Prozent. „Aber wir
sind das einzige Bollwerk gegen
Rot-Rot-Grün“, sagt Lindner. In der
Tat: Schaffen es die Liberalen in
den Saarbrücker Landtag, sind die
Träume der SPD von einem Macht-
wechsel ausgeträumt. 

Lindner hat angekündigt, den
SPD-Kandidaten Frank-Walter

Steinmeier zum Bundespräsiden-
ten zu wählen. Der verfügt mit den
Stimmen der Großen Koalition
zwar auch so über eine satte
Mehrheit, aber Lindners Empfeh-
lung ist dennoch mehr als nur
Symbolpolitik. Beobachter in Ber-
lin haben das Augenzwinkern
Richtung SPD aufmerksam ver-
nommen. 

Das Superwahljahr hat begon-
nen, ohne dass sich die FDP auf ei-
ne Koalitionsaussage eingelassen
hätte. Das war früher anders und

das hat die Partei teuer bezahlt.
Die Zeiten als Anhängsel der CDU
seien vorbei, sagt Lindners Stell-
vertreter Wolfgang Kubicki, der
Spitzenkandidat in Schleswig-Hol-
stein, wo im Frühjahr ebenfalls ge-
wählt wird. „Es gibt in der Partei
viele, die eine Stinkwut auf Merkel
haben“, sagt er und gibt damit das
Gefühl wieder, das viele in der
FDP haben: „Die hat uns erdrückt.“
Mit einigen offenen Rechnungen
geht die FDP in ihr Schicksalsjahr. 

Sollte sie es im Saarland schaf-
fen, ist ihr ein Platz auf der Oppo-

sitionsbank sicher. Mit CDU oder
SPD wird es alleine nicht reichen.
Eine Neuauflage von Jamaika „wä-
re Slapstick“, wie es Landeschef
Oliver Luksic formuliert, „und als
Steigbügelhalter von Rot-Grün
taugen wir nicht“. So sagt es auch
Lindner. 

Kurz darauf stehen Wahlen im
hohen Norden sowie in Nord -
rhein-Westfalen, der Heimat des
Parteichefs, an. Nach allen Umfra-
gen ist die FDP in ihren Hochbur-
gen sicher drin und steht die je-
weils regierende rot-grüne Koali-
tion vor dem Aus. „In NRW wollen
wir Rot-Grün ablösen und nicht
verlängern“, sagte Lindner der
„Neuen Ruhr / Neuen Rhein Zei-
tung“, „Auf diese Festlegung kön-
nen sich unsere Wähler verlas-
sen.“ Eine Hintertür ließ er sich
aber offen: „Am Ende kommt es
auf festgeschriebene Inhalte an.“
So drückte sich die FDP bereits im
vergangenen Jahr in Rheinland-
Pfalz aus und schloss ein Bündnis
mit SPD und Grünen. Wolfgang
Kubicki, Einpeitscher und „elder
statesman“ der Partei in einem,
formuliert es so: „Verantwortungs-
volle Demokraten nehmen ein
Wahlergebnis mit Demut zur
Kenntnis und machen sich dann
Gedanken über Bündnisse.“ Dies
lässt nun wirklich Platz für Speku-
lationen. Peter Entinger

Ohne Koalitionsaussage
Die FDP hält sich im Superwahljahr 2017 alle Optionen offen
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Der Präsident des Deutschen Anwaltvereins:
»Das ist Symbolpolitik, um das 

Sicherheitsgefühl der Bevölkerung zu erhöhen«

Anlässlich des Probebetriebes in Schleswig-Holstein: Vorstellung der elektronischen Fußsfessel in Kiel Bild: action press

W. v. Gottberg 
Alterspräsident?

Hannover – Wilhelm v. Gottberg,
von 1992 bis 2010 Sprecher der
Landmannschaft Ostpreußen, hat
gute Aussichten, der nächste Al-
terspräsident des Bundestages zu
werden. Der am 30. März 1940 im
ostpreußischen Groß Klitten,
Kreis Bartenstein, geborene 
v. Gottberg wurde von der nieder-
sächsischen AfD auf Platz vier der
Landesliste gesetzt. Laut aktuel-
len Umfragen ist ihm ein Parla-
mentssitz damit nahezu sicher.
Mit seinem Alter von dann 77
Jahren wäre v. Gottberg nach der-
zeitigem Stand der älteste Abge-
ordnete des am 24. September
neu zu wählenden Parlaments
und damit Alterspräsident. Der
Alterspräsident hat spezielle
Rechte, so eröffnet er die erste,
konstituierende Sitzung des
Bundestages mit einer Rede. H.H.
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Am 12. Februar wählt die Bundes-
versammlung der Bundesrepublik
Deutschland ein neues Staatsober-
haupt. Die Wahl des bisherigen
Außenministers Frank-Walter
Steinmeier ist beschlossene Sa-
che.

Selten in der Geschichte der
Bundesrepublik gab es so viel Ein-
mütigkeit vor dem Zusammentritt
einer Bundesversammlung wie
diesmal. Am kommenden Sonntag
wird Frank-Walter Steinmeier neu-
er Bundespräsident werden, das
steht außer Frage. Der scheidende
SPD-Chef Sigmar Gabriel hat die-
sen Coup der Bundeskanzlerin
und CDU-Parteivorsitzenden An-
gela Merkel abgerungen. 

Die Zusammensetzung der
16. Bundesversammlung, die am
12. Februar den Nachfolger von
Joachim Gauck wählt, ergibt sich
vor dem Hintergrund der Mehr-
heitsverhältnisse im Bundestag
und in den Landtagen. Sie setzt
sich je zur Hälfte aus den Abge-
ordneten des Bundestages und
ebenso vielen Vertretern der

Bundesländer zusammen. Folglich
entsenden die Parlamente insge-
samt 1260 Wahlmänner- und
Frauen in die Versammlung, die
im Berliner Reichstag tagen wird. 

An der Nominierung Stein-
meiers hatte es auch Kritik gege-
ben. Der Fraktionsvorsitzende der
Piratenpartei im Landtag von
Nordrhein-Westfalen, Michele
Marsching, er-
klärte: „Die Pira-
ten werden den
ausgekungelten
Kandidaten Stein-
meier nicht wäh-
len. Wir haben
von Anfang an
klargemacht, dass wir uns für eine
Direktwahl eines Bürgerkandida-
ten einsetzen wollen, um genau
eine solche Situation zu verhin-
dern, wie sie jetzt entstanden ist.“
Zwar spielen die „Piraten“ im po-
litischen Tagesgeschäft kaum eine
Rolle – in Kürze werden sie ihre
Sitze im Saarland, Schleswig-Hol-
stein und Nordrhein-Westfalen al-
ler Voraussicht nach verlieren –,
doch mit ihrer Kritik stehen sie

nicht alleine da. Innerhalb der
CDU gab es viele, welche die Eini-
gung der Kanzlerin mit den Sozi-
aldemokraten kritisch sehen.
Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble bewertete die Entschei-
dung als „Niederlage“ und Präsi-
diumsmitglied Jens Spahn erklär-
te, „dass angesichts einer um sich
greifenden Politikverdrossenheit

mehr Wettbewerb
gut getan hätte“. 

So kandidieren
neben Steinmeier
nur noch soge-
nannte Zählkan-
didaten. Die
L i n k s p a r t e i

schickt den Armutsforscher Chri-
stoph Butterwegge ins Rennen,
der früher bei SPD und Jusos aktiv
war und als Kritiker der Agenda
2010 gilt. Dass Steinmeier die Re-
formen von Ex-Kanzler Gerhard
Schröder bis heute verteidigt, ist
übrigens der Grund, warum die
Linkspartei ihre Unterstützung
versagt. Die Alternative für
Deutschland stellte auf ihrem
Bundesparteitag am 29. April

2016 Albrecht Glaser als ihren
Kandidaten auf. Der frühere Stadt-
kämmerer von Frankfurt am Main
dürfte mit dem Fernseh-Richter
Alexander Hold um den dritten
Platz kämpfen, der von den Freien
Wählern nominiert wurde und
wohl auch von den Bundesver-
sammlungsmitgliedern gewählt
werden dürfte, die ihren Sitz den
„Piraten“ verdanken. 

Dass Steinmeier bereits im er-
sten Wahlgang die erforderliche
Absolute Mehrheit erhalten wird,
steht außer Frage. Offen hingegen
ist, wie viele Stimmen er aus den
Reihen der Großen Koalition be-
kommt. So könnte Linksparteikan-
didat Butterwegge Stimmen von
unzufriedenen Bundesversamm-
lungsmitgliedern auf SPD-Ticket
erhalten und AfD-Kandidat Glaser
von Mitgliedern auf CDU-Ticket.
Das Szenario, dass der Kandidat
der Alternative für Deutschland
deutlich mehr Stimmen als jene
der 35 Wahlleute erhält, welche
die AfD nach Berlin entsandt hat,
wird innerhalb der CDU als Gau
angesehen. Peter Entinger

So friedlich wie diesmal ging
es bei der Wahl des Bundes-
präsidenten nicht immer zu.

Als spannendste Bundespräsiden-
tenwahl gilt jene des Jahres 1969. In
Bonn regierte die erste Große Koa-
lition unter Führung des Christde-
mokraten Kurt-Georg Kiesinger, als
dessen Parteifreund Bundespräsi-
dent Heinrich Lübke am 14. Ok -
tober 1968 seinen Amtsverzicht
zum 30. Juni 1969 ankündigte.
Ziemlich überraschend machte am
5. März 1969 der Sozialdemokrat
Gustav Heinemann dank Unterstüt-
zung der FDP mit sechs Stimmen
Vorsprung gegen Verteidigungsmi-
nister Gerhard Schröder (CDU) das
Rennen. Es war ein Signal in Rich-
tung der sozialliberaler Koalition,
die SPD und FDP nach der Bundes-
tagswahl im Herbst desselben Jah-
res schlossen. Heinemann sprach
später selbst von „einem Stück
Machtwechsel“. 

Weitaus weniger spannend ging
es bei der ersten Bundesversamm-
lung zu, die am 12. September
1949 in Bonn zusammentrat und
den FDP-Kandidaten Theodor
Heuss zum Staatsoberhaupt wähl-
te. Darauf hatte sich die damals re-
gierende Koalition aus CDU, CSU,

FDP und Deutscher Partei verstän-
digt. Der Gegenkandidat der SPD,
Kurt Schumacher, galt von vorn-
herein als chancenlos. Heuss wur-
de in der Folge zu einer geachteten
Nachkriegsfigur in Deutschland.
Dementsprechend verzichtete die
SPD vier Jahre später auch auf ei-
nen Gegenkandidaten. 

Knapp wurde es 1974, als sich
der von der SPD unterstützte
FDP-Kandidat Walter Scheel ge-
gen den CDU-Herausforderer Ri-
chard von Weizsäcker durchsetzte,
der zehn Jahre später schließlich
doch noch Staatsoberhaupt wur-
de. Drei Wahlgänge brauchte Ro-
man Herzog 1994, um sich gegen
Johannes Rau zu behaupten. Rau
wurde fünf Jahre später dann
doch noch Bundespräsident und
blieb bis dato der letzte Sozialde-
mokrat an der Spitze des Staates. 

Die kürzeste Amtszeit aller Prä-
sidenten hatte der CDU-Politiker
Christian Wulff, den Bundeskanz-
lerin Angel Merkel 2010 auf den
Thron hievte. Nach kaum zwei
Jahren voller Skandale war der
Weg im Sommer 2012 frei für den
einstigen DDR-Bürgerrechtler Joa-
chim Gauck, den Merkel zuvor
noch mit Vehemenz verhindert
hatte. P.E.

Zeitzeugen

An der Wahl des Bundespräsi-
denten nehmen nicht nur

Berufspolitiker teil. Vor allem die
Landtagsfraktionen machen
manchmal von ihrem Recht Ge-
brauch, Personen des öffent-
lichen Lebens nach Berlin zu ent-
senden. Vor vier Jahren nomi-
nierte die Sachsen-SPD beispiels-
weise den populären Schauspie-
ler Jan-Josef Liefers, der in den
beliebten „Tatort“-Folgen aus
Münster den Professor Karl-Frie-
drich Boerne spielt. Zweimal für
die Grünen dabei war auch der
Regisseur und Filmemacher Sön-
ke Wortmann. Vor vier Jahren
war sie die Überraschungskandi-
datin der CDU: Alice Schwarzer.
Die Frauenrechtlerin wurde von
der nordrhein-westfälischen
Union ausgewählt. Die Nominie-
rung sei eine Anerkennung ihres
Lebenswerks, teilte die Partei da-
mals mit. Bei der letzten Bundes-
präsidentenwahl vor fünf Jahren
schickte die Union ebenfalls TV-
Moderator Frank Elstner und
Fußballtrainer Otto Rehhagel
nach Berlin. Diesmal ist Bundes-
trainer Joachim Löw höchstper-
sönlich vor Ort, er wurde vom

grünen Ministerpräsidenten sei-
nes Heimatlandes Baden-Würt-
temberg, Wilfried Kretschmann,
gebeten. Bekanntestes Gesicht
der FDP-Wahlleute ist der „Fo-
cus“-Herausgeber Helmut Mark-
wort. Die AfD hingegen bricht
mit dieser Sitte und entsendet
ausschließlich Parlamentarier
aus den eigenen Reihen.

Die etablierten Parteien der
Bundesrepublik nutzen die
Bundesversammlung wie wei-
land die Blockparteien und Mas-
senorganisation der DDR die
Volkskammer, um ihnen naheste-
hende verdiente Größen aus
Sport und Gesellschaft zu ehren
und sich umgekehrt mit deren
Namen zu schmücken. Der wohl
populärste Sportler in der DDR,
der Radrennfahrer Gustav-Adolf
„Täve“ Schur, saß ebenso im
DDR-Parlament wie die Leicht-
athletin Heike Drechsler, die
1986 sowohl „DDR-Sportlerin des
Jahres“ als auch Abgeordnete
wurde. Und das „schönste Ge-
sicht des Sozialismus“, die Eis-
kunstläuferin Katarina Witt,
schmückte gleichfalls das Verfas-
sungsorgan. P.E./M.R.

Gesine Schwan – Die 1943 in Ber-
lin zur Welt gekommene Politik-
wissenschaftlerin und SPD-Aktivi-
stin kandidierte 2004 und 2009
für das Amt des Bundespräsiden-
ten, beide Male scheiterte sie im
ersten Wahlgang an Horst Köhler.
Die Lehrerstochter lehrte lange
Jahre an der Freien Universität
Berlin, bevor sie von 1999 bis
2008 die Europa-Universität Via-
drina in Frankfurt an der Oder lei-
tete. 

Kurt Gscheidle – Der 1924 in
Stuttgart geborene spätere Postmi-
nister war Wahlmann der SPD
1969 und wurde beim engen Ren-
nen dringend gebraucht. Ein vor-
abendlicher Ausflug ins Rotlicht-
milieu endete mit einer Kopfver-
letzung im Krankenhaus. SPD-
Kandidat Gustav Heinemann wur-
de dennoch gewählt. Gscheidle
starb 2003 in Saarbrücken.

Andreas Voßkuhle – Der 1963 in
Detmold geborene Rechtswissen-
schaftler war bereits Angela Mer-
kels Wunschkandidat für die
Nachfolge von Christian Wulff.
Auch diesmal war sein Name im
Gespräch. Aber er wollte nicht,
denn als Präsident des Bundesver-
fassungsgerichts verfügt er über
deutlich mehr politischen Einfluss
und Gestaltungsspielraum.

Norbert Lammert – Der Sitzungs-
präsident der Bundesversamm-
lung ist der Hausherr des Wahlor-
tes. Der 1948 in Bochum zur Welt
gekommene Bundestagspräsident
wurde zuvor selbst lange als mög-
licher CDU-Kandidat gehandelt,
lehnte aber dankend ab. Im Herbst
zieht er sich aus der aktiven Poli-
tik zurück.

»Ein Stück Machtwechsel«
Nicht bei allen Wahlen war der Gewinner schon vorher gesetzt

Der Sieger steht schon fest
Fraglich ist nur die Anzahl der Stimmen, die der Groko-Kandidat Steinmeier bekommt
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Wie weiland in
der DDR-

Volkskammer

Der amtierende Bundespräsident und sein Nachfolger: Joachim Gauck und Frank-Walter Steinmeier Bild: action press

Am spannendsten
war die Wahl 

Heinemanns 1969

Dank an verdiente
Prominente

BU N D E S V E R SA M M LU N G

Die Zählkandidaten
heißen Butterwegge,

Glaser und Hold

Karl Dönitz – Vor allem in der
Frühphase der Bundesrepublik
schrieben einzelne Wahlleute ein-
fach andere Namen auf die Ab-
stimmkarten. Auf diese Weise kam
das 1891 in Grünau bei Berlin ge-
borene letzte Staatsoberhaupt des
Deutschen Reiches in der zweiten
Bundesversammlung 1954 zu ei-
ner Stimme. Während des Krieges
Oberbefehlshaber der Marine,
hatte ihn Adolf Hitler in seinem
Testament zu seinem Nachfolger
als Reichspräsident berufen. Zum
Zeitpunkt der Wahl saß er noch in
alliierter Kriegsgefangenschaft.
Dönitz starb 1980 in Aumühle. 
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Stiffelio in Berlin
Von VERA LENGSFELD

Es gibt sie noch, die schönen Dinge. 
Dazu gehört zweifellos die Aufführung
der fast vergessenen Verdi-Oper 

Stiffelio im Konzerthaus am Gendarmen-
markt durch die Berliner Operngruppe unter
Leitung des talentierten Dirigenten Felix
Krieger. Einen passenderen Rahmen als das
ehemalige Schauspielhaus hätte es nicht 
geben können. Das Gebäude wäre beinahe
auch dem Vergessen anheimgefallen. Mitte
der 70er Jahre stand es noch als Ruine auf
dem damaligen Platz der Akademie, flankiert
von den ebenfalls ruinierten Deutschen und
Französischen Domen. Ich bin als junge 
Mitarbeiterin der Akademie der Wissenschaf-
ten manchmal in der Mittagspause in den 
Ruinen gewesen, habe die prachtvollen, noch
erhaltenen architektonischen Details 
bewundert und geglaubt, sie würden bald
verschwinden. 

Es wurde im damaligen Politbüro ernsthaft
erwogen, die Überreste des einstmals 
schönsten Platzes Europas zu beseitigen und
ihn, ähnlich dem Areal des abgeräumten 
Schlosses, mit sozialistischer Architektur zu
bebauen. Dann setzte sich die Vernunft durch
und man entschied sich für den Wiederauf-
bau. Heute glänzt der Konzertsaal in alter
Pracht, als wäre er nie weg gewesen.

Auch die Klänge von Verdis Oper Stiffelio
füllten den Raum, als wäre sie nicht kurz
nach der Uraufführung in Triest vor 167 Jah-
ren abgesetzt und von den Opernbühnen der
Welt verbannt worden. Grund war die Zen-
sur, die Zensur keine kirchlichen Handlungen
auf der Bühne zuließ, schon gar keinen 
Ehebruch in einem Pfarrhaus. 

Es ist kaum zu glauben, dass diese 
wunderbare Musik vergessen werden konnte.
Verdi, bekannt dafür, ungewöhnliche Helden
wie Prostituierte, Narren und Zigeuner auf
die Bühne zu bringen, hat sehr unter dem
Verbot seines Meisterwerks gelitten. Er 
versuchte, die Musik durch Umschreibung in
die Ritter-Oper „Aroldo“ zu retten, was aber
nicht gelang.

Es ist Felix Krieger zu verdanken, dass 
Stiffelio auferstehen konnte. Die Urfassung
galt lange als verschollen, erst 1992 sind Teile
im Privatbesitz von Verdi-Erben wieder auf-
getaucht. Durch sorgfältige Recherche im 
Ricordi-Archiv, das fast alle Opern, die in 
Italien aufgeführt wurden, enthält, gelang die
Rekonstruktion. 

Das Ergebnis ist ein wunderbares Geschenk
an die Musikwelt, wie die mit stehenden
Ovationen aufgenommene Aufführung in
Berlin bewies. Die teilweise sehr schwierigen
Arien wurden genial bewältigt, obwohl 
Peter Auty als Stiffelio kurzfristig für einen 
erkrankten Kollegen einspringen musste.
Aber auch Maria Katzarava als Lina riss zu
Begeisterungsstürmen hin. Hoffentlich erlebt
diese großartige Oper noch viele 
Aufführungen.

Welche Rolle spielte der Verfassungs-
schutz beim NSU? Bislang kommt die
eigentliche Arbeit des brandenburgi-
schen Untersuchungsausschuss „Na-
tionalsozialistischer Untergrund“ nur
schleppend in Gang. Mehr und mehr
deuten sich allerdings hochbrisante
Enthüllungen zum Umgang mit V-Leu-
ten an. 

Wie erst mit einiger Verzögerung be-
kannt wurde, hat Brandenburgs Mini-
sterpräsident Dietmar Woidke (SPD)
bereits am 18. Januar für die Behörden
ein Vernichtungsverbot von Akten mit
Bezug zum Rechtsextremismus erlas-
sen. Am 20. Januar folgte ein weiterer
Schritt: In einer nicht öffentlichen Sit-
zung mit Innenminister Karl-Heinz
Schröter (SPD) und Justizminister Ste-
fan Ludwig (Linke) einigte sich der
NSU-Untersuchungsausschuss darauf,
dass die Parlamentarier künftig Ein-
sicht in weitgehend ungeschwärzte
Akten bekommen. Beide Beschlüsse
könnten eine Wendemarke darstellen. 

Bislang sah sich die Landesregierung
dem Vorwurf ausgesetzt, eher auf Ver-
tuschung als auf Offenheit setzen zu
wollen. So sind in Brandenburg Akten
zum wichtigen V-Mann „Piatto“ ver-
nichtet worden, obwohl im Bund ein
Löschmoratorium galt. Brandenburgs
Innenministerium sorgte wiederum
vor zwei Jahren für Kopfschütteln, als
es sogar „Piatto“-Akten für den
Münchner NSU-Prozess mit einem
Sperrvermerk versehen wollte. 

Folge dieser Geheimniskrämerei war
ein Eklat. Der Münchner Strafsenat be-
schlagnahmte im Juli 2015 kurzerhand
einen Aktenordner, den ein Branden-
burger Verfassungsschützer zu seiner
Zeugenvernehmung dabei hatte. Spe-
ziell der Fall „Piatto“ gilt als heikel: Der
V-Mann soll im Jahr 1998 Hinweise auf
das damals gerade erst untergetauch-
ten NSU-Trio gegeben haben, aller-
dings soll die Information von Bran-
denburg nicht nach
Sachsen und Thürin-
gen weitergegeben
worden sein. 

Schon die Ver-
pflichtung des „Ver-
trauensmanns“ gilt
als Skandal. Ange-
worben wurde ausgerechnet ein
Schwerstkrimineller, der wegen ver-
suchten Totschlages zu acht Jahren
Haft verurteilt worden war. Wie „Piat-
to“ später erklärte, gab er noch in sei-
ner Haftzeit unter Beteiligung des
Verfassungsschutzes ein Neonazi-
Magazin namens „United Skins“ her-
aus. Relativ schnell war der Ange-
worbene Freigänger und schließlich
wieder ganz in Freiheit. Dort sorgte
„Piatto“ durch seine besondere Radi-
kalität für Aufsehen in der rechtsex-
tremen Szene. 

So hat der Politikwissenschaftler
Hans-Joachim Funke kritisiert, dass
der vom Verfassungsschutz angewor-
bene V-Mann bis kurz vor seiner Ent-
tarnung im Jahr 2000 sogar dazu auf-

gestachelt habe, Sprengstoff-Attentate
zu begehen. „Da ist der Verfassungs-
schutz selber ein Teil des Problems
und ist mitverantwortlich für eine Ra-
dikalisierung von Gewaltverbrechern.“
Ins Bild passen die Aussagen von
Brandenburgs Generalstaatsanwalt Er-
ardo Rautenberg im Untersuchungs-
ausschuss. Am Rande der Sitzung hat
Rautenberg vor einigen Wochen den
Verdacht geäußert, Brandenburgs Ver-

fassungsschutz könnte
im Jahr 2001 in einen
Brandanschlag auf die
Trauerhalle des jüdi-
schen Friedhofs in
Potsdam verwickelt
gewesen sein. Seiner-
zeit hatte sich eine

„Nationale Bewegung“ zu dem An-
schlag bekannt. 

Bis heute ist eine Gruppe unter die-
sem Namen nie wieder in Erscheinung
getreten, auch Täter konnten nie er-
mitteln werden. Rautenberg bezeich-
nete den Zeitraum zwischen den Jah-
ren 2000 und 2004 sogar als „finstere
Zeit“ der Behörde. Beim Verfassungs-
schutz habe es kein Gespür dafür ge-
geben, was man machen könne und
was nicht, so die Einschätzung des Ge-
neralstaatsanwalts. Vorwürfe dieser
Art scheinen nun neue Nahrung zu er-
halten. 

Laut den „Potsdamer Neuesten
Nachrichten“ ist vom NSU-Untersu-
chungsausschuss an das brandenbur-
gische Innenministerium die Anfrage

gestellt worden, ob der frühere NPD-
Politiker Frank Schwerdt für den Ver-
fassungsschutz gearbeitet habe. Wie
weiter berichtet wird, soll das Innen-
ministerium in der Angelegenheit eine
Antwort abgelehnt haben. Verwiesen
wurde demzufolge darauf, dass derlei
Informationen geheimhaltungspflich-
tig seien. Bemerkenswert ist, dass im
Fall des Weihnachtsmarkt-Attentäters
Anis Amri das Innenministerium vor
wenigen Wochen nicht gezögert hat, zu
erklären, der Tunesier habe nicht als V-
Mann gearbeitet. 

Bestätigt sich der Verdacht, dass
Schwerdt für den Verfassungsschutz
Brandenburgs gearbeitet hat, wäre dies
politisch hoch brisant: Bei dem im
Oktober 2016 verstorbenen Frank
Schwerdt hat es sich um die einfluss-
reichste Person in der rechtsextremi-
stischen Szene Berlins und Branden-
burgs gehandelt. Er war nicht nur in
der gewaltbereiten „Kameradschafts -
szene“ vernetzt, sondern im Jahr 2009
sogar zum stellvertretenden Parteivor-
sitzenden der NPD aufgestiegen. Da-
mit nicht genug: Schon bislang sind
über 40 V-Leute diverser Geheimdien-
ste identifiziert, die im Umfeld des
NSU-Trios agiert haben. Sollte sich der
Verdacht erhärten, dass auch der NPD-
Funktionär ein angeworbener Spitzel
war, würde sich diese Zahl weiter er-
höhen. Frank Schwerdt hat im Jahr
2012 selbst eingeräumt, jahrelang Kon-
takt zu Mitgliedern des NSU gehabt zu
haben. Norman Hanert

War auch er für
den Verfassungs-
schutz tätig? 
Der 2016 verstor-
bene stellvertre-
tende NPD-
Bundesvorsitzende
Frank Schwerdt im 
Dezember 2014 im
Sitzungssaal des
Bundesverfas-
sungsgerichts in
Karlsruhe

Bild: pa

Mit Tempo geht der Bau
des Berliner Schlosses
den geplanten öffent-

lichen Führungen im März entge-
gen. Das Einheits- und Freiheits-
denkmal davor, im Volksmund
„Bundeswippe“ genannt, ist dage-
gen am Kostenrahmen geschei-
tert. Das eröffnet einem Wieder-
aufbau der Kolonnaden Raum.
Für manche ist es eine Debatte
um die „richtige“ Architektur.

Die barocken Außenfassaden
des Schlosses sind fast fertig.
Ebenso hat der moderne Flügel
von Architekt Franco Stella Ge-
stalt angenommen. Um die Ge-
stalt des Platzes vor dem Schloss
tobt indes ein erbitterter Kampf:
„Warum liegt die Pickelhaube im
Trend?“, unkte Deutschlandradio
Kultur am 25. Januar mit Blick auf
einen möglichen Wiederaufbau
der „alten Kolonnaden“. 

Das Scheitern des dort vorgese-
henen, aber schon im April 2016
totgesagten Einheitsdenkmals er-
zürnt dessen Befürworter. Der

Haushaltsausschuss des Bundes-
tages bewilligte im November ei-
ne Rekonstruktion der 1894 er-
bauten und 1950 abgetragenen
Kolonnaden und verabschiedete
sich damit von der „Wippe“. Die
Entscheidung setzt ungewollte
symbolpolitische Zeichen: Das

Vertrauen ins moderne Bauen an
dieser prominenten Stelle scheint
erschüttert. Dennoch sprach sich
Berlins rot-rot-grüner Senat ge-
gen Wiederaufbaupläne an der
Schlossfreiheit aus. Doch die Fra-
ge, ob wie beim Schloss auch im
Umfeld eine bewährte Form als
Rahmen neuer Inhalte dienen
kann, bleibt aktuell, besonders
weil der Bundestag 18,5 Millio-
nen Euro für das Wiedererstehen

der historischen Kolonnaden be-
willigt hat. 

Stadtentwicklungssenatorin Ka-
trin Lompscher (Linke) weist
Geld wie Idee zurück: „Das
Grundstück mit dem Denkmal-
sockel gehört dem Land. Deshalb
entscheiden auch wir, was wir da-
mit machen.“ Man wolle zuerst
den erhaltenen Sockel des einst
von den Kolonnaden umschlosse-
nen Denkmals „Kaiser Wilhelm
Nationaldenkmal“ sichern. 

Kolonnaden-Gegner Wolfgang
Thierse (SPD) nannte die Ent-
scheidung des Bundes gegen ein
neu gestaltetes Denkmal einen
„Handstreich“, musste sich indes
vom Haushaltsexperten Johannes
Kahrs (SPD) korrigieren lassen:
Der Beschluss des Haushaltsaus-
schusses sei einstimmig erfolgt, es
gehe dabei um eine „historische
Einbettung“ des Schlosses. Das
Gedenken an Einheit und Freiheit
ließe sich schließlich auch in den
Kolonnaden gestalten, sagen de-
ren Befürworter. SG

Absage ans moderne Bauen
Streit um Schlosskolonnaden birgt hohe symbolische Bedeutung

NSU-Aufklärung stockt verdächtig
Verbirgt Brandenburgs Verfassungsschutz ein düsteres Geheimnis?

Der frühere Innensenator
und Ex-Landesvorsitzende
der Berliner CDU strebt

nach der Niederlage seiner Partei
bei der Landtagswahl 2016 und
dem damit verbundenen Verlust
der Regierungsbeteiligung am
24. September 2017 in den
Bundestag. Doch der Weg dorthin
dürfte steinig werden. 

Noch im November letzten Jah-
res waren abwertende Kommenta-
re aus seiner eigenen Partei zu hö-
ren. „Wir haben bewährte Kräfte
im Bundestag. Ich sehe keinen Än-
derungsbedarf“, erklärte der Neu-
köllner CDU-Vorsitzende Falko
Liecke. Frank Steffel, Chef der Rei-
nickendorfer CDU und Mitglied
des Bundestags, soll gar gehöhnt
haben: „Er sollte sich nach etwas
anderem umschauen, was erfül-
lend ist. Es gibt im Leben mehr
Dinge als Politik.“ Steffel be-
schwerte sich später, die Presse
habe ihn falsch zitiert. 

Zunächst einmal muss Henkel
in seinem Wahlkreis als Kandidat

nominiert werden. Aber Henkel
ist Kreisvorsitzender. Das sollte er
also schaffen. Dann kommt die
Nominierung für die Landesliste
auf einem Landesparteitag. Das
wird schon schwieriger. Bislang
sitzen neun Berliner CDU-Mitglie-
der im Bundestag. Henkel wäre

dann gewissermaßen der zehnte,
denn die anderen werden vermut-
lich nicht freiwillig Platz machen. 

Bei der Bundestagswahl 2013
erreichte die CDU in Berlin noch
28,5 Prozent. Bei der letzten Wahl
zum Berliner Abgeordnetenhaus
2016 waren es nur noch 17,6 Pro-
zent. Zudem schafften FDP und
AfD 2013 nicht den Sprung in den
Bundestag. Das wird diesmal wohl
anders, was die übrigen Parteien

an sich schon Mandate kosten
wird. Pessimisten in der CDU se-
hen ihre Partei nur noch mit vier
Berliner Vertretern im Bundestag.
Optimisten hoffen auf  sechs Man-
date. Aber selbst wenn es so
kommt, wäre Henkel wohl drau-
ßen. Denn die CDU hat im West-
teil der Stadt bei der letzten Wahl
fünf Direktmandate errungen.
Henkels Wahlkreis Mitte ist seit
den 90er Jahren fest in der Hand
der SPD. 

Bei so vielen CDU-Direktman-
daten bliebe nur ein Platz über die
Liste, den jedoch die jetzige Lan-
desvorsitzende Monika Grütters
(deren Wahlkreis in Ost-Berlin
derzeit von der Linkspartei gehal-
ten wird) erfolgreich für sich re-
klamieren dürfte. Selbst wenn es
Henkel (was eher unwahrschein-
lich ist) auf Platz 2 der Liste
schafft, müsste die Hauptstadt-
Union mindestens sieben Manda-
te erringen, damit für Henkel ei-
nes abfällt. Danach sieht es derzeit
kaum aus. Hans Lody

Staatssender unkt
gegen »Trend 

zur Pickelhaube«

Besonders radikaler
Neonazi im

Dienste des Staates

In der Partei trifft
seine Ambition kaum

auf Resonanz

Henkels dünne Chance
Der frühere Berliner CDU-Chef kämpft um einen Bundestagssitz
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Niederländer 
zählen per Hand
Den Haag – Aus Angst vor Wahl-
manipulationen sollen bei den
niederländischen Parlaments-
wahlen am 15. März alle Wahlzet-
tel wieder per Hand ausgezählt
werden. Innenminister Ronald
Plasterk gab seine Entscheidung
nach einer Sendung von RTL-
Nieuws bekannt, die herausfand,
dass die bisher in den Niederlan-
den eingesetzten Wahlcomputer
leicht zu hacken seien, was dann
entscheidende Auswirkungen auf
das Wahlergebnis haben könne. In
den zehn Jahren, da man in den
Niederladen per Abstimmungs-
computer gewählt hat, sind indes
nie Wahlfälschungen aufgefallen.
Die Abkehr vom bisherigen Ver-
fahren kann auch mit Geert Wil-
ders EU-kritischer Partei für die
Freiheit zu tun haben: Man will
sichergehen, dass diese nicht von
möglichen Wahlmanipulationen
profitiert. tws

Erst vor wenigen Tagen sickerte
durch, dass Ende Dezember der
hochrangige FSB-Mitarbeiter Ser-
gej Michajlow, sein Stellvertreter
Dmitrij Dokutschajew sowie der
Angestellte der bekannten IT-Si-
cherheitsfirma Kaspersky, Ruslan
Stojanow, verhaftet wurden. Wegen
Verbindungen zur US-Bundespoli-
zei FBI werden sie des Hochverrats
angeklagt.

Ein undurchsichtiger FSB-
Oberst, sein halbseidener Stellver-
treter, ein Geschäftsmann mit Ge-
heimdienstvergangenheit, eine il-
legale Hackergruppe und die US-
Bundespolizei FBI, die bei der Auf-
deckung eines vermeintlich ge-
planten Cyberkriegs mitwirkt: Aus
diesem Stoff werden Agententhril-
ler gestrickt.

Was wie die Vorlage zu einem
Spionageroman klingt, beschäftigt
derzeit die russische Öffentlichkeit
ganz real. Die Verhaftung von min-
destens zwei FSB-Angehörigen
und des Kaspersky-Mitarbeiters
Ruslan Stojanow, als Chef der Ab-
teilung für Zwischenfälle in Com-
putersystemen zuständig für Cy-
bersicherheit, sorgt derzeit in Mos-
kau für Aufsehen. Würden nicht
gleichzeitig Säuberungen in den
Reihen hoher Beamter und beim
Militär – Putin hat vergangene Wo-
che 16 Generale wegen Vertrauens-
verlustes per Erlass ihres Amtes
enthoben – stattfinden und gäbe es
nicht die Vorwürfe der Manipula-
tion des Präsidentenwahlkampfs in
den USA durch russische Hacker-
angriffe, würde die Sache vermut-
lich wenig Beachtung finden. 

Da es um den russischen In-
landsgeheimdienst FSB geht, der
die Angelegenheit bislang unter
Verschluss gehalten hat, trieben
zunächst Spekulationen Blüten.
Nun dringen tröpfchenweise Infor-
mationen nach außen. Hieß es zu-
nächst offiziell, die Verhaftung der
Geheimdienstmitarbeiter stehe in
keinem Zusammenhang mit den
Hackerangriffen auf die Wähler-
Datenbanken in den US-Staaten
Arizona und Illinois und wurde
bislang überhaupt jede russische

Einflussnahme auf den US-Wahl-
kampf bestritten, so kommen nun
Details ans Tageslicht, die zumin-
dest neue Fragen aufwerfen.

Bekannt wurde, dass nicht nur
vier Personen verhaftet wurden,
sondern acht weitere der Beihilfe
verdächtig sind. Sergej Michajlow
war FSB-Vizechef für Informa-
tionssicherheit, sein Stellvertreter
Dmitrij Dokutschajew ein ehemali-
ger krimineller Hacker, den die Be-
hörden bei seiner Verhaftung vor
die Wahl gestellt hatten, entweder
für den Geheimdienst zu arbeiten

oder ins Gefängnis zu wandern. Er
ist ein begabter Programmierer aus
Jekaterinburg, der im Auftrag von
Kunden Server knackte und Geld
von Kreditkarten stahl. 

Über Michajlows Vorleben ist
nur soviel bekannt, dass er in
Weißrussland geboren sein und
Mitte der 90er Jahre die russische
Staatsbürgerschaft erhalten haben
soll. Von Dokumenten, die dies be-

legen, fehle allerdings jede Spur. Es
scheint auch keine Zeugen wie
Klassenkameraden, Freunde oder

Verwandte zu geben, die ihn aus
dieser Zeit kennen. Dies liefert Ge-
rüchten Nahrung, dass Michajlow
sich eine Legende zugelegt oder

die Identität gewechselt hat, was im
Agentenmilieu der Postsowjetära
nicht unüblich sein soll. Dies führt
aber zu dem Verdacht, dass Michaj-
low ein in den FSB eingeschleuster
ausländischer Agent ist.

Was Ruslan Stojanow betrifft, lei-
tete dieser vor seiner Arbeit bei 
Kaspersky Lab beim FSB die Abtei-
lung für die Aufdeckung von Cy-
berverbrechen. FSB und russische

Polizei arbeiteten seit Jahren mit
der IT-Firma zusammen. Auch
Gründer und Firmenchef Jewgenij
Kaspersky hat früher für den KGB
gearbeitet. 

Den drei Festgenommenen wird
eine Verbindung zu einem russi-
schen Hackernetzwerk unterstellt,
das bislang im Verborgenen agier-
te. Eine Gruppe namens „Schaltaj
Boltaj“ (russische Übersetzung für
„Humpty Dumpty“, eine Figur aus
Lewis Carrolls Buch „Alice hinter
den Spiegeln“) sammelte unter Lei-
tung des Ex-Journalisten Wladimir

Anikejew (Deckname Lewis) kom-
promittierendes Material über ho-
he Politiker und Beamte, die er da-
mit erpresste. Unter anderem hack-
te er 2014 das E-Mail-Konto von
Regierungschef Dmitrij Medwed-
jew. Nach seiner Verhaftung sagte
Anikejew aus, Michajlow sei eine
Zeitlang Schirmherr der Hacker-
gruppe gewesen. Laut „Nowaja Ga-
seta“ gibt es eine Verbindung zwi-

schen Michajlow und den ameri-
kanischen Hackervorwürfen. Als
FSB-Angehöriger hatte Michajlow
gegen den russischen Geschäfts-
mann Pawel Wrubljewskij er-
mittelt, den Gründer des in den
Niederlanden ansässigen Online-
Bezahlsystems Chronopay. Diese
Firma soll dem Unternehmen King
Servers des Russen Wladimir Fo-
menko sechs Server vermietet ha-
ben. Über sie sollen die Attacken
auf die amerikanischen Wahlsyste-
me erfolgt sein. Amerikanische
Dienste ließen durchblicken, dass
sie ihre Informationen über King
Servers und Wrubljewskij von Mi-
chajlow erhalten haben.

Brian Krebs, Spezialist für Cy-
berkriminalität bei der „Washing-
ton Post“, bezeichnete Michajlow
als Quelle, die ihm Tausende ver-
trauliche Dokumente über russi-
sche Internetkriminalität geliefert
habe. Die Machenschaften Michaj-
lows und Stojanows seien seit Jah-
ren bekannt. Über eine eigene IT-
Sicherheitsfirma namens „Indrik“
habe er enge Kontakte zu Kimber-
ly Senz, einer amerikanischen Spe-
zialistin für Cyberkriminalität, ge-
habt, die ihre Zusammenarbeit mit
dem amerikanischen Geheim-
dienst nie verheimlichte. 

Ein weiterer FSB-Mitarbeiter,
Oleg Jerowikin, der kompromittie-
rendes Material über Donald
Trump an den Amerikaner Chris-
topher Steele geliefert hatte, wurde
von Kurzem in Moskau tot in sei-
nem Auto aufgefunden.

Ob die Säuberungen innerhalb
des FSB dazu dienen, US-Präsi-
dent Trump, der inzwischen be-
hauptet, dass es Manipulationen
aus Russland gegeben habe, zu
beschwichtigen, indem einer
Hackergruppe die Verantwortung
zugeschoben wird, oder ob es sich
– wie ebenfalls vermutet – um ei-
nen Verteilungskampf innerhalb
der russischen Sicherheitsbehör-
den um Einfluss oder tatsächlich
um einen Spionagekrimi mit US-
amerikanischer Beteiligung han-
delt, bleibt zunächst im Dunkeln
verborgen.

Manuela Rosenthal-Kappi

FSB verhaftet »Hochverräter«
Russischer Geheimdienst entlarvt Agentennetzwerk mit Verbindungen zum FBI 

Keine Beweise
für Kampagne

Moskau/Berlin – „Wir haben keine
Smoking Gun gefunden“, heißt es
in Berliner Regierungskreisen. Fast
ein Jahr lang hatten deutsche Ge-
heimdienste Beweise für eine rus-
sische Desinformationskampagne
gegen die Bundesregierung ge-
sucht. Bundenachrichtendienst
(BND) und Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (BfV) konstatierten,
dass zwar die Berichterstattung
russischer Medien und deren
deutscher Ableger, wie „RT
Deutsch“ oder „Sputnik News“
feindselig seien, es sei aber schwer,
die Grenze zwischen überzogener
und falscher Berichterstattung und
Desinformation zu ziehen. Hinter-
grund für die Ermittlungen ist die
Sorge, dass Russland die Wahlen
in Europa, wie in den USA vermu-
tet, beeinflussen könnten. Die Ge-
heimdienste der drei EU-Partner
haben eine enge Zusammenarbeit
vereinbart. MRK

Spionagekrimi mit
US-amerikanischer 

Beteiligung 

Ungarns Außenminister Pé-
ter Szijjártó hat Ende Janu-
ar, wenige Tage nach dem

Ablauf der Amtszeit von Barack
Obama, schwere Vorwürfe gegen
den ehemaligen US-Präsidenten
erhoben. „Die USA versuchen un-
verhüllt, sich in unsere inneren
Angelegenheiten einzumischen“,
so Szijjártó. Auch der US-Multi-
milliardär George Soros sei an den
Aktivitäten beteiligt. Inzwischen
hat der ungarische Geheimdienst
Soros’ Aktivitäten untersucht.
Mehr als 60 von Soros finanzierte
Nichtregierungsorganisationen
(NGO), wie seine „Open Society
Foundation“, sind demnach in Un-
garn aktiv. 

Ziel dieser Einflussgruppen sei
es, die ungarische Regierung zu
stürzen, behauptet Szijjártó: 
„George Soros, der in Ungarn
mehrere Organisationen finan-
ziert, macht kein Hehl daraus, dass
er sich einen Regierungswechsel
in Budapest wünscht. … Doch
nicht Soros, sondern das ungari-
sche Volk muss entscheiden, wel-
che Regierung und welchen Kurs
das Land benötigt.“ 

Es sei irreführend, die einschlä-
gigen Organisationen als „Nichtre-
gierungsorganisationen“ zu be-
zeichnen: „Denn sie werden öfters
durch fremde Regierungen oder
damit verbundene Strukturen fi-
nanziert – Soros etwa ist mit den

amerikanischen Demokraten und
der Familie Clinton verbunden.“
Der ungarische Geheimdienst will
festgestellt haben, dass Soros’ Or-
ganisationen auf die massenhaften
Zuwanderer auf der Bal kanroute
eingewirkt hätten. 

Unter anderem seien sie für die
Krawalle bei Idomeni an der grie-
chisch-mazedonischen Grenze
verantwortlich. Im Frühjahr 2016
waren Asylsucher beim versuch-
ten illegalen Grenzübertritt in ei-
nem Fluss ertrunken. Die griechi-
sche Regierung beschuldigte

„Flüchtlingsaktivisten“ damals, die
Asylsucher gezielt zum Grenz-
durchbruch aufgestachelt zu ha-
ben.

Vor dem Hintergrund unbewie-
sener Vorwürfe, Russland habe auf
die US-Präsidentenwahl Einfluss
genommen, sind die ungarischen
Feststellungen pikant. Die Er-
kenntnis des ungarischen Geheim-
dienstes bezieht sich auch auf Ak-
tivitäten anlässlich der sogenann-
ten Flüchtlingskrise und die mas-
sive Kritik westlicher Medien an
der ungarischen Regierungspoli-

tik. Szijjártó berichtet, dass man
ihm bei seinem Antrittsbesuch in
Washington im Jahre 2014 eine
zweiseitige Liste übergeben habe.
Dort habe er lesen können, was
Ungarn alles an innenpolitischen
Maßnahmen zu ergreifen habe,
wenn das Verhältnis zu den USA
verbessert werden solle. Sein US-
Amtskollege John Kerry hatte da-
mals für Szijjártó „keine Zeit“. 

In jenen Tagen gab es US-Sank-
tionen gegen Ungarn. Wegen „hin-
reichender Belege“ auf Korruption
wurden Einreiseverbote für einige
Ungarn verhängt: „Wir halten die-
se Personen nicht für geeignet, in
die USA einzureisen.“ Ungarn
hofft nun auf eine Verbesserung
seiner Beziehungen zu den USA
unter Donald Trump. Tatsächlich
wurde der ungarische Minister-
präsident Viktor Orbán bereits
vom neuen Präsidenten zu einer
Visite eingeladen, so Orbán zur Ta-
geszeitung „Vilaggazdasag“. 

Für Soros sind in Ungarn unter-
dessen schlechte Zeiten angebro-
chen. Nachdem seine Aktivitäten
dort bereits eingeschränkt wur-
den, hat die Regierung nunmehr
die Tätigkeit seiner Organisatio-
nen gänzlich untersagt. Szijjártó:
„Wir finden es sehr undemokra-
tisch, wenn jemand aus dem Aus-
land auf die ungarischen Wähler
Einfluss nehmen will, für wen sie
stimmen sollen.“ Hans Lody

Schaut man sich die Reihen-
folge der von Präsident
Trump empfangenen Staats-

chefs an, fällt auf, dass bereits in
dessen zweiter Amtswoche König
Abdallah II. von Jordanien emp-
fangen wurde. Zwar hatte Trump
vor ihm mit Israels Regierungs-
chef Netanyahu telefoniert, aber
Jordanien kommt in der neuen
Trump-Ära eine wichtige Rolle zu.
Das kleine aber stabile Königreich
kann sowohl im Hinblick auf das
Palästinaproblem eine wichtigere
Rolle spielen als in der Vergan-
genheit als auch im Kampf gegen
den islamischen Terror in Syrien
und dem Irak, den Trump zu ei-
nem Hauptanliegen seiner Nah -
ostpolitik gemacht hat. 

Jordanien könnte auch in Rich-
tung Saudi-Arabien, dessen Re-
formbedarf in Washington gese-
hen wird, als Modell gelten, denn
in Jordanien dürfen die Frauen
nicht nur Auto fahren, die jorda-
nische Königin Rania spielt auch
eine gewichtige politische Rolle.
Sie war an der Seite ihres Mannes
bei dem Gespräch mit Trump.

In erster Linie ging es bei dem
Besuch von König Abdallah in
den USA um eine wirtschaftliche
und politische Stabilisierung des
haschemitischen Königreiches.
Trump hatte schon im Wahlkampf
angekündigt, dass er kein Anhän-
ger der Zwei-Staaten-Lösung zur

Bewältigung des Palästinakonflik-
tes sei. Das Wiederaufleben einer
jordanischen Rolle in der Zukunft
des Westjordanlandes war der ge -
genwärtigen internationalen Fi-
xierung auf das Konzept eines pa-
lästinensischen Staates, dessen
Grenze zu Israel auf der Grenzli-
nie von 1967 beruht, vorzuziehen.
Ein neuer palästinensischer Staat
wäre in der derzeitigen islami-
schen Konjunktur der Großregion
eine langfristige strategische Be-
drohung für alle Staaten der Re-
gion, einschließlich Jordanien. 

Ein palästinensischer Staat im
Westjordanland dürfte der Hamas
in die Hände fallen und durch
den iranischen Einfluss zu einem
theokratischen und autokrati-
schen Staat werden, wie es der
Hamas-Rumpfstaat in Gaza be-
reits ist. Allerdings ist auch die
Hamas in Gaza immer mehr einer
radikalen Opposition des IS aus-
gesetzt, was die Proteste der letz-
ten Wochen dort beweisen.

Jordanien dürfte ebenso wie Is-
rael den wachsenden iranischen
Einfluss sehr kritisch sehen. Dem

Iran ist es zusammen mit seinem
verlängerten bewaffneten Arm in
Nahost, der Hisbollah, erst vor
Kurzem gelungen, seinen Kandi-
daten im Präsidentschaftspalast
des Libanon zu platzieren und mit
Beirut nach Bagdad, Damaskus
und Sanaa bereits eine vierte ara-
bische Hauptstadt unter seine
Kontrolle zu bringen.

Die jüngste Niederlage der Re-
bellen in Aleppo, immerhin die
wirtschaftliche Hauptstadt Sy-
riens, und die vollständige Über-
nahme der Stadt durch Syrer, His-
bollah und andere iranisch unter-
stützte Kräfte haben große Aus-
wirkungen auf das sunnitisch-
schiitische Machtgleichgewicht
der Region.

Jordanien kommt unter allen
arabischen Ländern der Region
dem Ideal einer westlichen De-
mokratie am nächsten. Obwohl
Jordanien seit dem Osloer Ab-
kommen eine Zwei-Staaten-Lö-
sung in Palästina akzeptiert, gibt
es Hinweise, dass das haschemiti-
sche Königreich flexibel und poli-
tisch offen ist. Jordanien hat seit
dem Verzicht auf die Westbank
vor 25 Jahren seine Verfassung
von 1952 nicht geändert, die von
einem Königreich auf den beiden
Ufern des Jordan ausgeht. Auch
gilt Jordanien immer noch als Hü-
ter der islamischen Heiligen Stät-
ten in Jerusalem. Bodo Bost

Jordanien könnte 
vom Verzicht auf die
Westbank abrücken

Ammans Schlüsselrolle
Trump findet in Jordanien einen Verbündeten seiner Nahostpolitik

Budapest attackiert Soros
Der US-Milliardär wolle die ungarische Regierung zu Fall bringen

NGO des Spekulanten
habe Asylsucher

gezielt aufgestachelt

Kaspersky-Stand bei einer Konferenz in Lille: In Moskau wurde derweil der Chef für Cybersicher-
heit des Unternehmens, Ruslan Stojanow, verhaftet Bild: pa
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Lucke: Berlin
raus aus Euro

Minsk und 
Moskau streiten

Brüssel – Der Ökonom, EU-Parla-
mentarier und frühere AfD-Chef
Bernd Lucke meint, dass EZB-
Chef Mario Draghi über ein mög-
liches Szenario für einen Austritt
Deutschlands aus dem Euro nach-
denkt. In einem „bemerkenswer-
ten Brief“ (die PAZ berichtete) an
zwei italienische EU-Abgeordnete
hat Draghi über die Möglichkeit
des Austritts eines Mitglieds fabu-
liert. Der EZB-Präsident hat dabei
betont, dass in diesem Falle For-
derungen und Verbindlichkeiten
nationaler Notenbanken bei der
EZB erfüllt würden. Laut Lucke
klingt das wie eine Offerte an
Deutschland zum Austritt aus
dem Euro, das über Forderungen
von rund 750 Milliarden Euro an
die EZB verfüge. H.H.

Minsk – Weißrusslands Präsident
Alexander Lukaschenko und sein
russischer Amtskollege streiten
über verbilligte Rohöllieferungen
und Grenzkontrollen. Weil Weiß-
russland die Ukraine mit Benzin
versorgt, das es aus verbilligtem
russischem Rohöl herstellt, liefert
Mos-kau deutlich weniger Rohstof-
fe. Damit versetzt Putin der weiß-
russischen Wirtschaft, die auf hohe
Exporterlöse angewiesen ist, einen
derben Schlag. MRK

Ein neuer Bericht des Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF)
warnt die Europäische Union wei-
ter vor der griechischen Schul-
denlast. Währenddessen haben
die EU-Finanzminister Griechen-
land weiterhin ohne Erfolg aufge-
fordert, das umzusetzen, was es in
Verträgen unterschrieben hat.

Der IWF hält die griechischen
Schulden für „unhaltbar“ sowie
auf lange Sicht für „explosiv“ und
ruft die EU zu „glaubhafteren“
Rettungsmaßnahen auf. So steht
es in einem vertraulichen Bericht
des Instituts, der an die Medien
gelangte. Diese düstere Diagnose
macht es dem IWF zurzeit un-
möglich, sich an der finanziellen
Unterstützung Griechenlands,
aufgrund des im Jahre 2015 von
den Europäern aufgelegten drit-
ten Hilfspakets zu beteiligen. Ge-
rade auf die Beteiligung des IWF
hatte jedoch Deutschland mit Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble
immer gedrängt. 

Die griechischen Schulden
seien völlig unhaltbar, selbst bei
voller Umsetzung der im Rahmen
des Hilfsprogramms vereinbarten
Reformen. Der IWF kommt in
dem Bericht, der Anfang Februar
den Mitgliedsstaaten vorgelegt
werden soll, zu dem Fazit, dass
die öffentliche Verschuldung und
der Finanzierungsbedarf auf lan-
ge Sicht explosiv werden könnten.
Ohne Entlastungsmaßnahmen,
das heißt einen Schuldenschnitt,
würden die griechischen Schul-
den sonst 275 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts erreichen.

Nach den internen Regeln des
Währungsfonds, der an den bei-
den früheren Hilfsplänen für
Griechenland im Jahr 2010 und
2012 beteiligt gewesen war, darf
er keinem Land Darlehen gewäh-
ren, wenn dieses seine Schulden
mit einem hohen Grad an Wahr-
scheinlichkeit nicht zurückzahlen
kann. Der IWF-Bericht könnte in
Europa für Aufregung sorgen,
denn mehrere Länder, darunter
auch Deutschland, haben die fi-
nanzielle Beteiligung des IWF zur
unabdingbaren Bedingung für die

weitere Rettung Griechenlands
gemacht.

Der jetzt bekannt gewordene
Bericht des IWF macht keine kon-
kreten Lösungs-
vorschläge für
die Probleme
Griechenlands,
er ruft lediglich
die Staaten der
Euro-Zone dazu
auf, viel mehr zu
tun, um die griechischen Schul-
den zu lindern, um es so dem IWF
zu erlauben, sich am Hilfeplan zu
beteiligen.

Bislang ist die Euro-Zone nicht
gewillt, wieder einen Schulden-
schnitt der griechischen Staats-
schulden hinzunehmen. Jede wei-
tere Aktion ist bis zum Ende des
aktuellen Programms im Jahr
2018 auf Eis gelegt. Nach Auffas-
sung des IWF wird es ohne einen
weiteren Schuldenschnitt in Grie-

chenland wohl nicht gehen. Des-
halb fordert der IWF den Euro-
raum auf, konkrete Maßnahmen
zu ergreifen, einschließlich der

Verlängerung der Kreditlaufzeiten
bis 2070 und einer Verlängerung
der Frist für die Rückzahlung bis
zum Jahr 2040. Dies dürfte be-

sonders in Deutschland, das den
mangelnden Reformeifer der grie-
chischen Regierung immer wie-
der stark kritisiert, auf große
Skepsis stoßen.

Bei den europäischen Geldge-
bern war das vom griechischen
Parlament auf Vorlage von Pre-
mier Alexis Tsipras verabschiede-

te Extra-Weihnachtsgeld für grie-
chische Rentner, das für die euro-
päischen Gläubiger über 600
Millionen Euro gekostet hatte,

nicht gut ange-
kommen. Zu -
rück genommen
wurde es jedoch
nicht. Die Euro-
Finanzminister
hatten das mit
300 Milliarden

Euro verschuldete Griechenland
angesichts anstehender Wahlen in
den Niederlanden, in Frankreich
und Deutschland zu mehr Tempo

bei der Umsetzung der Reformen
ermahnt.

Euro-Gruppe-Chef Jeroen Dijs-
selbloem mahnte weitere Über-
prüfungen der Reformmaßnah-
men in Athen an. Seit 2010 hängt
Griechenland am Tropf seiner eu-
ropäischen Partner, ohne irgend-
welche Anzeichen, dass sich dies

auf absehbare Zeit wieder ändern
könnte. Im aktuellen Hilfspro-
gramm sind bis 2018 bis zu 86
Milliarden Euro Hilfsgelder vor-
gesehen. Von dem im Gegenzug
vereinbarten Spar- und Reform-
maßnahmen ist das Land jedoch
noch weit entfernt.

Vor allem die weitreichende Li-
beralisierung des griechischen
Arbeitsmarktes steht noch aus.
„Ich weiß nicht, was die griechi-
sche Regierung sich dabei denkt,
dass sie bis jetzt nicht das getan
hat, wozu sie sich so oft verpflich-
tet hat“, sagte Bundesfinanzmini-

ster Schäuble bei ei-
nem Treffen in Brüssel. 

Im Kreis der Euro-
Zone wächst ange-
sichts der nahenden
Wahlen die Nervosität,
weil das Thema Grie-
chenland und die Sinn-
haftigkeit des Verbleibs
des Landes im Euro
weiterhin Themen in
den Wahlkämpfen sein
werden und dies den
EU-kritischen Parteien
Zulauf bescheren wird.
Eine wiederaufflam-
mende Griechenland-
Finanzkrise wollen die
etablierten Parteien da-
her nach Möglichkeit
aus den Wahlkämpfen
heraushalten.

Im Juli muss Athen
die nächste große
Schuldenrate von über
sieben Milliarden Euro
zurückzahlen. Beim
letzten großen Rück -
zahlungstermin im
Sommer 2015 stand
das Land kurz vor der
Pleite. Wochenlang hat-
ten damals die Schlan-
gen vor den Geldauto-

maten griechischer Banken die
europäischen Medien beherrscht.
Wenn sich diese Bilder in der
Endphase des Bundestagswahl-
kampfes wiederholen, womöglich
in Verbindung mit weiter steigen-
den Zuwanderern an Griechen-
lands Küsten, wäre das Ende des
alten Europa nahe. Bodo Bost

Kurz vor der Schulden-Explosion
Desaster der Griechen-Rettung steht bevor – Athener Regierung hält sich nicht an Absprachen mit der EU

Nachdem bereits im De-
zember die Inflationsrate
mit 1,7 Prozent deutlich

angestiegen war, hat sich der
Preisauftrieb im neuen Jahr wei-
ter fortgesetzt. Nach vorläufigen
Angaben des Statistischen Bun -
desamts lagen die Verbraucher-
preise im Januar um 1,9 Prozent
über dem Niveau des Vorjahres-
monats. Als Preistreiber wurden
erneut die angezogenen Preise für
Heizöl, Kraftstoffe und Mieten
ausgemacht. Tiefer in die Tasche
greifen mussten die Deutschen
allerdings auch für Nahrungsmit-
tel und Dienstleistungen.

Aufmerksam verfolgt wird die
Inflationsentwicklung von Hedge-
fondfsmanagern, die durch Spe-
kulation auf einen Absturz deut-
scher Staatsanleihen das „Ge-
schäft des Lebens“ wittern. Kalku-
liert wird dabei folgendermaßen:
Die massiven Anleihenkäufe der
Europäischen Zentralbank (EZB)
haben die Renditen der Bundes-
anleihen in den negativen Bereich
gedrückt. Nun kommt noch Infla-
tion, also ein Kaufkraftverlust,
hinzu und macht das Engagement
noch unattraktiver.

Verstärkt wird die Neigung zum
Ausstieg aus den Bundesanleihen
noch durch einen anderen Um-
stand: Im Zuge der Euro-Ret-
tungsversuche hat Deutschland

ohnehin eine faktische Haftung
für die gesamte Euro-Zone über-
nommen. Investoren können da-
her gleich Anleihen anderer Eu-
ro-Länder in die Bücher nehmen,
die höhere Renditen bieten als die
„Bunds“, so die international gän-

gige Bezeichnung für deutsche
Staatsanleihen. 

Bereits im Jahr 2015, als die
Rendite für zehnjährige Bundes-
anleihen erstmals unter null ge-
fallen war, hatte der US-Milliar-
där und Anleihen-Spezialist Bill

Gross eine Spekulation auf eine
Abwärtsentwick lung bei deut-
schen Staatsanleihen als einmali-
ge Chance bezeichnet. Diese Ein-
schätzung hat seinerzeit einige
Aufmerksamkeit erregt. Immerhin
war Gross lange Zeit der Chef des
größten Anleihenverwalters der
Welt, der Allianz-Tochter Pimpco.
Zwar ist der große Abverkauf aus-
geblieben, der Bund blieb aller-
dings inzwischen mehrmals bei
Neuemissionen auf Anleihen sit-
zen, weil sich nicht genug Käufer
fanden. 

Mit Verweis auf die steigende
Inflation in Deutschland haben
nun die beiden Fondsmanager
Kyle Bass und Jeff Gundland den
Gedanken vom Zusammenbruch
bei den Bundesanleihen aufge-
griffen. Ähnlich wie der Fondsma-
nager Gross, sprechen beide in
diesem Zusammenhang von enor-
men Gewinnmöglichkeiten. Ein-
kalkulieren müssen Investoren
bei den Überlegungen zu einem
Anleihen-Crash allerdings auch
Gegenreaktionen: Bundesfinanz-
minister Wolfgang Schäuble
könnte versuchen, mit höheren
Zinsen die Bundesanleihen wie-
der attraktiver zu machen. Auch
hat die Europäische Zentralbank
bereits bewiesen, dass sie ihre
Anleihenkäufe notfalls noch aus-
weitet. Norman Hanert

Das Bakterium Legionella
pneumophila gedeiht in
warmem Süßwasser. Wird

dieses zerstäubt und das Aerosol
dann eingeatmet, zum Beispiel
beim Duschen, kann es zu einer
schweren und manchmal sogar
tödlichen Lungenentzündung
kommen: der sogenannten „Le-
gionärskrankheit“ oder Legionel-
lose. Der beste Schutz hiervor ist
die regelmäßige Erhitzung des
Wassers auf über 60 Grad, da die
Bakterien dabei absterben. 

Solch thermische Desinfektion
findet heutzutage praktisch in al-
len Warmwasserbereitungsanla-
gen von Mehrfamilienhäusern
statt. Trotzdem aber verabschiede-
te der Gesetzgeber Ende 2012 die
sechste Novelle zur Trinkwasser-
verordnung von 1976, welche hier
eine Probenentnahme im Ab-
stand von mindestens drei Jahren
vorschreibt.

Das resultierte aus der bundes-
weiten Hysterie infolge des spek-
takulären Legionellen-Ausbruchs
von Ulm im Januar 2010 mit 65
Krankheitsfällen und fünf Toten.
Allerdings stellte sich im Nach-
hinein heraus, dass die gefähr-
lichen Keime keineswegs aus den
Wasserleitungen kamen, sondern
aus der Rückkühlanlage eines
Blockheizkraftwerkes, wo sie op-
timale Bedingungen vorfanden.

Statt der zulässigen Höchstmenge
von 100 Bakterien in 100 Millili-
tern Wasser zählte man dort
92 500.

Und ganz genauso verhielt es
sich bei fast allen übrigen Legio-
nellose-Epidemien in Deutsch-
land und anderswo auf der Welt:
Sie wurden zu 99 Prozent von
Rückkühlwerken beziehungs-
weise Kühltürmen in Kraftwerken
oder Klimaanlagen verursacht.
Dies galt auch für die drei näch-
sten großen Ausbrüche hierzulan-

de in Warstein (2013), Jülich
(2014) und Bremen (2015), bei de-
nen insgesamt 275 Menschen er-
krankten und sechs starben.

Angesichts dessen sollte der
Gesetzgeber unbedingt vorschrei-
ben, neben den Warmwasserlei-
tungen in Wohngebäuden auch
die wirklichen Legionellen-
Schleudern zu kontrollieren. Aber
genau das schiebt er nun schon
seit 2006 vor sich her, also dem
Jahr, in dem die Europäische
Kommission feststellte, welch
enorme Gefahr von den indu-

striellen Verdunstungsanlagen
ausgeht. Erst wurde das Problem
ignoriert und dann schmorte der
Entwurf der entsprechenden 
42. Verordnung zur Durchführung
des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes für lange Zeit in den
Schubladen der anzuhörenden
Wirtschaftsverbände sowie des
Parlaments. Und nun wiederum
liegt das Ganze beim Bundesrat,
der diese extrem wichtige, weil le-
bensrettende Regelung eigentlich
am 16. Dezember 2016 verab-
schieden wollte, sie am Ende je-
doch nicht behandelte. Vielleicht
wird das aber jetzt bei der näch-
sten Sitzung am 10. Februar nach-
geholt.

Während die Industrie momen-
tan noch komplett ungeschoren
bleibt, müssen Mieter und Woh-
nungseigentümer zahlen, wenn
der Prüfdienst anrückt und im
Leitungswasser nach Legionellen
fahndet. Im günstigsten Fall sind
dafür dann 250 Euro pro Haus
fällig. Das macht beim derzeitigen
Untersuchungsintervall von 
36 Monaten bundesweit aber 250
Millionen Euro pro Jahr. Davon
kassiert der Staat dann 47,5 Milli-
onen Euro Umsatzsteuer, wes-
wegen es voraussichtlich zu kei-
ner Abänderung der unsinnigen
Novelle der Trinkwasserverord-
nung kommt. Wolfgang Kaufmann

2010 starben beim 
Legionellen-Ausbruch

fünf Menschen

Gewinn geht vor Gesundheit
Legionellen: Staat zögert lebensrettende Gesetzesänderung hinaus

Fondsmanager lecken Blut
Inflation nährt Spekulationen über Absturz von Bundesanleihen

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
2.032.178.755.650 €
Vorwoche: 2.032.138.280.858 €

Verschuldung pro Kopf:
24.730 €
Vorwoche: 24.729 €

(Dienstag, 7. Februar 2017, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WI RTS C H A F T

Finanzminister Wolfgang Schäuble klagt: 
»Die Griechen tun nicht, wozu sie sich 

verpflichtet haben«

Könnte mit höheren Zinsen
gegensteuern: Schäuble Bild: CF

Schuldenberg vor der Akropolis: Wird Deutschland seine Rettungsmilliarden für Athen je wiedersehen?
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In der Konkurrenz der Wirt -
schaftsord nungen während des
Kalten Krieges erlangten die

westlichen Länder zunehmend die
Überhand, während der sozialisti-
sche Block durch seine staatswirt-
schaftlichen Fesseln und die im Sy-
s tem begründeten andauernden
Fehlent scheidungen seinem Unter-
gang entge gen trieb. Als im Jahre
1991 die Sowjetunion zusammen-
brach, war der staatli che Sozia-
lismus am Ende. Das westliche Mo-
dell hatte sich als überlegen erwie-
sen, so der Schluss, der allenthalben ge-
zogen wurde. 

Doch es hatte nie ein einheitliches
„west liches Wirt schaftsmodell“ gegeben,
es gab deren zwei, die indes durch den
Kon   kurrenzkampf mit dem Sozialismus
funktional und im all-
gemeinen Bewusst -
sein als ein einziges
angesehen wurden.
Jetzt, da kein staat-
licher Sozialismus
mehr die beiden
westlichen Wirt-
schafts formen zu einer scheinbaren Ein-
heit zu sam  men schweißt, tut es not, die
beiden gegeneinander abzugrenzen und
sich so einen ordnungs politischen Über-
blick zu ver schaffen.

Da sind zunächst einmal die Merkmale
des Sozialismus: Der Staat bestimmt Prei-
se und Löhne, den Zugriff auf die Roh-
stoffe, die Produktion nach Art und Um-
fang, die Verteilung der Güter und den
Kapitalfluss, vor allem die Investi tionen
im Bereich der produzierenden Wirt-
schaft. Es gibt kein oder nur mar ginales
Privateigentum und vor allem keinen
Wettbewerb. Trotz des Zu sammen bruchs
des real existierenden Sozialismus in Eu-
ropa gibt es nach wie vor eine starke Lin-
ke, die dieses sozialistische Wirt -
schaftssystem als ihre bevorzugte Ord -
nung betrachtet und sich in der politi -
schen Praxis derer Mittel bevorzugt be-
dient. 

Demgegenüber hat, um das eigene,
ruhm reiche Beispiel zu nehmen, in
Deutschland die Soziale Marktwirtschaft
nach dem Entwurf von Alfred Müller-Ar-
mack in der Nachkriegszeit die ord -
nungspolitischen Grundlagen für das

weltweit so bezeich-
nete Wirtschaftswun -
der gelegt und im
„Wettbewerb der Sys -
te me“ so nachhaltig
überzeugt, dass sich
die SPD gezwungen
sah – jedenfalls nach

außen hin – der Staatswirtschaft abzu -
schwö ren und sich zur Marktwirtschaft
zu bekennen.

Diese nun ist eine Ordnung, in der sich
Preise auf dem Markt nach Angebot und
Nachfrage bilden und die Löhne durch
die Tarifpartner ausgehandelt werden,
wobei ebenfalls der Markt Eckdaten setzt.
Die Produktion, die Verteilung der Res -
sourcen, die Verteilung der Güter, also
der Handel, sind frei, und das ge samte
Regelwerk beruht auf zwei Grund lagen:
dem Privateigentum, also dem ge streuten
Eigentum an den Mitteln, und dem Wett -
bewerb. Aufgabe des Staates ist es, einen
rechtlichen Rahmen zu setzen, der die
Einhaltung der Regeln garantiert, insbe -
sondere der jenigen des Wettbewerbs und
der Vermeidung von marktbeherrsch en -
den Oligopolen oder gar Monopolen. 

Gegenüber diesen beiden Antipoden
gibt es indes noch eine dritte Art, eine

Volkswirtschaft zu gestalten, nämlich den
Kapitalismus. Dieser kennt keinen Wett-
bewerb, und niemand Geringerer als John
D. Rockefeller I. hat das in ein kur zes
Wort gefasst: „Konkurrenz ist Sün de.“ Der
Kapitalismus ist nicht markt -
wirtschaftlich, denn durch die Monopol-
macht der großen Konzerne können diese
Löhne und Preise bestimmen, wie sie
auch die Produktionsmittel und den Han-
del bestimmen. Wettbewerb gibt es nur
wenig mit der Tendenz zum völligen Erlö-
schen, denn unter den Konzernen sind
Kartellbildung und Preisabsprachen
selbstverständliche Maßnahmen. Darü -
ber kann auch die fallweise Vernichtung
eines Partners wie diejenige der New Yor-
ker Investmentbank Leh mann Brothers
im Jahre 2008 nicht hinwegtäuschen, die
eine kleine Flurbereinigung darstellt. Die
Rolle des Staa tes ist im Kapitalismus
nachge ord net. Bestimmend ist, was die
Hochfinanz ent scheidet.

Um die drei elementaren Ordnungen
kurz zu rekapitulieren, ist festzustellen:
Im Sozialismus entscheidet der Staat, wie
die Wirtschaft geführt werden soll. Er ist
die Ordnung autoritärer und tota litärer
Staaten. In der Marktwirtschaft setzt der
Staat der Wirtschaft einen recht lichen
Rahmen, ansonsten macht er die Politik,
während sich die Wirtschaft ums Ökono-
mische kümmert. Dies ist die Ord nung
freiheitlicher, meist demokratischer Staa-
ten. Im Kapitalismus hingegen lenkt die
Hochfinanz die Poli tik. Seine politi sche

Ausformung ist die Plutokratie, die oligar-
chische Herrschaft der Superreic hen. Es
ist die Wirklichkeit eines Staates, in dem,
wie in den USA, niemand daran denken
darf, in ein Parlament gewählt zu werden
oder gar zum Präsidentschaftskandidaten
zu avancieren, wenn er nicht Hunderte
von Millionen Dollar aufbrin gen kann.
Solche Zustände „demokra tisch“ zu nen-
nen ist abartig.

Dass diese hier aufgeführte Einteilung
kei ne Spielerei aus dem politologischen
Proseminar ist, kann man leicht erken -
nen, wenn man die lügnerisch als Frei -
handelsabkommen bezeichneten Ver -
trags werke von TTIP, TPP oder CETA be-
trachtet, gleichgültig, ob sie im Aug en -
blick noch aktuell
sind oder nicht. Die
oftmals leidenschaft-
lich geführte Debatte
um die Sinnhaftigkeit
solcher Verträge weist
leider falsche Akzen-
te auf. Denn so sehr
einen Verbraucher das vielge scholtene
Chlorhähnchen auch empören mag – die
große Gefahr liegt ganz wo anders, näm-
lich bei der Sondergerichts barkeit, die
mit den Handelsverträgen eingeführt
werden soll und teilweise schon einge-
führt ist. 

Dabei geht es darum, dass Staaten, de-
ren Gesetzgebung geeignet ist, durch rigi-
de umwelt- oder sozialpolitische Vor-
schrif ten den Profit von ausländischen

Kon zer nen zu schmälern, von die-
sen verklagt werden können. Das
Tribunal besteht aus den Vertretern
von dazu ermächtigten meist US-
amerikanischen Rechtsan walts -
kanzleien, die unter sich die Auf -
gaben des Anklägers, des Verteidi -
gers und des Richters aufteilen –
und damit kein Ärger aufkommt,
wechseln die Zuständigkeiten reih-
um von Fall zu Fall.

Auch ohne TTIP hat Deutschland
diesen neuen Zug der Privatisie-
rung der Juris diktion bereits zu

spüren bekommen, als der schwedische
Konzern Vattenfall die Bundes regierung
wegen des Atomaus stiegs, der allerdings
gegen jede recht liche Vorgabe geschah,
auf Mil liarden verklagte. Um solche Kla-
gen zu vermei den, gestalten immer mehr
Staaten, vor allem die kleineren, wehrlo-
sen, ihre Gesetzgebung dahingehend,
dass sie bei ausländischen Investoren
kein Missfallen erregen. Die Zuständig-
keit der Gesetz gebung wandert auf diese
Weise ganz still von den Parlamenten in
die Chefeta gen der internationalen Mul-
tis. Der Staat ist damit ausgehöhlt und nur
mehr ein In strument der Hochfinanz. 

Für die Freiheit des einzelnen ist das
eb en so fatal, wie wenn die Gesetzgebung

dem Politbüro einer
beliebigen kom mun -
istischen Partei an-
heimgegeben ist. Ob
Lenin oder Roth-
schild – das Ideal ei-
ner freiheitlichen
Ordnung, organisiert

in Demokratie und Marktwirtschaft, ver -
tritt keiner von beiden. Man sollte sich
daher auch vor dem Gesäusel hüten, mit
dem die angeblichen „gemeinsamen Wer-
te“ von Europa und den USA besun gen
werden. Sicher, es hat sie einmal gegeben,
aber das ist lange her und vorbei, seit die
Macht der USA aus dem Weißen Haus in
Washington umzog in die Wall Street in
New York. Europa sollte sich als Filiale zu
schade sein. Florian Stumfall

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus

konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Er könnte den Weltfrieden her-
beiregieren oder Nordkoreas

Diktator Kim Jong-un überreden,
freie Wahlen in seinem Land zu-
zulassen: Donald J. Trump, seit
nunmehr 21 Tagen US-Präsident,
hätte wohl trotzdem keine 
Chance auf eine faire Berichter-
stattung. Die maßlose Hetze in
den deutschen Mainstream-Me-
dien ist das Erschreckendste am
Phänomen Trump. Sicher, sein
rauer Politikstil ist unkonventio-
nell und schafft Unsicherheiten.
Man muss Trump nicht mögen.
Trotzdem: Die Berichterstattung
über sein bisheriges Tun ist so
verdreht, dass einem hochgradig
schwindelig darüber werden

kann. Speiübel wird einem ange-
sichts der verlogenen und selbst-
gerechten Beiträge jener Leute,
die leider den gleichen Beruf aus-
üben wie der Autor dieser Zeilen.
Das aktuelle  Titelbild des „Spie-
gel“ rückt ihn in die Nähe kopfab-
schneidender IS-Terroristen. Ein
Beitrag des ZDF-Politmagazins
„Frontal 21“ stellt ihn mehr oder
weniger als neuen Hitler dar. 

Was ihm wirklich vorgeworfen
wird? Er stellt links-grüne Le-
benslügen infrage, er entlarvt hei-
lige Wahrheiten als hohle Glau-
benssätze, und er ist – Gott sei‘s
geklagt – mit derlei Ansichten als
demokratisch gewählter Präsident
ins Weiße Haus eingezogen.

Maßlose Hetze
Von Frank Horns

Schock für CDU
Von Hans Heckel

Der steile Aufstieg der SPD
und ihres Kanzlerkandida-

ten bei den Umfragen wirft ein
grelles Licht auf die innere
Schwäche der Union. Zwar mö-
gen die Spitzen von CDU und
CSU hoffen, dass sich Martin
Schulz bis zur Wahl im Septem-
ber noch entzaubern dürfte und
seine Popularitätswerte wie die
seiner Partei auf „Normalmaß“
zurück schrumpfen.

Dennoch sind Ausmaß und
Geschwindigkeit, mit welcher
die SPD und ihr Kandidat die
Union binnen 14 Tagen hinter
sich gelassen haben, ein Alarm-
signal für die Kanzlerpartei.
Denn der Vorgang macht sicht-
bar, wie zerbrechlich die lange
uneinholbar scheinende Domi-
nanz der Union, der CDU zu-
mal, in Wahrheit gebaut war.

Wie es jetzt aussieht, lebte
dieser Vorsprung einzig und al-
lein von dem Eindruck, dass es

weit und breit niemanden gab,
der die Bürger ähnlich hinter
sich bringen könnte wie Angela
Merkel. Was wie Stärke aussah,
war also bloß die Abwesenheit
von Konkurrenz. Dieses Fehlen
eines echten Herausforderers
gab Merkel nahezu grenzenlo-
sen Spielraum, den sie dazu
nutzte, das bürgerlich-konserva-
tive Profil der CDU nach und
nach abzutragen.

Nun reicht schon ein Dampf-
plauderer wie Martin Schulz,
um das ganze Gerüst ins Wan-
ken zu bringen. Was soll eine so-
zialdemokratisierte CDU-Che-
fin, die alle Unterscheidungs-
merkmale zur SPD, ja selbst zu
den Grünen systematisch de-
montiert hat, dem entgegenhal-
ten? Die CDU sollte den Umfra-
geschock zum Anlass nehmen,
über eine Zeit nach Merkel
nachzudenken und zu fragen,
wer sie eigentlich sein will.

Ein zweites Trafalgar
Von Manuel Ruoff

Dass mit Michel Barnier
ausgerechnet ein Franzose
mit der wichtigen Aufgabe

betraut wurde, für die EU die
Brexit-Verhandlungen mit Groß-
britannien zu führen, ist bezeich-
nend, behaupten doch nicht nur
böse Zungen, dass die damalige
EWG und heutige EU mit dem
Ziel gegründet wurde, Frankreich
die nötigen Ressourcen zu ver-
schaffen, um auch nach dem
Zweiten Weltkrieg noch Groß-
machtpolitik betreiben zu kön-
nen. So sind es denn auch insbe-
sondere Franzosen, welche die
Briten für ihren Beschluss zum
Ausstieg aus der EU bestrafen
wollen. Der eine oder andere mag
sich noch an das im Herbst durch
die Presse gehende Foto einer
britische Abgeordnetenmitarbei-
terin mit ihren Notizen zum Bre-
xit erinnern, in denen zu lesen

stand: „French likely to be most
difficult.“

Diese unkonzilliante französi-
sche Vorgehensweise erinnert an
Napoleons Kontinentalsperre des
frühen 19. Jahr-
hunderts. Auch
damals initiierten
die Franzosen ei-
nen Handelskrieg
des europäischen
Kontinents gegen
die widerspensti-
gen Inselbewohner. 

Vorgeschichte und Motive sind
vergleichbar. So wie sich in unse-
ren Tagen die freiheitsliebenden
Briten in ihrem Brexit-Referendum
dagegen entschieden haben, sich
vom kontinentalen Brüssel aus re-
gieren zu lassen, machten sie am
21. Oktober 1805 mit ihrem Sieg in
der Seeschlacht von Trafalgar über
die Franzosen samt deren spani-

schen Verbündeten Napoleons
Pläne zu Makulatur, die britischen
Inseln zu erobern und vom konti-
nentalen Paris aus zu beherrschen.
Heute wie damals reagier(t)en die

Franzosen auf
diese britische
Widerborstigkeit
mit dem Versuch,
einen Handels-
krieg des gesam-
ten europäischen
Kontinents gegen

die Briten zu organisieren.
Und die Parallelen gehen wei-

ter. Damals wie heute ver -
such(t)en die Briten ihrerseits, für
wegbrechende Handelsbeziehun-
gen mit Geschäftspartnern auf
dem europäischen Kontinent Er-
satz zu finden in Nordamerika.
Und es ist zu befürchten, dass
auch diesmal wieder der deut-
sche Handel für den Handels-

krieg der Franzosen schwere Op-
fer wird bringen müssen. 

Damals trieben die Franzosen
schließlich sogar die Kontinental-
europäer in einen Krieg gegen
Russland, um das Land zur konse-
quenten Beteiligung am Handels-
krieg gegen England zu zwingen.
Dass sich auch dies wiederholt,
scheint hingegen unwahrschein-
lich, da die britisch-russischen
Beziehungen recht schlecht sind
und die Gefahren für die Franzo-
sen deshalb gering, dass ein Aus-
bau der britisch-russischen Wirt-
schaftsbeziehungen die Wirkun-
gen eines Handelskrieges der EU
gegen Großbritannien signifikant
mildern könnten. Doch wer wagt
es, in diesen Zeiten des Umbruchs
längerfristige Prognosen zu wa-
gen und irgendwelche Ereignisse
und Entwicklungen samt Folgen
definitiv auszuschließen?

Wie in unseren
Tagen mit ihrer
Brexit-
Entscheidung 
widersetzten
sich die freiheits-
liebenden Briten
in der 
napoleonischen
Ära mit ihrer
Kriegsmarine
dem Versuch, 
sie vom 
europäischen
Kontinent aus 
zu gängeln: 
Seeschlacht von
Trafalgar

Bild: CF

Brexit-Verhandlungen
der EU erinnern an

die Kontinentalsperre

Gegenwind

Weder Sozialismus noch
Soziale Marktwirtschaft

Von FLORIAN STUMFALL
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Goldene 
Kinoleinwand

Berlin − Bis zum 19. Februar ist
die Hauptstadt im Berlinale-Fie-
ber. Außerhalb des offiziellen Pro-
gramms führt der US-Künstler Joe
Ramirez seine „Gold Projections“
weltweit erstmals am Kulturfo-
rum in Berlin auf. Dabei projiziert
Ramirez Filme auf große, runde
und leicht konvexe Holztafeln, die
er zuvor in einem aufwendigen
handwerklichen Prozess vergol-
det hat. Das Projekt gilt als Prolog
zur großen Sonderausstellung
„Alchemie. Die Große Kunst“, die
vom 6. April bis 23. Juli im Kul-
turforum am Matthäikirchplatz
laufen wird. tws

Den Titel „Europäische Kultur-
hauptstadt“ führen in diesem Jahr
die Städte Paphos im Südwesten
von Zypern und Aarhus in Däne-
mark. Für die Bewohner von
Paphos und ganz Zyperns könnte
das Kulturjahr 2017 eine gute
Gelegenheit bieten, der Wieder-
vereinigung der seit 1974 geteilten
Insel einen kleinen Schritt näher
zu kommen. 

Aus diesem Grund freuten sich
die Zyprer und alle Gäste ganz
besonders auf die Eröffnungsfeier
auf dem Zentralen Platz Ende
Januar. Zwei Tage lang fanden
überall in der Stadt und rund um
den Hafen Musik-, Theater- und
Tanzvorführungen statt. Das Leit-
motto des Kulturprogramms lau-
tete Vielfalt, was der wechselvol-
len Geschichte des Küstenortes
ge schuldet ist. Seit der Antike war
Paphos mit seinem hervorragen-
den Naturhafen eine Drehscheibe
der Kulturen und ein Zentrum
der Zivilisation. Griechen, Perser
und Römer, Araber, Kreuzritter,
Osmanen und Briten kamen als
Eroberer, Pilger, Händler oder
Reisende und hinterließen ihre
Spuren. 

Mit 33 000 Einwohnern ist
Paphos die viertgrößte Stadt auf
Zypern und durch seinen interna-
tionalen Flughafen ein Verkehrs-
knotenpunkt im griechischspra-
chigen Teil der Insel. Hauptein-
nahmequelle ist der Tourismus.
Ihren vorwiegend ausländischen
Gästen hat die Stadt viel zu bie-
ten. Herrliche Strände und der
malerische, von dem mittelalter-
lichen Kastell überragte Hafen
locken nicht nur Bade- und
Tauchtouristen. Paphos ist ein
idealer Ausgangspunkt für Tages-
ausflüge zu den nahe liegenden
Klöstern, Gebirgen und Natur-
schönheiten der Mittelmeerinsel.
In der Altstadt bieten Restaurants,
Geschäfte, Bars und Nachtlokale
dem Publikum viel Abwechslung.
Von hier aus überblickt man die

Küstenlinie, die auf einen weißen
Leuchtturm und die archäologi-
schen Ausgrabungsstätten zuläuft.
Das Speiseangebot ist eine
Mischung aus griechischen und
türkischen Spezialitäten: Bauern-
salat, Zaziki und gefüllte Wein-
blätter schätzen Einheimische
und Touristen ebenso wie Hallou-
mi-Schafskäse, Sesampaste und
Hummus, das Kichererbsenpüree.

Fischgerichte und Meeresfrüchte
gehören selbstverständlich dazu. 

Wegen seiner Lage im östlichen
Mittelmeer ist Zypern eines der
wärmsten Länder Europas. Regen
fällt fast nur im Herbst und Win-
ter, wenn die mittlere Temperatur
zwischen 15 und 20 Grad liegt.
Dagegen wird es in den Sommer-
monaten extrem heiß. Etwas mil-
der ist es an der Küste und in den
Hochebenen des Troodosgebirges.

2016 verzeichnete die zyprische
Tourismusbranche einen erhöh-
ten Zustrom von Urlaubern vor
allem aus Deutschland. Dies sei
auf die derzeitige Gefährdungsla-
ge in der Türkei zurückzuführen,
wie es heißt. Die meisten Touri-
sten und auf Zypern lebenden
Ausländer sind Engländer, was
auf den Status von Zypern als Pro-
tektorat des britischen Weltreichs

von 1878 bis 1914 zurückzufüh-
ren ist. Im Süden der Insel unter-
hält Großbritannien noch heute
zwei Militärbasen, auf den Stra-
ßen gilt Linksverkehr. Aber auch
für viele gut betuchte Russen
wurde Zypern zur Trauminsel. 

Paphos hat ein reiches kulturel-
les Erbe aus dem griechischen
Altertum, römischer und byzanti-
nischer Zeit – und aus der Mytho-
logie. Hier soll der Sage nach die

Göttin Aphrodite, die „Schaumge-
borene“, den Wellen des Meeres
entstiegen und an Land gegangen
sein. Und an der Ostküste der 
40 Kilometer von Paphos gelege-
nen Halbinsel Akamas befindet
sich das Aphrodite-Bad, wo sich
die Schöne in einer Felsgrotte in
ihren Adonis verliebt haben soll.

Während der Antike zogen
jahrhundertelang Pilger aus dem

Mittelmeerraum zum Tempel mit
dem Heiligtum der Aphrodite in
Paläa Páfos (Alt-Paphos) bei dem
Dorf Koúklia in der Nähe von
Paphos. Um das Jahr 50 kam der
Apostel Paulus während seiner
ersten Missionsreise nach Paphos.
Auf dem Gelände um die spät -
byzantinische Kirche Agia Kyriaki
steht ein Säulenstumpf, an den er
gefesselt gewesen und gegeißelt
worden sein soll. Nur ein paar

Schritte entfernt von der Touri-
stenmeile des Fischerhafens liegt
der Eingang des Archäologischen
Parks. Zu den bedeutendsten
Sehenswürdigkeiten gehören die
kunstvollen Bodenmosaiken rö -
mischer Villen aus dem 2. und 3.
nachchristlichen Jahrhundert und
die als „Königsgräber“ be kannten
Grabstätten aus Ptolemäischer
Zeit. 1980 wurden die antiken

Ruinen von Paphos in die Liste
des UNESCO-Welterbes aufge-
nommen. Ganz ausgegraben ist
das antike Paphos bis heute nicht.
Überall auf dem Gelände werden
neue Entdeckungen gemacht.

Auf Zypern sind alle Dimensio-
nen kleiner, das betraf auch das
Budget für das Kulturjahr. Von
den ursprünglich veranschlagten
22 Millionen Euro blieben am
Ende nur achteinhalb Millionen

übrig, da sich ausländische Spon-
soren nach der Finanzkrise des
Jahres 2008 zurückgezogen hat-
ten. Dafür gewannen die Organi-
satoren ein Heer von ehrenamt-
lichen Mitarbeitern. Sämtliche
Kosten für Neubauten und die
Renovierung historischer Gebäu-
de übernahm die Stadt Paphos.
Der künstlerischen Leiterin Geor-
gia Doetzer war daran gelegen,
das Interesse der Bewohner für
zeitgenössische Kunst zu wecken,
die bislang in Paphos fehlte. Per-
sönliche Einladungen ergingen an
die 3000 ehemaligen türkischen
Einwohner von Paphos.

Einheimische und Besucher
können ein reichhaltiges Pro-
gramm mit über 300 Veranstal-
tungen genießen. Nach dem Kon-
zept der „Open Air Factory“
(„Freiluftfabrik“) wird sich der
historische Stadtkern in eine
große Freiluftbühne verwandeln.
Auch 2017 gehören die Theater-
aufführungen im römischen
Odeon zu den Höhepunkten im
Reigen der Abendveranstaltun-
gen. Kulturschaffende aus beiden
Landesteilen werden fortlaufend
einen Dialog über Kunst und Poli-
tik führen. Dem europäischen
Gedanken des Festivals haben die
Veranstalter den gebührenden
Tribut gezollt, indem sie Künstler
aus ganz Europa einluden. In den
übrigen Regionen des Landes
bringt eine „reisende Bühne“ das
ganze Jahr über den Menschen
Musik sozusagen vor die Haustür. 

Für den 1. Mai ist ein Konzert
der Berliner Philharmoniker auf
der Uferpromenade vor der
mittelalterlichen Festung ange-
kündigt. Ebenfalls im Mai wird
Sängerin Ute Lemper auftreten.
Beim „Summer Highlight“ am 
1. Juli sollen Meeresfeuer und
Lichtshows rund um den Hafen
der Stadt einen besonderen Glanz
verleihen. Mehr geht nicht in
Paphos, das in diesem Jahr eine
Kulturreise wert ist. 

D. Jestrzemski

Wo Aphrodite dem Schaum entstieg
Das im griechischsprachigen Teil Zyperns gelegene Paphos feiert sich als Kulturhauptstadt Europas – mit deutscher Unterstützung

Aphrodite geht an Land: Modernes Denkmal der antiken Göttin vor dem mittelalterlichen Kastell am Hafen von Paphos Bild: pa

Trendiger »Pinselheinrich«
Berliner Zille-Museum mit neuem Betreiber wiedereröffnet

Der Mann mit dem Vollbart
ist ein in die Jahre gekom-
menes Berliner Original:

Als Maler, Grafiker und Fotograf
zeichnete Heinrich Zille (1858–
1929) das Leben der Metropole
volksnah nach wie kaum ein an -
derer seiner Zeit. Er gilt bis heute
als eine der Berliner Persönlich-
keiten schlechthin. Auf 250 Qua-
dratmetern Ausstellungsfläche
gibt ihm seit dem 10. Januar das
wiedereröffnete Zille-Mu -
seum im Herzen der Stadt
neuen Raum. Auch an ande-
ren Orten ist die Rückbesin-
nung auf den Zeichner und
Karikaturisten ein Trend,
schließlich steht 2018 der
160. Geburtstag bevor.

Eine seiner Lieblingsknei-
pen hielt Zille 1910 auf dem
Bild „Schnapsdestille“ für
die Nachwelt fest. Die Knei-
pe betrauert aktuell das En -
de ihrer fast 125 Jahre alten
Tradition. Diese Charlotten-
burger Institution „Wilhelm
Hoeck“, in der Zille sein
Bier mit Korn, kurz „Molle“,
trank, schloss am 18. Januar. Wäh-
rend die Erinnerungs orte in sei-
nem alten Quartier Charlotten-
burg schwinden, haucht das
Museum dem Meister von Augen-
blicksaufnahmen aus dem Frei-
bad, aber auch sozialkritischen
Skizzen neues Leben ein. Auf den
Tag genau am 159. Geburtstag des
„Pinselheinrichs“ traf sich im Ni -
kolaiviertel ein Kreis von Freun-

den, um den Gedenkort einzuwei-
hen. Berlins Kultursenator Klaus
Lederer kam nicht. „Er grüßt be -
sonders gern, weil es nichts ko -
stet“, witzelte sein Parteikollege
Gregor Gysi zur Eröffnung. 

Zille hatte viele Blickwinkel auf
das Geschehen seiner Zeit, bilde-
te die Hinterhöfe mit dem Leben
der Arbeiter in den Mietskaser-
nen ab. Er war im Lauf seines
Lebens Kunststudent, Wachsoldat

im Zuchthaus, bezog in sein Werk
„Hurengespräche“ genauso ein
wie Werbeaufträge und humorige
Soldatenbilder. Sein fotografi-
sches Werk wurde erst posthum
be kannt. 1867 zog die Familie
nach Berlin. Nach dem Schulab-
schluss 1872 lernte er den Beruf
des Lithografen, wirkte ab 1877
als Geselle in Berlins Photogra-
phischer Gesellschaft. Es folgten
Veröffentlichungen im „Simplicis-

simus“, „Die lustigen Blätter“ oder
„Die Jugend“. Der Einschnitt kam
1907: die Entlassung aus der
Photographischen Gesellschaft.
Von da an machte der zeitlebens
umstrittene Künstler umso mehr
Straßen, Kaschemmen und Bor-
delle zu seinem Atelier.

Das Museum will nun dem
Künstler jenseits der Kategorie
„nostalgisches Lokalkolorit“ einen
Platz in der Kultur zurückero-

bern: Zille zeige „wie wir
Deutschen wurden, was wir
heute sind“. Träger des rein
privat finanzierten Mu -
seums ist ein Freundeskreis
unter Vorsitz des Schau-
spielers und Zille-Darstel-
lers Walter Plathe. Über
einen eigenen Sammlungs-
bestand verfügt das Haus
allerdings nicht.

Auch die sächsische Ge -
burtsstadt Radeburg erin -
nert an Zille mit dem „Hein-
rich-Zille-Lauf Radeburg“,
der am 1. April stattfinden
soll. „Zille sein Milljöh“ ist

Thema einer Revue im Theater im
Nikolaiviertel. Mit der Sonderaus-
stellung „Berliner Jö ren“ widmet
sich das Museum in der Propst-
straße dem amüsantesten Sujet
der Zille’schen Bilderwelt – den
Kindern, die der 80. Ehrenbürger
Berlins und Pa tenonkel zahlrei-
cher Kinder gern abbildete.

Sverre Gutschmidt

www.zillemuseum-berlin.de

Bei den Lesern von Philip Roth
war die Empörung groß, dass

2016 nicht er, sondern sein US-
Landsmann Bob Dylan den Lite-
raturnobelpreis erhielt – ein Sän-
ger! Singen kann Roth nicht, aber
seit seinem Welterfolg mit „Port-
noys Beschwerden“ empörend gut
schreiben. „Empörung“ nannte er
auch ein Buch, das 2008 erschie-
nen ist und das als bemerkens-
wert ansehnliche Verfilmung am
16. Februar in die Kinos kommt.

Es geht um den Collegestuden-
ten Marcus („Percy Jackson“-Dar-
steller Logan Lerman), der sich in
den 50er Jahren mit einem Uni-
versitätsdekan anlegt. Das non-
konforme Sozialverhalten des
jungen Mannes auf dem Campus
– er verweigert die Teilnahme an
einer Studentenverbindung und
zieht aus einer ihm zugewiesenen

Studentenbude aus – lässt ihn
verdächtig erscheinen. Ein Groß-
teil des Films macht ein Rede-
duell zwischen Marcus und dem
Dekan aus. Dieses ellenlange Ver-
hör, das an die McCarthy-Ära
erinnert, kommt auch dank des
theatererfahrenen Broadway-
Schauspielers Tracy Letts als
Dekan mit einer kammerspielarti-
gen Intensität daher, die an Span-
nung kaum zu überbieten ist.

Regisseur James Schamus hat
bei seinem Kinodebüt auf jegliche
Effekthascherei verzichtet. Eine
perfekte 50er-Jahre-Ausstattung
gibt diesem zaghaften, respektvol-
len Moral-Gerangel mit den Auto-
ritäten den perfekten authenti-
schen Rahmen. Romanautor Roth
dürfte sich über diesen sorgfältig
inszenierten Film alles andere als
empört gezeigt haben. H. Tews

Schlüsselszene von „Empörung“: Dekan Hutton (Tracy Letts)
nimmt den Studenten Marcus (Logan Lerman) in die Mangel

Ein echter Zille: „Berliner Jören“ Bild: Gutschmidt

Böll-Besuch bei
Günter Grass

Lübeck − Mit Thomas Mann und
Günter Grass nennt die Stadt
Lübeck schon zwei Literaturno-
belpreisträger ihr Eigen. Am 
21. Fe bruar kommt mit Heinrich
Böll ein weiterer „zu Gast“. Bis
zum 21. Au gust sind im Günter-
Grass-Haus in einer Ausstellung
die „Verschiedenen Ansichten“
von Grass und Böll zu sehen.
Außerdem läuft im Buddenbrook-
haus vom 11. Februar bis 28. Mai
die Ausstellung „Ich, Christian
Buddenbrook! Skizzen eines
Lübecker Kaufmannssohns“. tws

Spannendes Verhör
»Empörung« im Kino – Uni-Aufstand in Klein
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Der Weg zum Weltkrieg (III)
Mit dem gegen die USA gerichteten deutschen Bündnisangebot an Mexiko war selbst für gemäßigte Kreise in Washington das Maß voll

Nachdem Ende 1916 alle Friedens-
bemühungen gescheitert waren
und der Reichskanzler in der Fra-
ge der Führung des bedingungslo-
sen Unterseehandelskrieges die
Unterstützung der Reichstags-
mehrheit verloren hatte, muss te er
seinen Widerstand gegen die An-
wendung dieses äußersten Mittels
der Seekriegführung aufgeben.
Am 9. Januar 1917 befahl der Kai-
ser daher die Wiederaufnahme
des uneingeschränkten U-Boot-
Krieges, wodurch naturgemäß die
Freiheit der Meere eingeschränkt
wurde. Nach dieser schwerwie-
genden Entscheidung kam alles
auf die Reaktion der USA als der
bedeutendsten neutralen Macht
an.

Präsident Woodrow Wilson, der
sich in seiner Rolle als wohlmei-
nender Friedensvermittler von der
deutschen Regierung brüs kiert
und beleidigt fühlte, sprach in sei-
ner ersten Erregung davon, dass
dieser Schritt den Krieg mit
Deutschland bedeute. Trotz seiner
Verärgerung war er zunächst ent-
schlossen, sein Land nicht leicht-
fertig in den Krieg eintreten zu
lassen. Auf Drängen seiner politi-
schen Berater und einflussreicher
interventionistischer Kreise ent-
schloss er sich dann jedoch, die
diplomatischen Beziehungen zum
Deutschen Reich abzubrechen.
Den Casus belli sah er noch nicht
als gegeben, wodurch er unter er-
heblichen innenpolitischen Druck
geriet. Schon früher war er heftig
von seinen politischen Gegnern
kritisiert worden, weil er mit der
Begründung, sein Land sei zu
stolz, um wegen einer Provokation
in den Krieg zu ziehen, einem
Waffengang ausgewichen war. Im
November 1916 allerdings hatte er
mit dem Argument, das Land aus
dem Krieg herausgehalten und
den US-amerikanischen Interes-
sen auf friedlichem Wege zur
Durchsetzung verholfen zu haben,
die Präsidentschaftswahlen wie-
der für sich entscheiden können.

In einem an Graf Johann Hein-
rich von Bernstorff, den deut-
schen Botschafter in Washington,
gerichteten Schreiben begründete
US-Außenminister Robert Lansing
die schwerwiegende Entschei-
dung, die Beziehungen abzubre-
chen, mit dem Bruch der von der
deutschen Regierung im Mai 1916
nach der Versenkung der „Sussex“
verbindlich abgegebenen Versi-
cherungen. Außerdem führte er
aus, dass es die Würde und Ehre
seiner Nation verlangten, dem
deutschen Verhalten nachdrük-
klich entgegenzutreten. Graf
Bernstorffs schwierige und mit
großer persönlicher Aufopferung
verbundene Mission in Washing-
ton war beendet. 

Während in den USA zwischen
Kriegsgegnern und Interventioni-
sten der Kampf um eine US-ame-
rikanische Kriegserklärung an
Deutschland ausbrach und wäh-
rend Wilson noch versuchte,
durch „bewaffnete Neutralität“
und durch über schweizerische
und österreichische Kanäle ge-
führte Verhandlungen den Kriegs-
eintritt seines Landes zu vermei-
den, führten die deutschen U-
Boote den von der Marineführung
so lange herbeigesehnten rück -
sichtslosen Unterseehandelskrieg.
Tatsächlich schien dessen Ergeb-
nis seine Befürworter zu bestäti-
gen, denn die Versenkungsziffern
stiegen merklich an. Da eine
Kriegserklärung Washingtons
trotz der Versenkung amerikani-
scher Schiffe zunächst ausblieb,
fühlten sich auch diejenigen be-
stätigt, die eine Neutralität der
USA auch für den Fall des scho-
nungslosen Unterseehandelskrie-
ges prognostiziert hatten.

Die Unnachgiebigkeit Wilsons
in der U-Boot-Frage sowie die

fehlende Bereitschaft des Kaisers
und der Reichsleitung, sich ernst-
haft an Friedensbemühungen zu
beteiligen, führten jedoch zu ei-
ner ständigen Verschlechterung
des Klimas zwischen beiden Staa-
ten. Unterdessen gewannen die
von dem vormaligen Präsidenten
Theodore Roosevelt angeführten
Interventionisten die Oberhand
in Washington. Als am 19. März
die warnungslose Versenkung
von gleich drei US-amerikani-
schen Schiffen bekannt wurde,
sah sich Wilson zum Handeln ge-
zwungen, wenn er nicht erheb-
lich an Pre stige verlieren wollte.
Während der „Sussex“-Krise hatte
er unmissverständlich angekün-
digt, dass die Wiederholung eines
derart schwerwiegenden
Zwischenfalles unweigerlich den
Kriegseintritt der USA herbeifüh-
ren werde, sodass ihm jetzt seine
Handlungsweise durch seine frü-
here Ankündigung diktiert wur-
de.

Die weitere bilaterale Entwick -
lung wurde vor allem durch ein
Ereignis beeinflusst, das wohl als
eines der merkwürdigsten Pro-
dukte deutscher Außenpolitik
bezeichnet werden kann. Am
1. März 1917 wurde in Washing-
ton der Text eines deutschen
Bündnisangebotes an Mexiko ver-
öffentlicht, das als „Zimmermann-
Telegramm“ bekannt geworden ist
und die deutsche Herausforde-
rung an die USA komplettiert hat.
Das Deutsche Reich hatte bereits
seit der Vorkriegszeit das mexika-
nische Territorium als seiner

Interessensphäre zugehörig be-
trachtet und Einfluss auf die poli-
tische Entwicklung in Mexiko ge-
nommen, indem es revolutionäre
Bestrebungen durch Waffenliefe-
rungen und Geldmittel je nach
Lage unterstützte oder auf dem
gleichen Wege zu deren Bekämp-
fung beitrug. Da die USA sich
ebenfalls in Mexiko engagierten,
hatte die deutsche Regierung

nach dem Kriegsausbruch auch
immer versucht, die rivalisieren-
den Gruppen gegen die Vereinig-
ten Staaten zu mobilisieren, um
deren Streitkräfte durch einen
militärischen Konflikt mit Mexiko
zu binden und gleichzeitig die
US-amerikanischen Waffen- und
Munitionslieferungen an die En-
tente zu reduzieren.

Nachdem der Termin für die
Wiederaufnahme des uneinge-
schränkten U-Boot-Krieges fest-
stand und eine Kriegsbeteiligung
der USA nicht mehr ausgeschlos-
sen werden konnte, erschien eine
engere militärische Bindung an
Mexiko sinnvoll. So kam es am
13. Januar zur Formulierung eines
Bündnisangebotes, in dem Mexi-
ko unter dem Leitgedanken „Ge-
meinsame Kriegführung – Ge-
meinsamer Friedensschluss“ vor-
behaltlich der Aufgabe der Neu-
tralität der USA eine Zusammen-
arbeit vorgeschlagen und territo-
riale Gewinne auf Kosten der
USA in Aussicht gestellt wurden.

Ursprünglich bestand im Aus-
wärtigen Amt die Absicht, diese
Depesche auf einem U-Boot nach
Mexiko zu transportieren. Da je-
doch befürchtet wurde, dass der
offene Konflikt mit den USA be-
reits innerhalb der durchschnitt-
lichen Reisezeit eines U-Bootes
ausbrechen könnte, wurde
schließlich entschieden, die Mit-
teilung auf drahtlosem Wege zu
übermitteln. Am 16. Januar wurde
das Bündnisangebot daher als

von Außenstaatssekretär Arthur
Zimmermann unterzeichnetes Te-
legramm der US-amerikanischen
Botschaft in Berlin übergeben, die
es, in der Annahme, dass der ver-
schlüsselte Inhalt in Zusammen-
hang mit den Friedensvermittlun-
gen Wilsons stand, dem State De-
partment zuleitete. In Washington
wurde das Telegramm Graf Berns-
torff ausgehändigt, der es ab-
zeichnete und in einem anderen
Code an die deutsche Gesandt-
schaft in Mexiko weiterleitete.
Zur Sicherheit wurde der Text zu-
dem auf drahtlosem Wege über
die Großfunkstationen Nauen
und Sayville sowie per Kabel via
Stock holm und Buenos Aires in
die USA übermittelt. Unter dem
Eindruck des Abbruches der di-
plomatischen Beziehungen zwi-
schen Deutschland und den USA
wurde der deutsche Geschäftsträ-
ger in Mexiko wenig später ange-
wiesen, dem mexikanischen Prä-
sidenten das Bündnisangebot
schon vor Ausbruch der erwarte-
ten Feindseligkeiten zu unterbrei-
ten.

Durch die telegrafische Über-
mittlung des Bündnisangebotes
erhielten die britischen Funkent-
schlüsselungsstellen Kenntnis
von dessen Inhalt. Obwohl ihnen
der verwendete Code noch nicht
bekannt war, konnten die Krypto-
logen von Room 40, der Entziffe-
rungsabteilung des britischen Ma-
rinenachrichtendienstes, rasch
die wichtigsten Teile des aufge-
fangenen Telegramms rekonstru-
ieren. Als sie nach vier Wochen
schließlich in der Lage waren,
den gesamten Text zu entziffern,
wurde Admiral William Reginald
„Blinker“ Hall, dem Vorgesetzten
der Dechiffrierexperten, schnell
bewusst, welch ungeheure politi-
sche Brisanz die deutsche Depe-
sche in sich barg. Zweifellos war
seiner Abteilung einer der bedeu-
tendsten Entzifferungserfolge in
der Geschichte gelungen.

Die Briten, die hofften, damit
einen raschen US-amerikani-
schen Kriegseintritt provozieren
zu können, übergaben den Text
des Telegramms an den US-ame-
rikanischen Botschafter in Lon-
don, allerdings ohne ihre Quelle
preiszugeben. Andernfalls hätten
sie zugeben müssen, dass der US-
Nachrichtenverkehr regelmäßig
abgehört wurde. Der Botschafter
leitete das Telegramm seinem
Präsidenten zu, der es am 1. März
der Presse übergeben ließ.

Nicht nur für die deutsche Di-
plomatie, sondern auch für Präsi-

dent Wilson bedeutete diese Ent-
wicklung eine Niederlage. Stets
war es ihm darum gegangen, sei-
ne auf den Grundsatz der Huma-
nität begründeten Bedenken ge-
gen den Unterseehandelskrieg zu
formulieren und den Rechts-
standpunkt seines Landes zu ver-
treten. Dies hatte er auch der En-
tente gegenüber immer wieder
getan, indem er energisch gegen
die britische Seeblockade prote-
stierte, durch die verschiedene
Wirtschaftszweige in den USA
schweren Schaden genommen

hatten. Selbst nach dem Tod US-
amerikanischer Staatsbürger hat-
te er wohlüberlegt und sachlich
die Gefühlslage seiner Landsleute
zum Ausdruck gebracht, ohne
leichtfertig einen Kriegseintritt
der USA herbeizuführen.

Mit dem Bekanntwerden des
deutschen Bündnisangebotes an
Mexiko allerdings war für Wa -
shington das Maß voll. Besonders
verärgert war man darüber, dass
die Deutschen das großzügige
Angebot zur Nutzung der Nach-
richtenverbindungen des US-
Außenministeriums auf solche
Weise missbraucht hatten. Das
Deutsche Reich hatte in den zu-
rückliegenden Monaten nicht nur
die US-amerikanische Öffentlich-

keit durch den Einsatz deutscher
Agenten und Saboteure verärgert,
die internationale Seerechtsord-
nung ignoriert und den wirt-
schaftspolitischen Interessen der
USA durch die Unterseekriegfüh-
rung geschadet, sondern es hatte
sich nicht einmal gescheut, einem
US-amerikanischen Nachbarstaat
in Friedenszeiten ein gegen die
Vereinigten Staaten gerichtetes
Bündnisangebot zu unterbreiten.
Eine bewaffnete Auseinanderset-
zung war damit unausweichlich
geworden, so dass sich Wilson

dem Drängen Roosevelts und des-
sen interventionistischer Anhän-
ger nach einer Eröffnung der
Feindseligkeiten beugte. In Über-
einstimmung mit der großen
Mehrheit seiner Landsleute for-
derte er am 2. April 1917 vom
Kongress die Kriegsresolution.

Vier Tage später unterzeichnete
er die Kriegserklärung. Von die-
sem Zeitpunkt an sah sich
Deutschland einer weltumspan-
nenden Kriegskoalition gegen -
über. Der europäische Konflikt
war zu einem Weltkrieg eskaliert,
an dessen Ende die Zerschlagung
der alten europäischen Staaten-
ordnung und der Aufstieg der
Vereinigten Staaten zur Welt-
macht standen. Jan Heitmann

GE S C H I C H T E & PR E U S S E N

Der Waffengang zwischen den USA und dem Kaiserreich war
nicht mehr aufzuhalten: Mit dem „Zimmermann-Telegramm“
platze die Bombe; „New York Tribune“, 2. März 1917

Eines der merkwürdigsten Dokumente deutscher Außenpolitik:
Das verschlüsselte und dennoch von den Feindmächten mitgele-
sene „Zimmermann-Telegramm“ 

Beschleunigten die Niederlage Deutschlands: US-Truppen beim Eintreffen auf dem europäischen Kriegsschauplatz Bild: Ullstein

Besonnener Staatsmann, der
dem Druck ententefreund-
licher Interventionisten lange
widerstehen konnte: US-Präsi-
dent Woodrow Wilson
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Karthagischer Frieden für Deutschland
Vor 50 Jahren starb der Freund Roosevelts, Finanzminister der USA und Nachfahre jüdischer Einwanderer Henry Morgenthau

Wer am Kamener Kreuz
vorbeifährt, kann ihn
nicht übersehen – den

gelben Rettungshubschrauber, der
auf einer von acht Engelsskulptu-
ren getragenen Plattform steht. Der
Hubschrauber ist eine Messer-
schmitt-Bölkow-Blohm (MBB)
Bo 105 in der typischen ADAC-Be-
malung. Diese oft „Gelbe Engel“
genannten Hubschrauber bildeten
seit der Gründung das Rückgrat
des deutschen Rettungsflugwesens. 

Die Bo 105 flog erstmals am
16. Februar 1967. Ihre Entwicklung
begann 1961, als die Konstrukteure
Ludwig Bölkow und Emil Weiland
mit Studien für einen leichten,
zweimotorigen Mehrzweck-Hub-
schrauber begannen. Ziel war ein
geräumiger sowie leicht zu warten-
der und zu fliegender Helikopter
für ein breites Spektrum ziviler
und militärischer Aufgaben. Die
Bo 105 war der erste zivile Hub-
schrauber mit zwei Propellerturbi-
nen und dem neu entwickelten ge-
lenklosen Rotorkopf. Durch ihre

Wendigkeit machte die Bo 105 von
sich reden. Auf der ganzen Welt
fanden sich zivile und militärische
Abnehmer. 

Mit dem neuen Hubschrauber
wurde in Deutschland das Luftret-
tungsnetz aufgebaut. Im Prinzip
wurden die neuen Rettungshub-
schrauber mit denselben Geräten
ausgerüstet wie die Rettungswagen.
Die Hubschrauber wurden vom

ADAC, der Deutschen Rettungs-
flugwacht, der Björn-Steiger-Stif-
tung und vom Bundesgrenzschutz,
der heutigen Bundespolizei, betrie-
ben. Viele blieben bis 2010 im Ein-
satz, wurden dann aber ersetzt,
weil sie den Lärmschutz- und Lei-
stungsanforderungen nicht mehr
gerecht wurden. 

Ab Mitte der 70er Jahre erhiel-
ten die deutschen Heeresflieger

100 Maschinen als Verbindungs-
hubschrauber und 212 weitere als
Panzerjagd-Hubschrauber. Die
Panzerjagd-Maschinen waren mit
sechs Lenkraketen ausgerüstet
und sollten in Einheiten von vier
Hubschraubern feindliche Panzer
bekämpfen. Ursprünglich als
Übergangslösung gedacht, blieben
diese Maschinen bis 2013 im Ein-
satz. Danach dienten noch rund
100 Maschinen in der Ausbildung,
als Kuriermaschinen und als
Transporter für Spezialkräfte, bis
die letzten von ihnen im Dezem-
ber 2016 zurückgezogen wurden. 

Von der Bo 105 wurden bis heu-
te über 1640 Stück produziert, zu-
nächst in Deutschland, später
auch in Spanien, Kanada, auf den
Philippinen und in Indonesien.
Während die Produktion in
Deutschland bereits 2001 endete,
läuft sie in Indonesien noch im-
mer. Bis heute ist sie der einzige
Hubschrauber, der in Europa für
den Kunstflug zugelassen ist.

Friedrich List

Er galt in der Nachkriegszeit als
der meistgehasste Amerikaner in
Deutschland: Henry Morgenthau
junior, Verfasser des 1944 entwor-
fenen Planes, das besiegte Reich
in drei Teile aufzuspalten, zu ent-
industrialisieren und auf einen
Agrarstaat mit Selbstversorger -
niveau zu reduzieren – eine Idee,
die der Verfasser mit politischem
Nachdruck verfolgte und in sei-
nem im September 1945 erschie-
nen Buch „Germany is our pro-
blem“ (Deutschland ist unser Pro-
blem) detailliert beschrieben hat.

Als Nachfahre jüdischer Aus-
wanderer aus Mannheim wurde
Henry Morgenthau am 11. Mai
1891 in der Nähe von New York
geboren. Zunächst stand er im
Schatten seines ambitionierten
Vaters. Als „Gentleman-Farmer“
wurde er Nachbar und enger
Freund des späteren US-Präsiden-
ten Franklin D. Roosevelt, der
über die extrovertierten Eigen-
schaften verfügte, die dem scheu-
en Morgenthau fehlten. Roosevelt
ernannte ihn 1934 zur allgemei-
nen Überraschung zu seinem Fi-
nanzminister, eine Funktion, die
er bis Kriegsende beibehielt.
Mehr loyal bemüht als fachlich
qualifiziert setzte Morgenthau
den „New Deal“ zur Überwin-
dung der Wirtschaftskrise um.
Nicht zuletzt dank einer gemein-
samen Germanophobie – Roose-
velt hatte als Junge im wilhelmini-
schen Deutschland angeblich
schlechte Erfahrungen gemacht  –
gewann Morgenthau Einfluss auf
die Außenpolitik, zunächst durch
die Bekämpfung deutschen Ein-
flusses auf die US-amerikanische
Wirtschaft, später durch die Be-
fürwortung des US-amerikani-
schen Kriegseintritts und die Er-
arbeitung dessen finanzieller Vor-
aussetzungen. 

Auf einer Kriegskonferenz im
kanadischen Québec im Septem-
ber 1944 erreichte Morgenthau
die Absegnung des nach ihm be-
nannten Morgenthau-Plans durch
seinen Präsidenten sowie die
grundsätzliche Akzeptanz des
skeptischen Winston Churchill,
der dringend auf US-amerikani-
sche Kredite angewiesen war. Ob-
wohl nicht für die Öffentlichkeit
bestimmt, berichtete das „Wall
Street Journal“ über den beab-
sichtigten „karthagischen Frie-
den“, der den humanitären
Grundsätzen der 1941 unter-
zeichneten Atlantik-Charta kom-

plett zuwider lief. Die USA woll-
ten Deutschland in einen Kartof-
felacker verwandeln, zeterte Jo-
seph Goebbels und rief die front-
nahen Bewohner Aachens zu er-
bittertem Widerstand auf. Die
„Washington Post“ nannte den
Plan Morgen -
thaus sinnlos und
gab dem Propa-
gandaminister in-
direkt Recht: 
„Let’s stop hel-
ping Dr. Goeb-
bels!“ (Hören wir
auf, G. zu helfen!)
Sowohl im Au-
ßen- als auch im
Kriegsminis te-
rium der USA
war man entsetzt,
zumal beide ei-
gentlich zuständi-
gen Ressorts
übergangen wor-
den waren. Wild-
gewordene jüdi-
sche Rache („Se-
mitism gone wild
for vengeance“)
nannte der altge-
diente Kriegsmi-
nister Henry L.
Stimson den Plan.
Der 1945 für sei-
ne Verdienste um
die Gründung der
Vereinten Natio-
nen mit dem Frie-
densnobelpreis
ausgezeichnete
Außenminister
Cordell Hull for-
mulierte es staats-
männischer: Der
Plan sei ein Ver-
brechen gegen
die Zivilisation.
Roosevelts repu-
blikanischer Her-
ausforderer Tho-
mas Dewey
schätzte den Wert
des Morgenthau-
Plans für die
deutsche Wehr-
macht auf zehn
frische Divisio-
nen. Angesichts
der Flut an Kritik
hielt der Präsi-
dent es für klug, sich vom Plan
des Finanzministers zu distanzie-
ren. Am 7. November gewann er
die Wahlen mit 53,4 Prozent.

Dennoch entfaltete Morgen -
thaus Plan politische Wirkung.
Die Direktive JCS 1067, welche

die Grundsätze der US-amerika-
nischen Besatzungspolitik festleg-
te, war eine nur unwesentlich ent-
schärfte Fassung, die von einer
Kollektivschuld des deutschen
Volkes ausging und Militärgou-
verneur Dwight D. Eisenhower

ausdrücklich untersagte, Maß-
nahmen für einen Wiederaufbau
der deutschen Wirtschaft zu er-
greifen. Roosevelt hatte den Text
im März 1945 abgezeichnet. Als
dessen Nachfolger Harry Truman
die Direktive am 10. Mai 1945

unterzeichnete, jubelte Morgen -
thau, dies sei ein großer Tag; er
hoffe nur, man werde in ihr nicht
den Morgenthau-Plan wiederer-
kennen. Auf Anraten Eisenhowers
wurde die Direktive zunächst
nicht veröffentlicht. Trumans

Skepsis gegenüber dem Finanz-
minister, der den Präsidenten un-
bedingt auf die Dreimächtekonfe-
renz in Potsdam begleiten wollte,
wuchs. Im Juli 1945 drängte er
ihn zur Demission. Morgenthau
musste erkennen, dass mit dem

Tod seines Freundes Roosevelt
seine Zeit als Politiker abgelaufen
war.

Obwohl Truman später erklärte,
niemals ein Anhänger „dieses
verrückten Morgenthau-Plans“
gewesen zu sein, blieb JCS 1067

bis Juli 1947 in
Kraft. Über die
strikte Anwen-
dung der Direkti-
ve wachten die
s o g e n a n n t e n
M o r g e n t h a u -
Boys, nach
Deutschland ab-
geordnete Mitar-
beiter des US-Fi-
nanzminis ter i -
ums. Selbst Care-
Pakete durften
erst ab Juni 1946
verschickt wer-
den. Nach dem
H u n g e r w i n t e r
1946/47 schaltete
sich der in Not-
hilfefragen profi-
lierte vormalige
U S - P r ä s i d e n t
Herbert Hoover
mit der Warnung
vor einer huma-
nitären Katastro-
phe in Deutsch-
land ein. Vor dem
Hintergrund zu-
n e h m e n d e r
Spannungen mit
Josef Stalins So-
wjetunion erging
im Sommer 1947
die Besatzungsdi-
rektive JCS 1779,
deren Kernsatz
den Weg zum
Wi e d e ra u f b a u
D e u t s c h l a n d s
und zur Öffnung
des Landes für
den Marshallplan
ebnete: „Ein ge-
ordnetes und
wo h l h ab e n d es
Europa bedarf
des wirtschaft-
lichen Beitrags ei-
nes stabilen und
p r o d u k t i v e n
Deutschlands.“  

In „Germany is
our problem“, der theoretischen
Unterfütterung des Morgenthau-
Plans, spielen Holocaust und an-
dere konkrete Grausamkeiten des
NS-Staates allenfalls eine margi-
nale Rolle. In Fortsetzung einer
besonders von Nachkommen ost-

europäischer Einwanderer in die
USA vertretenen obsessiven The-
orie, der zufolge die Deutschen
den Krieg quasi in den Genen hät-
ten, geht Morgenthau von einer
angeborenen „lust for armed con-
quest“ (Lust an bewaffneter Er-
oberung) aus: „Der Wunsch nach
Krieg ist im Deutschen so fest ver-
wurzelt wie der Wunsch nach
Freiheit im Amerikaner.“ Der
Weltfrieden könne deshalb nur
durch konsequente Entindustria-
lisierung und besonders die De-
montage der Schwerindustrie in
Deutschland gewährleistet wer-
den. Nach dem Grundsatz „Teile
und herrsche“ solle das Land in
einen norddeutschen und einen
süddeutschen Staat sowie das
internationalisierte Ruhrgebiet
aufgeteilt werden, letzteres mög-
lichst ohne deutsche Bevölkerung.
Der Einfluss der preußischen Jun-
ker, einer reaktionären Kaste, die
als Drahtzieher der Weltkriege zu-
sammen mit Größen aus Industrie
und Finanz längst mit Vorberei-
tungen für den nächsten begon-
nen habe, müsse konsequent aus-
geschaltet werden. Die Deutschen
müssten sich als Kleinbauern von
ihrer Hände Arbeit ernähren und
selbstverständlich für sämtliche
Kriegsschäden aufkommen, be-
vorzugt durch Demontagen, Wa-
renlieferungen und Zwangsarbeit.
Für den Ausfall Deutschlands als
Wirtschaftsfaktor könnten die
USA  einspringen. Einmal befreit
von deutschen Ketten werde sich
die industrielle Produktion im
übrigen Europa aber schnell ent-
falten. Erst nach Abschluss aller
restriktiven Maßnahmen könne
die „Friedensschulung“ der Deut-
schen, also ihre „reeducation“, be-
ginnen. Humanitäre Hilfe für das
besiegte Volk lehnte der Verfasser
ab.

Henry Morgenthau junior blieb
auch in seinem späteren Leben
überzeugt, die Deutschen würden
demnächst wieder in den Krieg
ziehen. Das Aufkommen der Frie-
densbewegung hat er freilich nicht
mehr erlebt, er starb am 6. Febru-
ar 1967 in New York City. Heute
sind es die im linksgrünen Spek-
trum verbreiteten Ideen der soge-
nannten Antideutschen, die an
den Geist Morgenthaus erinnern,
ohne den Namen des Politikers
ausdrücklich zu nennen: Keine
Katharsis deutscher Schuld ohne
karthagischen Frieden – Unter-
gang oder Selbstauflösung.

Henry Thoma

GE S C H I C H T E & PR E U S S E N

Wollte Deutschland teilen und entindustrialisieren: Henry Morgenthau
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Über 1640 Stück 
wurden produziert

Den Sockel 
erstellte der 
Lüdinghausener
Künstler Alfred
Gockel: 
Denkmal 
Rettungs-
hubschrauber 
des ADAC am 
Kamener Kreuz

Bild: Gudrun Meyer

Ihre Wendigkeit schätzten Militärs und Zivilisten
Die MBB Bo 105 war der erste zivile Hubschrauber mit zwei Propellerturbinen und dem neu entwickelten gelenklosen Rotorkopf



Leuchtende Augen mögen sich hinter den Brillengläsern verbergen: Front-National-Vorsitzende Marine Le Pen (48), die das Modell
der Modemarke Prada bei einer Fachmesse ausprobierte, kann sich echte Chancen auf das französische Präsidentenamt ausrech-
nen. Gewählt wird am 23. April. Eine Stichwahl ist, wenn nötig, für den 7. Mai vorgesehen. So kurz vor der Abstimmung ist nun ihr
größter Konkurrent, der Republikaner Francois Fillon, ins Trudeln geraten. Über eine Scheinbeschäftigung soll er seiner Gattin mehr
als 800000 Euro aus der Staatskasse zugeschanzt haben. Aktuelle Umfragen sehen Marine Le Pen bei 27 Prozent der Wählerstim-
men. Damit würde sie an erster Stelle in die entscheidende Stichwahl einziehen.
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Natürlich ist die klassische Fami-
lie auch kein Raum der puren
Glückseligkeit. Die Literatur ist
voller Desastergeschichten aus
dem Kreis der vermeintlich Lie-
ben. Leo Tolstoi, Thomas Mann,
und Henrik Ibsen beispielsweise
haben sie verewigt. Dennoch ist
sie meist das bessere Modell im
Vergleich zur vermeintlich läs-
sig-coolen Patchworkfamilie von
heute. 

Eine Bahnfahrt von Bremen
nach Hamburg am 23. Dezem-
ber: Der elfjährige Elias schaut
besorgt auf die vorbeizischende
norddeutsche Landschaft hinter
den Fenstern. „Hält der Zug auch
wirklich in Hamburg-Harburg?“,
möchte er wissen. 

Sein Vater
wohnt dort seit
Kurzem mit der
neuen Lebensge-
fährtin. Elias hat
sich zum ersten
Mal alleine auf
den Weg ge-
macht und ist froh, dass er im
Zug ganz schnell die gleichaltri-
ge Nele kennengelernt hat. Sie
ist die Strecke „schon hundert-
mal alleine gefahren und lacht
jetzt über Elias dumme Frage, ob
der Zug in Hamburg-Harburg
hält. Natürlich tut er das. Da
muss sie nämlich auch raus. Ihre
Mutter wird sie dort abholen.
Eben hat sie mit ihr telefoniert.
„Ob er auch da sein wird?“, woll-
te Nele wissen. Ihre Mutter hatte
daraufhin viel zu sagen. Die Wor-
te klangen blechern durchs
Smartphone. Nele hat schwei-
gend zugehört. Irgendwann hat
sie gefragt: „Aber nächstes Jahr
feiern wir doch wieder mit Papa
und nicht mit Alexander zusam-
men Weihnachten?“ Stirnrun-
zelnd hat sie der Antwort ihrer
Mutter gelauscht und das Ge-
spräch schließlich mit einem
knappen „Okay, tschüß, bis
dann“ beendet. Neles Stimme
klang dabei sehr dünn. Elias und
ein anderes Mädchen, das auf ei-
nem der gegenüberliegenden
Sitze Platz genommen hat,
schauen sie mitfühlend an. 

Überraschend viele Kinder
sind an diesen Vorweihnachtstag
per Zug unterwegs. Manche rei-
sen in Begleitung, andere sind

allein. Wer etwas länger über das
Phänomen nachgrübelt, kommt
allerdings bald zur Erkenntnis,
dass der Kinderreichtum auf
Schienen eigentlich alles andere
als erstaunlich ist. Die Patch-
work-Gesellschaft schickt ihre
Jüngsten auf Reisen. Mama oder
Papa – je nach Vereinbarung –
haben sich den Nachwuchs für
die Feiertage geblockt. Alleinrei-
sende Kinder, die von einem El-
ternteil zum anderen pendeln,
sind zum Markenzeichen dieser
Form des Zusammenlebens ge-
worden. 

Zweitfamilie, Stieffamilie oder
Nachscheidungsfamilie hieß es
früher. 1990 tauchte der Begriff
Patchworkfamilie zum ersten
Mal in Deutschland auf. Erson-

nen hat ihn
wahrscheinlich
die deutsche
Übersetzerin ei-
nes US-amerika-
nischen Fachbu-
ches mit dem Ti-
tel „Deins, Meins

und Unser – wenn Väter oder
Mütter in neuen Ehen weitere
Kinder bekommen“. Patchwork
kommt aus dem Angelsächsi-
schen und bedeutet Flickwerk.
Gemeint ist eine Handarbeits-
technik, bei der
Stoffreste oder
auch Lederflicken
von unterschied-
licher Farbe, Form
und Musterung
neu zusammenge-
setzt werden.
„Patchwork ist ein
t r ü g e r i s c h e s
Wort“, schreibt die
„FAZ“-Redakteu-
rin und Autorin
Melanie Mühl in
ihrer Streitschrift
„Die Patchwork-
Lüge“. Es klinge so
u n b e k ü m m e r t ,
dass wir an Som-
merferienlager, an
Leichtigkeit, Auf-
bruch und Spaß
denken. „Es ist
modern, lässig,
cool und unkon-
ventionell.“

In den Medien
führen bekannte
Schauspieler, Poli-

tiker und Sportler ihr „Patch-
work-Glück“ vor. Kino- und TV-
Star Til Schweiger verkündete in
der „NDR Talk Show“, dass er
sich blendend
mit Dana
Schweiger, der
Ex-Frau und
Mutter seiner
vier Kinder,
versteht. „Kon-
flikte klären
wir direkt. Das haben wir ziem-
lich gut hingekriegt, und des-
wegen läuft das jetzt auch so
gut“, weiß er zu berichten. Jede
Menge Patchwork-Glück erhellt,
laut Medien, auch das Leben von
Boris Becker und den Seinen.
Gleiches gilt für Hollywood-Pro-
minenz wie Orlando Bloom oder
Eddie Murphy. Einst galten auch
Ex-Bundespräsident Christian
Wulff mit seiner Gattin Bettina
und seinen insgesamt drei Kin-
dern als Deutschlands Vorzeige-
Patchworkfamilie. 

Wie viele Menschen insgesamt
diese Art des Zusammenseins
gewählt haben, weiß niemand
genau. Dafür ist das Beziehungs-
Netzwerk zwischen den Beteilig-
ten oft zu locker und unbestän-
dig geknüpft. Was heute wie ein
Band der ewigen Verbundenheit

wirkt, kann morgen schon als lo-
ses Ende im Nichts flattern.
Manche Soziologen gehen davon
aus, dass rund drei Millionen

Halbwüchsige
in sogenannten
alternativen Le-
bensmodellen
groß werden.
Nach anderen
Schätzungen
sollen zu den

zehn Millionen Familien in
Deutschland rund 2,5 Millionen
Patchwork-Beziehungen zählen. 

Eine existenzielle Katastrophe
– zumindest für die Kinder –
überschattet fast alle von ihnen:
die Trennung der leiblichen El-
tern. „Die Behauptung, es gebe
auch gute Scheidungen ist aus
Kindersicht absurd“, schreibt die
Autorin Mühl und zitiert in ihrer
Streitschrift die US-amerikani-
sche Sozialforscherin Elisabeth
Marquardt: „Alle Schönrederei
von Scheidung ist nur dazu da,
Eltern ein gutes Gewissen zu ma-
chen.“ Scheidungskinder wach-
sen mit der Gewissheit auf, dass
nichts von Bestand ist, in jedem
Augenblick kann alles in Trüm-
mern liegen. Die Psychologin Sa-
bine Walper, Professorin an der
Universität München, fand her-

aus, dass für die meisten Kinder
die Trennung ihrer Eltern uner-
wartet über sie hereinbricht,
dass weder Mutter noch Vater et-
was angedeutet hatten. Ein Er-
lebnis, dass sie niemals wieder
vergessen, denn es passierte
innerhalb der Familie. Ein ab-
scheulicher Verrat innerhalb des
Raumes, der eigentlich für
Schutz und Geborgenheit steht. 

Scheidungskinder neigen stär-
ker zu Depressionen und Ju-
gendkriminalität. Die US-ameri-
kanische Psychologin Judith S.
Wallerstein entdeckte, dass 
25 Prozent der unter 14-Jährigen
mit geschiedenen Eltern regel-
mäßig trinken oder Drogen kon-
sumieren. Bei Kindern aus intak-
ten Familien waren es lediglich
neun Prozent. 

Schön ist der
Gedanke, dass
der traumatisier-
te Nachwuchs
wieder Halt fin-
den kann, wenn
Mutter und Vater
neue Beziehungen eingehen,
wenn das Scheidungserlebnis
zur fernen Kindheitserinnerung
wird wie eine überstandene Ma-
sernkrankheit oder ein blutiges
Knie nach einem Sturz vom Rad.

Das ist allerdings
nur selten Fall. Die
Kinder finden sich
bei einer Patch-
workfamilie oft in
einer hochkomple-
xen Beziehungs-
konstellation wie-
der. Da sie schon
eine Scheidung er-
lebt haben, gilt für
sie auch Familie
Nummer Zwei als
höchst instabil und
gefährdet. Umso
schwerer ist es,
sich auf den Stief-
vater oder die
Stiefmutter einzu-
lassen. Zumal ein
permanenter Loya-
litätskonflikt droht.
Verrät man nicht
Vater oder Mutter,
wenn man die
Neuen auch mag?
Psychologen spre-
chen von einer
„ a m o r a l i s c h e n

Zwischenwelt“, in die das Kind
gerät.

Noch komplizierter wird es,
wenn beide Erwachsene Kinder
in die Beziehung einbringen. Ein
Einzelkind muss nun teilen ler-
nen. Der Älteste kann plötzlich
zum Jüngeren werden. Papas
einzige Tochter hat eventuell
plötzlich mehrere Schwestern.
Bekommt das neue Paar zudem
noch ein gemeinsames Kind
kann schnell das bittere Gefühl
aufkommen, in einer Mehrklas-
sengesellschaft groß zu werden:
Es gibt Vollgeschwister, Halbge-
schwister und Stiefgeschwister.
Verteilungskämpfe und Eifer-
süchteleien sind die Folge.

Die Erwachsenen haben einen
nicht minder schweren Stand.

Von den Kindern
des Partners
werden sie abge-
lehnt, während
diese die leib-
lichen Eltern –
oftmals unbe-
wusst – zur Iko-

ne stilisieren. Die Fremdeltern
müssen dann gefühlsmäßig zu-
rückstecken, auch wenn sie sich
liebend gerne auf den Familien-
zuwachs einlassen würden. Eine
echte Wir-Gemeinschaft kann
sich so kaum entwickeln. Eigene
Probleme kommen hinzu: Auch
der frühere Partner des neuen
Gefährten muss meist in das Be-
ziehungsnetzwerk integriert
werden. Ist das Verhältnis
schwierig, spiegeln dessen Kin-
der den ungeliebten Ex des neu-
en Partners immer auch in einer
gewissen Form wider. Das kann
eine große Belastung sein, selbst
wenn sie oft gar nicht bewusst
wahrgenommen wird. Starke
seelische Konflikte, Persönlich-
keitsstörungen und psychische
Erkrankungen drohen, wissen
Psychologen. 

Nach Ansicht von Claudia
Starke und Thomas Hess, Betrei-
ber einer psychotherapeutischen
Praxis in der Schweiz und Auto-
ren des „Patchwork-Buches“,
scheitern aus diesen Gründen
rund 50 Prozent der Zweitfami-
lien schon nach kurzer Zeit. Den
beiden kleinen Bahnreisenden
Nele und Elias bleibt dieses
zweite Familiendrama hoffent-
lich erspart. Frank Horns

Naturschutz hat in Deutsch-
land einen hohen Stellen-

wert. Wie extrem er mittlerweile
allerdings von Staats wegen be-
trieben wird, zeigt der Umgang
mit zwei Reptilienarten: der
Mauereidechse (Podarcis mura-
lis) und der Zauneidechse (La-
certa agilis). Die flinken Krabbler
besiedeln weite Gebiete Europas
und Vorderasiens. An Waldrän-
dern, auf Bahndämmen, Heide-
flächen und Dünen, in Steinbrü-
chen, Kiesgruben und Wildgär-
ten fühlen sie sich heimisch. Das
Bundesamt für Naturschutz ist
trotzdem zu dem Schluss gekom-
men, dass es viel zu wenige von
ihnen in Deutschland gibt. Sie
stehen daher auf der Roten Liste
und gelten als stark gefährdet. 

Die Folgen sind irrwitzig: Ein
500-köpfiges Mauereidechsen-
volk auf einer Baustelle der
Bundesbahn in Untertürkheim –
Bestandteil des Megaprojektes
Stuttgart 21 – muss zweitweise
umgesiedelt werden. Dafür wurde
unter einer Autobahnbrücke das
größte Freilandterrarium der Welt
errichtet. Die 3600 Quadratmeter
sind von einem zwei Meter hohen
Zaun umgeben. Metallplatten

wurden 80 Zentimeter in den Bo-
den eingegraben, damit sich keine
Marder zu den schmackhaften Be-
wohnern durchgraben können.
Nachts filmt eine Kamera, ob Kat-
zen ins Gehege eindringen. Sind
alle Gleise verlegt und die Bauar-
beiten abgeschlossen, werden die
Echsen zurückgesiedelt. Kosten
insgesamt: 1,5 Millionen Euro.
Noch einmal so viel Geld muss die
Bahn allerdings aufwenden um
die Baustelle selbst abzusichern,
damit sich keine weiteren Maue-
reidechsen aufs Gelände schlei-
chen, um dann gemäß ihrem Sta-
tus als „stark gefährdet“ die glei-
chen Rechte in Anspruch zu neh-
men wie ihre Vorbewohner. 

Wobei ein paar Reptilien mehr
oder weniger kaum ins Gewicht
fallen würden. Um Stuttgart 21,
den Umbau des Eisenbahnknotens
in der baden-württembergischen
Hauptstadt, umzusetzen, müssen
nach Schätzungen rund 10 000
Zauneidechsen und Mau-erei-
dechsen umgesiedelt werden.
Deutschlandweit dürften Hundert-
tausende der „seltenen“ Tiere den
Umzugsservice bei anstehenden
Bauprojekten in Anspruch neh-
men. Frank Horns

Selten, aber häufig
Die irrwirtzigen Folgen des Artenschutzes 

Ein trügerisches Wort
Patchworkfamilien gelten als modern, lässig-cool und unkonventionell, die Wirklichkeit sieht meist erschreckend anders aus

Eben noch Einzelkind, jetzt eines von mehreren Geschwistern: Eifersüchteleien und Vertei-
lungskämpfe unter dem Nachwuchs in der der Neufamilie sind oft die Folge Bild: Colourbox

Der Moment der Woche

Wenn die Kinder in
einer amoralischen
Zwischenwelt leben

Til Schweiger versteht
sich blendend

mit seiner Ex-Frau

Das PAZ-Leserforum, das
sonst an dieser Stelle stand,
ist umgezogen. Es steht ab
jetzt immer auf der Seite 20.
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In der Königsberger Boyenstra-
ße [Kommunalnaja 73] ist die
Skulptur der Bildhauerin Lie-

selotte Steiner „Kind mit Katze“
erhalten. Sie wurde frisch restau-
riert, wogegen die Fassade des Ge-
bäudes, vor dem sie steht, sich wie
zuvor in bedauernswertem Zu-
stand befindet.

Die Restaurierung der geschun-
denen Skulptur ist nun vollendet.
Die Skulptur „Kind mit Katze“
nennen viele Königsberger noch
„Junge mit Kater“.
Das Haus ist in
der Nähe eines
Gebäudes der
Universität an der
Stägemannstraße
[ul. Tschernyschewskogo], in dem
die Sozial- und Geisteswissen-
schaften beheimatet sind.

Die Skulptur wurde 1934 von
der Königsberger Bildhauerin Lie-
selotte Steiner geschaffen und vor
dem Eingang des Hauses aufge-
stellt, das sie gemeinsam mit ih-
rem Mann Arthur Steiner be-
wohnte, der ebenso Bildhauer und
Lehrer an der Königsberger Aka-
demie der Künste war. Die Skulp-
tur war von Vandalen verunstaltet

worden und stand lange Zeit in
schlechtem Zustand vor dem
Haus: Die Köpfe des Kindes und
des Tieres waren spurlos ver-
schwunden. Mit dieser unge-
wöhnlichen Gestalt verwunderte
sie über zwei Jahrzehnte lang die
Passanten. Sie war bereits zu ei-
nem unverkennbaren Wahrzei-
chen der Gegend geworden, und
die Bürger scherzten immer wie-
der über das außerirdische Ausse-
hen der kopflosen Kreaturen. Sie

stellten sich aber
auch vor, wie die
Skulptur einmal
ausgesehen ha-
ben mochte. Nun
wurde ihre Phan-

tasie mit Leben erfüllt. Die Skulp-
tur hat ihre Köpfe zurück. Die Ra-
staurierungsarbeiten wurden im
Rahmen des Programms zur
„Entwicklung kommunaler Ein-
richtungen im Bereich Kultur der
Stadt Königsberg: Kultur, Erhal-
tung und Förderung des kulturel-
len Erbes“ durchgeführt.

Auftraggeber der Arbeiten war
das kommunale Zentrum für
Denkmalschutz, dem die Nut-
zung der Skulptur unterliegt. Re-

staurator war Fjodor Frost, Mit-
glied in der Union der russischen
Künstler. Die Arbeiten haben
umgerechnet knapp 3100 Euro
gekostet.

Für die Restaurierung, deren
Vorbereitung schon vor vier Jah-
ren begonnen hatte, wurden ge-
fundene Fotografien genutzt, um
die Köpfe nachzubilden. Der Mei-

ster beseitigte Risse und Beschä-
digungen, entfernte Schichten
von Staub und Pflanzen und ver-
siegelte die Oberfläche mit ei-
nem Spezialmaterial.

Auf Beschluss der Gebietsre-
gierung hatte die Skulptur „Kind
mit Katze“ schon am 23. März
2007 den Status eines Objekts
des kulturellen Erbes von lokaler

(kommunaler) Bedeu-
tung erhalten. Also
schon seit fast zehn Jah-
ren ist sie ein Denkmal
von lokaler Bedeutung
und unterliegt staatli-
chem Schutz, doch erst
jetzt hat sich die Stadt-
verwaltung darum ge-
kümmert. Allerdings
scheint sie das Haus,
dessen Eingang die be-
rühmte Skulptur ziert,
vergessen zu haben. Es
befindet sich im glei-
chen Zustand wie die
Skulptur vor ihrer Re-
staurierung. Von der
Fassade bröckelt der
Putz, sie ist mit Moos
bewachsen und zeigt
sichtbare Spuren von

Schimmel, die Farbe platzt von
den Wänden, das Treppengelän-
der ist verrostet, die Stufen auf-
gesprungen. Es sieht aus wie in
einem Elendsviertel. Dennoch
freuen sich die Nachbarn darü-
ber, dass wenigstens das Kind
mit Katze lächelt, und warten
weitere viele Jahre auf die Re-
staurierung des Hauses. J.T.

Skulptur »Kind mit Katze« restauriert
Stadt Königsberg erklärte die Skulptur 2007 zum Objekt des kulturellen Erbes – erst jetzt kümmerte sie sich darum

Erstmals seit fünf Jahren hat eine
russische Delegation des Königs-
berger Gebiets die Bundesrepu-
blik besucht. Nun gab sich der
neue Gouverneur Anton Alichan-
ow höchstpersönlich die Ehre.
Während der Treffen ging es vor
allem darum, deutschen Ge-
schäftsleuten die Region als
Standort für Investitionen vorzu-
stellen.

Ungeachtet seiner Nähe zu EU-
Staaten ist das Königsberger Ge-
biet bei deutschen Wirtschafts-
und Unternehmensforen nur
spärlich vertreten. Das soll sich
ändern: Zur russischen Delega-
tion gehörten die Leiter der regio-
nalen Ministerien für Wirtschaft,
Landwirtschaft und Industrie, wie
auch der Agentur für internatio-
nale Beziehungen sowie Vertreter
der Organisation für die Entwik-
klung des Königsberger Gebiets.

Im Vordergrund der Reise stan-
den Gespräche des Gouverneurs
mit der Leitung des BMW-Kon-
zerns in München mit dem Ziel,
den Bau eines deutschen Werks
mit vollem Produktionszyklus
von Autos in der Region zu be-
schleunigen. Im Jahr 2014 hatte
der Konzern den Bau einer sol-
chen Fabrik bis 2016 im Königs-
berger Gebiet geplant. Am Vora-
bend seiner Reise hatte Alichan-
ow erklärt, dass „für den Bau der
Anlage alle notwendige Infra-
struktur auf dem Gebiet der Kö-
nigsberger Autoindustrie fertigge-
stellt“ worden sei. Daher wollte
der Leiter der Region die deut-
schen Partner zu mehr Eile drän-
gen. Mit den Ergebnissen der Ge-
spräche zeigte sich Alichanow
zufrieden. Bei dieser Gelegenheit
sagte er, dass in naher Zukunft al-
le Aspekte des Projekts überar-

beitet würden und nach sechs
Monaten bei einem weiteren Tref-
fen über die endgültige Auswahl
der Varianten des Automobilnetz-
werks entschieden werden solle. 

Am zweiten Tag seiner Reise
stattete Alichanow der deutschen
Hauptstadt Berlin einen Besuch
ab. In der russischen Handelsver-
tretung präsentierte sich das Kö-
nigsberger Gebiet Unternehmern.
Vertreter vieler Firmen, die schon
seit vielen Jahren mit dem Gebiet
zusammenarbeiten, aber auch
solche, die ihre Produktion erst
noch dorthin verlegen wollen,
waren der Einladung gefolgt. Ne-
ben der Hauptpräsentation, die
der Gouverneur selbst vornahm,
gab es eine Präsentation der

Unternehmensentwicklung in der
Region, und auch das Landwirt-
schaftsministerium stellte sich
vor. Darüber hinaus teilten zwei

Unternehmer aus der Bundesre-
publik ihre langjährigen Ge-
schäftserfahrungen im Königsber-
ger Gebiet mit. André Keller, Chef
von „Landis Trading Kaliningrad“,
erzählte vom Entstehungsprozess
seines Unternehmens. Viktor Li-
der, Direktor der „Uschakowskij-
Werften“, berichtete vom erfol-
greichen Bau des ersten Freizeit-

Passagierschiffs für Touristen auf
seiner Werft. 

Die Delegation aus Königsberg
musste sich vielen Fragen der
zahlreichen Gäste stellen. Die
interessierten sich dafür, welche
Projekte im Zusammenhang mit
dem Jahr der Ökologie in der Re-
gion umgesetzt werden, die für
deutsche Unternehmen interes-
sant sein könnten, und welche
Perspektiven der Bau eines Hafens
für Touristenboote in Pillau habe.
Ferner wollten sie etwas über die
Platzierung deutscher Unterneh-
men in neuen Industrieparks wis-
sen, vom Gesetz über die Sonder-
wirtschaftszone, über den Zu-
stand des Flughafens Powunden
[Chrabrowo] und vieles mehr.

Auf die Frage, ob es sich nicht
lohne, die Bundesrepublik öfter
zu besuchen, sagte Alichanow,
dass Königsberg „tatsächlich vom
Radar der Investitionen ver-
schwunden ist, und das völlig un-
verdient“. Daher werde man ver-
suchen, die deutschen Nachbarn
regelmäßig zu besuchen.

Unter den Teilnehmern über-
wogen Vertreter von Unterneh-
men, die in verschiedenen Berei-
chen auf den regionalen Markt im
Königsberger Gebiet investieren
möchten, von der Abfallwirt-
schaft bis zur Lieferung von Bau-
kränen.

Neben der Veranstaltung in der
russischen Handelsvertretung traf
sich der Gouverneur mit dem rus-
sischen Botschafter in Deutsch-
land, Wladimir Grinin, zu einem
Gespräch mit dem bekannten
deutschen Politologen Alexander
Rahr. 

Am selben Tag stattete die rus-
sische Delegation dem Hum-
boldt-Forum einen Besuch ab.
Hier sprach der ehemalige Berli-
ner Chefarchitekt Hans
Stimmann mit den russischen Be-
suchern. Der Architekt ist einer
der Initiatoren des Wiederauf-
baus des Berliner Schlosses. Er
stellte den Gästen seine Erfah-
rung mit der Wiedererrichtung
und der Integration des histori-
schen Erbes in der modernen ur-
banen Umgebung Berlins dar.
Stimmann hat bereits Königsberg
besucht und ist mit den Plänen
des Projekts „Herz der Stadt“ ver-
traut. Alichanow besprach mit
Stimmann die Möglichkeit einer
weiteren Zusammenarbeit, so-
dass es gut möglich ist, dass der
deutsche Architekt Königsberg
bald wieder besuchen wird.

Jurij Tschernyschew

Anton Alichanow erstmals in Berlin
Gouverneur des Königsberger Gebiets wirbt um Investoren – Beiderseitiges Interesse bekundet

Delegation des Königsberger Gebiets in der russischen Handelsvertretung von Berlin: Gouverneur
Anton Alichanow (M.) leitete die Gespräche Bild: J.T..

Moldau soll von
Polen lernen

Allenstein – Der moldauische
Botschafter in Polen, Jurij Bo-
drug, besuchte auf Einladung
des ermländisch-masurischen
Woiwoden, Artur Chojecki, das
südliche Ostpreußen. Vorrangi-
ges Thema war die Wirtschafts-
entwicklung seines Landes. Er
traf untere anderem den Vorsit-
zenden der Ermländisch-Masu-
rischen Sonderwirtschaftszone.
Chojecki erklärte, dass er immer
bereit sei, Erfahrungen zu ver-
mitteln. „Diese Begegnung ist ei-
ne Gelegenheit, um die guten
Praktiken und die guten Erfah-
rungen, die wir als Region und
Staat haben, weiterzugeben, um
in Moldau Fuß zu fassen bezie-
hungsweise in einem Land, des-
sen wirtschaftliche Struktur an
unsere Region erinnert“, sagte
er. Moldau hat im Jahr 2014 ei-
nen Kooperationssvertrag mit
der Europäischen Union abge-
schlossen. PAZ

Alt-Wartenburg
wie Pompeji 

Alt-Wartenburg – Ein deutsch-
polnisches Forscherteam unter
der Leitung von Arkadiusz Ko-
perkiewicz von der Danziger
Universität und Felix Biermann
von der Universität Göttingen
hat die Ergebnisse des For-
schungsprojekts „Alt Warten-
burg – das ermländische Pom-
peji“ vorgestellt. Nach einem
Angriff der Litauer im Jahr 1354
vernichtete ein Feuer in Alt-War-
tenburg  alles bis zum Boden.
Laut Professor Christofer Herr-
mann von der Universität Dan-
zig blieben dennoch reichhaltige
Funde erhalten: „Wir haben hier
einen Effekt wie in Pompeji: Das
Dorf wurde in kurzer Zeit kom-
plett zerstört, niemand hat es ge-
plündert oder später dort gese-
delt.“ Das Feuer hat also dafür
gesorgt, dass alles an seiner Stel-
le verblieb. Pompeji wurde da-
gegen durch die Eruption des
Vesuvs im Jahre 79 nach Christi
total zerstört. Die Vulkan-Asche,
die Pompeji verschüttet hat, er-
hielt die Bauten, die Einrich-
tungsgegenstände, etliche Men-
schenkörper und Tiere.. PAZ

Interesse an Schloss-
Wiedererrichtung
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Endlich wieder vollständig: Skulptur Kind mit Katze Bild: J.T.

Lieselotte Steiner
wohnte in dem Haus

Störungen des
Verkehrs

Allenstein – Straße Nr. 7: Elbing
[Elblag] – Jazowa, Baustelle;
Liebemühl [Miłomłyn] – Ostero-
de [Ostróda], Baustelle; Ostero-
de [Ostróda] – Hohenstein
[Olsztynek], Baustelle; Bergheim
[Gorki] – Schwenteinen [Swie-
tajny], Baustelle; Zalusken
[Załuski] – Napierken [Napier-
ki], Baustelle. Straße Nr. 7j:
Zalusken [Załuski] – Neidenburg
[Nidzica], Baustelle. Straße Nr.
15: Rheinsgut [Rynskie] – Mör-
len [Morliny], Baustelle. Straße
Nr. 16: Osterode [Ostróda] – Alt
Jablonken [Stare Jabłonki], Bau-
stelle. Straße Nr. 51: Allenstein
[Olsztyn] – Pagelshof [Amery-
ka], Baustelle. E.G.
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es ist ein Satz aus einem an unse-
re Ostpreußische Familie gerichte-
ten Schreiben, der mich be-
sonders berührt und den ich ein-
fach weitergeben muss. Er steht in
dem Brief von Frau Brigitte Tren-
nepohl aus Ibbenbüren und be-
trifft die sogenannten Wolfskinder,
deren Schicksale und Lebensläufe
die vom Deutschen Kulturforum
östliches Europa und dem Ost-
preußischen Landesmuseum ge-
staltete Wanderausstellung „Wolfs-
kinder – Verlassen zwischen Ost-
preußen und Litauen“ aufzeigt,
die zurzeit im Bürgerhaus Ibben-
büren läuft. Frau Trennepohl hat
daran keinen unerheblichen An-
teil, denn die Ausstellung kam
auf ihren Anstoß in die nieder-
sächsische Stadt, und sie gestaltet
auch das Rahmenprogramm der
bis zum 10. März gezeigten Aus-
stellung mit ihren literarischen
Beträgen mit. Wie stark diese von
dem Gefühl von Verlorenheit
und Vergessen geprägten Schick-
sale Brigitte Trennepohl berüh-
ren, bezeugt dieser Satz in ihrem
Schreiben: „Ich setze mich sehr
für die Wolfskinder ein, weil ich
Glück hatte und meine Mutter
am Leben blieb.“ Aus diesen
Worten spricht eine tiefe Dank-
barkeit, dass die damals achtjäh-
rige Brigitte Krause nicht von ih-
rer Mutter getrennt wurde, als
die Flüchtlinge aus Gerdauen im
Heilsberger Kessel stecken blie-
ben und den Russen in die Arme
fielen. Es folgten zwar auch Hun-
ger und Verelendung, aber Mut-
ter und Tochter zogen gemein-
sam auf Nahrungssuche durch
Litauen und kehrten immer wie-
der nach Gerdauen zurück, bis
sie endlich die zerstörte Heimat
verlassen konnten. Die Mutter,
die beschützende, tröstende,
wärmende Mutter, war eben im-
mer für die kleine Brigitte da,
was die nun 85-Jährige noch heu-
te mit großer Dankbarkeit empfin-
det. 

Deshalb übernahm Brigitte
Trennepohl nach ihrer Tätigkeit
als Kirchspielvertreterin bei der
Kreisgemeinschaft Gerdauen von
Frau Anita Motzkus im Jahr 2007
die Betreuung der Wolfskinder,
die in der Stadt und dem Kreis
Gerdauen beheimatet sind. Seit-
dem hat sie schon vieles bewegen
können. Zweimal war Frau Tren-
nepohl mit Hilfstransporten in Li-
tauen, und sie hofft, es auch in
diesem Jahr zu schaffen. Litera-

risch verarbeitet hat sie ihre Ein-
drücke in dem Büchlein „Was ein
Kinderherz ertragen kann“, das
sie gemeinsam mit Annemarie Ki-
uzauskas schrieb. Auf diesen Er-
innerungen basiert das Buch der
Autorin Johanna Ellsworth „Das
Wiegenlied der Wolfskinder“, das
die Reihe der Publikationen, die
dieses Thema behandeln, mit ei-
nem Roman ergänzt und es in die-
ser epischen Form in die erzäh-
lende Literatur einbringt. So wird
das Interesse für diese bis vor ei-
nigen Jahren bestehende „Blind-
stelle der deutschen Geschichte“,
wie der Historiker Christopher
Spatz die Lebensläufe der Wolfs-
kinder nennt, weiter geweckt. Er
selber hat mit seiner Dokumenta-
tion „Ostpreußische Wolfskinder
– Erfahrungsräume und Identitä-
ten in der deutschen Nachkriegs-
gesellschaft“ ein Standardwerk ge-

schaffen, zu dem auch Zeitzeugen
aus unserem Leserkreis mit ihren
authentischen Aussagen beigetra-
gen haben. Der Berliner Autor ist
auch in Ibbenbüren mit einem
Vortrag im Begleitprogramm der
Ausstellung vertreten, er wird am
2. März über die Wolfskinder un-
ter dem Titel „Starke Kinder –
Ostpreußens Hungerüberlebende
in Litauen“ sprechen. Wir wün-

schen der Veranstaltung einen
interessierten Zuhörerkreis.

Dass das Interesse an den noch
letzten Zeugen dieses jahrzehnte-
lang verschwiegenen Kapitels der
deutschen Nachkriegsgeschichte
auch bei der Jugend wächst, geht
aus der Anfrage eines Gymnasi-
ums aus Frankfurt am Main her-
vor. Dort werden zeitgeschichtli-
che Themen durch Zeitzeugenbe-
fragung erarbeitet und dokumen-
tiert, wie eine in der Buchreihe
„Volksbund Forum“ erschienene
Publikation beweist, die sich unter
dem Titel „Stehengebliebene Le-
bensuhren“ mit dem Bombenkrieg
in Frankfurt, seinen Opfern und
seinen Folgen befasst. Nun will der
Volksbund Deutsche Kriegsgräber-
fürsorge e.V. zusammen mit dem
Frankfurter Friedrich-Dessauer-
Gymnasium eine neue Dokumen-
tation herausgeben, die ebenfalls
auf einer Befragung der Erlebnis-
generation beruht, und diesmal
geht es um das Thema Wolfskin-
der. Es soll bereits im Sommer er-
scheinen, und deshalb haben wir
diese Anfrage anderen Anliegen
vorgezogen, wofür ich bei den
Absendern um Verständnis bitte.
Die Abiturklasse, die sich mit die-
sem Projekt befasst, erlässt fol-
genden Aufruf:

„Wir sind Schüler und Schüle-
rinnen des Friedrich-Dessauer-
Gymnasiums in Frankfurt am
Main und bereiten in Koopera-
tion mit dem Volksbund eine
Buchveröffentlichung zum The-
ma ,Wolfskinder‘ vor. Für unsere
Veröffentlichung suchen wir Zeit-
zeugen, die entweder selbst oder
deren Angehörige das Schicksal
eines Wolfskindes erleiden mus-
sten. Wir sind für jeden Kontakt
dankbar. Gespräche mit Zeitzeu-
gen wären eine wertvolle Unter-
stützung unserer Arbeit. Gerne
kommen wir zu Ihnen, um uns
Ihre Erlebnisse erzählen zu las-
sen. Über den Kontakt mit Zeit-
zeugen hinaus suchen wir Quel-
len wie Tagebuchaufzeichnun-
gen, Briefe, Fotografien oder ähn-
liches, die über den Lebensweg

von Wolfskindern Auskunft geben.
Alle Auskünfte werden, wenn er-
wünscht, vertraulich behandelt.
Bitte helfen Sie uns, damit insbe-
sondere die junge Generation
mehr über das Leben der Wolfs-
kinder erfährt. Melden Sie sich
bitte bei unserem Lehrer, Herrn
Dr. Björn Schaal, der unser Projekt
betreut. Die Schülerinnen und
Schüler des Leistungskursus Ge-
schichte des Friedrich-Dessauer-

Gymnasiums.“ (Dr. Bjoern Schaal,
Altkönigstraße 1 in 65779 Kel-
kheim/Ts., Telefon 0171/3046826,
E-Mail: schaal@fdg.he.1o-net2.de)

Soweit der Aufruf, aus dem
schon ersichtlich ist, dass sich ei-
nige Vorgaben nur schwer erfüllen
lassen werden, wenn überhaupt.
Wer von den nach Litauen gewan-
derten elternlosen Kindern lesen
und schreiben konnte, verlernte
die deutsche Sprache schnell. Jün-
gere lernten nur Litauisch, wenn
sie überhaupt eine Schule besu-
chen konnten. Wie sollten da Tage-
buchaufzeichnungen und Brief-
wechsel – mit wem? – überhaupt
zustande kommen? Es gibt kaum
Fotos von Wolfskindern aus der
Zeit bis zur sogenannten Wende
und andere belegbare Zeugnisse.
Aber das werden die Absolventen
des Leistungskursus Geschichte
bald selber erfahren, denn ich bin
sicher, dass ihr Aufruf in unserer
„Ostpreußischen Familie“ ein gu-
tes Echo findet, denn das Thema
Wolfskinder ist ja eines unserer
Hauptanliegen. Manche Leserin-
nen und Leser stoßen sich an die-
ser Bezeichnung, auch wir sind
nicht ganz glücklich, weil sie zu
plakativ erscheint. Er wurde in
den 90er Jahren durch die Medien
geprägt und bürgerte sich trotz
vielseitiger Ablehnung – vor allem
der Betroffenen – schnell ein, weil
er einen hohen Wiedererken-
nungswert besitzt, wodurch auch
eine wirksame Publizierung er-
reicht werden kann. Da haben
selbst Historiker wie Christopher
Spatz mit diesem Begriff Frieden
geschlossen, sodass er ihm sogar
den Titel in seiner wissenschaft-
lichen Dokumentation einräumte.
So können wir ihn also getrost
auch gebrauchen.

Über die Stadt Norden und ihre
vielseitigen Aktivitäten in der Auf-
arbeitung der Geschichte von
Flucht und Vertreibung haben wir
schon oft berichtet und auch deren
Suche nach dokumentarischem
Material unterstützt. Aber nicht
immer wurden wir fündig, vor al-
lem, wenn es sich um sehr speziel-
le Themen handelte wie die „Bi-
belfliesen“, mit denen sich das
„Norder Bibelfliesen-Team“ seit ei-
nigen Jahren beschäftigt. Gründer
und Projektleiter Pastor i. R. Kurt
Perrey ist Ostpreuße, er hat als
Säugling die Flucht aus seiner
Ebenroder Heimat erleben müs-
sen. Zu den Bearbeitern dieses
Themas gehört Frau Christiane
Kollmeyer aus Norden, die als
Nicht-Ostpreußin und Bibliothe-
karin seit Jahrzehnten in Lüneburg
und Ellingen aktiv ist, wie sie ihre
Tätigkeit für die Bewahrung ost-
preußischen Kulturgutes formu-

liert. Frau Kollmeyer hat sich jetzt
an uns mit der Bitte gewandt, das
Thema „Bibelfliesen“ erneut in un-
sere Ostpreußische Familie einzu-
bringen, denn es liegen bisher
kaum Hinweise aus den Fluchtge-
bieten auf diese aus den Nieder-
landen stammenden Fliesen mit
den religiösen Motiven vor. Dabei
ist das ehrenamtliche Team schon
sehr erfolgreich gewesen, wie die
von der Projektgruppe herausge-
gebene „Fliesenbibel“ mit rund
600 Abbildungen beweist. Diese
Fliesen waren auch im deutschen
Osten verbreitet, aber sie konnten
ja nicht im Fluchtgepäck mitge-
nommen werden. Vor allem die in
sakralen Bauten vorhandenen
Fliesen mit den religiösen Motiven
dürften dann der Vernichtung
durch Kampfgeschehen und mut-

willige Zerstörung zum Opfer ge-
fallen sein. Deshalb die von Herrn
Pastor Perrey an seine Landsleute
gestellte Bitte, sich zu melden,
wenn sie Hinweise auf in ostpreu-
ßischen Sakral- und Profanbauten
vorhanden gewesenen Bibelfliesen
geben können. Frau Christiane
Kollmeyer nimmt gerne die Mel-
dungen entgegen. (Christiane Koll-
meyer. Norddeicher Straße 121 in
26506 Norden, Telefon 04931/
4957, E-Mail: christiane.kollmeyer
@ewe.net)

Es gibt so manche Zuschrift, bei
der ich auf den ersten Blick ver-
mute: Das klappt! Zumeist stimmt
es, manchmal nicht. In Bezug auf
den Suchwunsch unseres Lesers
Hartmut Kreide aus Herrnhut
glaube ich auch nach dem zweiten
Blick, dass er sich erfüllen wird,
denn da ist er in unserer Ostpreu-

ßischen Familie am richtigen
Platz. Vor allem bei den Leserin-
nen und Lesern aus dem Kreis Til-
sit-Ragnit, genauer aus Breiten-
stein, das früher „Kraupischken“
hieß, denn von diesem Ort möch-
te er gerne einige Ansichten ha-
ben – vielleicht vom Markt, der
Kirche und der Schule. Von dem
an der Inster gelegenen Kirchdorf
stammen nämlich seine Vorfah-
ren. Die Mutter seines 1919 in In-
sterburg geborenen Vaters war
Marie Jonigkeit, ihre Großeltern
stammten aus Plauschinnen und
Groß Kümmeln, beide Orte gehör-
ten zum Kirchspiel Kraupischken.
Sie trugen litauische Namen wie
auch das andere Großelternpaar,
das aus Gerslauken und Budopö-
nen stammte, Namen, die der
Nachfahre dem Ahnenpass seines

Vaters entnahm und mit denen er
nicht ganz klar kommt, aber das
ist eine andere Sache. Hier und
heute geht es zuerst einmal um
Ansichten aus dem alten Krau-
pischken, und da dürften sich in
unserem Leserkreis doch einige
finden. Herr Kreide würde sich
über jede Zuschrift freuen, die
ihm hilft, die Heimat seines leider
schon verstorbenen Vaters, den er
nicht mehr befragen kann, zu er-
hellen. (Hartmut Kreide, Goethe-
straße 3 in 02747 Herrnhut.)

Eure

Ruth Geede

OST P R E U S S I S C H E FA M I L I E

Alle in der »Ostpreußischen Familie« abgedruckten Namen und Daten werden auch ins

Internet gestellt. Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

Auch das war ein Zufluchtsort: Ti-
telbild des Romans „Das Wiegen-
lied der Wolfskinder“ Bild: privat

Lewe Landslied, 
liebe Familienfreunde,

Wer weiß etwas? Wer kennt die-
sen lieben Menschen? Wer kann
weiter helfen?

Das schwere Schicksal der
Vertriebenen hat bei den Betrof-
fenen und ihren Nachkommen
unendlich viele Fragen aufge-
worfen. Ruth Geede sucht in ih-
rer Rubrik „Die ostpreußische
Familie“ nach den Antworten.
Die Schriftstellerin und Journali-
stin wurde 1916 in Königsberg
geboren. Seit 1979 ist sie die
„Mutter“ der Ostpreußischen Fa-
milie. Ihre Kenntnis und ihre Le-
benserfahrung halfen bereits
vielen hundert Suchenden und
Wissbegierigen weiter. Es geht

um das Auffinden verschollener
Familienmitglieder und Freunde,
um Ahnenforschung oder wich-
tige Fragen zur ostpreußischen
Heimat.

Anfragen an: Redaktion Preu-
ßische Allgemeine Zeitung,
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,
r e d a k t i o n @ p r e u s s i  s c h e -
allgemeine.de

B
ild

: P
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Seit vergangenem Monat
sind im Westen Nieder-
schlesiens 3500 US-ameri-

kanische Soldaten stationiert –
die meisten davon in Sagan [Za-
gan] und Schwerin an der War-
the [Skwierzyn]. Andere sind in
Neuhammer am Queis [Swietos-
zow] und Bunzlau [Boleslawiec]
untergekommen. Ihr Auftrag lau-
tet, die Ostflanke der NATO zu
stützen. „Es ist ein großer Tag für
uns, denn heute dürfen wir ame-
rikanische Soldaten – Stellvertre-
ter der besten, mächtigsten und
prachtvol ls ten
Armee der Welt
– in Sagan be-
grüßen“, sagte
Premierministe-
rin Beata Szydlo
bei der feierlichen Begrüßung. Es
sei ein weiterer Schritt zur Um-
setzung von Wahlversprechen
der PiS, in diesem Fall zur Ver-
besserung der Sicherheit polni-

scher Bürger und des Staates, so
Szydlo.

Während die Deutschen über
die Rolle der US-Amerikaner hef-
tig zu streiten wissen, ist deren
Anwesenheit in der polnischen
Bevölkerung völlig unstrittig. Das
Gefühl des Schutzes vor den ver-
hassten Russen lässt Nachfragen
nicht zu. Die Bevölkerung feierte
die US-amerikanischen Gäste mit
Marschmusik und Deftigem aus
der Gulaschkanone. In Sagan ist
man an die Präsenz von Unifor-
mierten gewöhnt. Bereits nach

dem Krieg hatte die polnische
Armee hier im großen Stil Quar-
tier bezogen. „Die Anwesenheit
vieler Soldaten kurbelt die Wirt-
schaft in der Region an, Arbeits-

plätze entstehen. Bereits Ende
vergangenen Jahres rekrutierte
eine britische Firma Köche und
Küchenhilfen für die amerikani-
schen Soldaten“, freut sich Alicja
Makarska vom Woiwodschafts-
amt Lebus, das auch westliche
Teile Niederschlesiens verwaltet.
Allein in Sagan hätten 300 Men-
schen eine Anstellung in US-
amerikanischen Küchen und Wä-
scherein gefunden, heißt es in ei-
ner Pressemitteilung aus dem
Rathaus. Profitieren wird davon
auch der Handel und der Dienst-

leistungssektor.
Bürgermeis ter
Daniel Marchew-
ka rechnet mit ei-
nigen Investitio-
nen in die Infra-

struktur der Stadt. „Für eine
26 000 Einwohner zählende Stadt
bedeutet die Anwesenheit der
amerikanischen Armee großes
Prestige und Entwicklungschan-

cen“, so Marchewka in Polskie
Radio (Polnischen Hörfunk). Das
Stadtoberhaupt freut sich, dass
die Stadt auf eine teure Werbe-
kampagne verzichten konnte,
weil die Präsenz
der Soldaten aus
Übersee dazu
führt, dass die
Weltpresse zum
Nulltarif und oh-
ne Unterlass aus Sagan berichtet.

„Die Soldaten müssen doch
auch ihre Freizeit gestalten kön-
nen, so werden nicht nur Sagan
und Schwerin, sondern auch
Grünberg und Breslau, die be-
nachbarten Großstädte, profitie-
ren“, hofft Hanna Nowicka, die
Vorsitzende der regionalen Mar-
ketingagentur der Woiwodschaft
Lebus in Grünberg in Schlesien
[Zielona Góra].

Ende Januar besuchte der US-
amerikanische Botschafter in Po-
len, Paul Jones, Sagan. Er wollte

sich gemeinsame Übungen der
11. Lebuser Panzerkavallerie und
der 3. Fort-Carson-Colorado-Pan-
zerbrigade anschauen. Der Bot-
schafter versicherte, dass die US-

amerikanische Panzerbrigade zu
den am besten ausgerüsteten Ein-
heiten der USA gehöre. „Die Sta-
tionierung der Brigade ist Aus-
druck der Verpflichtung der USA,
im Falle eines Angriffs auf eines
der Bündnismitglieder diesen als
Angriff auf das ganze Bündnis zu
verstehen“, so Jones. Doch bis es
soweit ist, besuchen die US-ame-
rikanischen Soldaten lieber die
wenigen Pubs in Sagan, zum Bei-
spiel die Kneipe „Trzy po trzy“
(Kokolores) in Bahnhofsnähe.
Seitdem die US-Amerikaner da

sind, ist nicht nur diese Kneipe
berstend voll. Die Bedienung sei
von den Gästen angetan, sie be-
nehmen sich ganz anständig, be-
richtet das Portal natemat.pl.

In ihren Kaser-
nen wurden für
die Soldaten klei-
ne Geschäfte mit
ausschl ießl ich
US-amerikani-

schen Artikeln und sogar IS-ame-
rikanischem Personal eingerichtet.
Auch in den Kantinen gibt es ty-
pisch US-amerikanische Verpfle-
gung, doch das wird von Polen zu-
bereitet. Gefragt sind in den Ka-
sernen einheimische Frisöre. Und
diese haben richtig viel zu tun.
Nach 12 Stunden Dienst gibt es für
die Soldaten Freizeit. Diese ver-
bringen sie gerne in den gastrono-
mischen Betrieben der Städte der
Region. An Kiosken versorgen sie
sich mit Stromadaptern oder SIM-
Karten. Chris W. Wagner

Willkommenes Konjunkturprogramm
Die polnische Bevölkerung Niederschlesiens verspricht sich von den eingerückten GI nicht nur Unterstützung gegen die Russen

ÖST L I C H VO N OD E R U N D NE I S S E

»Es ist ein großer Tag für uns, denn heute 
dürfen wir amerikanische Soldaten begrüßen«

»Stellvertreter der besten, mächtigsten 
und prachtvollsten Armee der Welt«
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18. bis 19. März: Arbeitstagung Deutsche Vereine in Sensburg
1. bis 2. April: Arbeitstagung der Kreisvertreter in Helmstedt
28. bis 30. April: Kulturseminar in Helmstedt
8. bis 10. Mai: Arbeitstagung der Landesfrauen in Helmstedt
13. Mai: Das große Jahrestreffen der Ostpreussen
17. Juni: Sommerfest des VdGEM in Osterode
22. bis 24. September: Geschichtsseminar in Helmstedt
21. bis 23. Oktober: 11. Kommunalpolitischer Kongress in Allen-

stein (geschlossener Teilnehmerkreis)
5. bis 8. November: Kulturhistorisches Seminar für Frauen in

Helmstedt
13. bis 19. November: Werkwoche in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, Internet: 
www.ostpreussen.de

TERMINE DER LO

Wir gratulieren der 
ältesten noch aktiven Journalistin der Welt

Ruth Geede
zu ihrem           101.           Geburtstag

am 13. Februar 2017 und wünschen ihr ein  
gesegnetes neues Lebensjahr.

Geboren in Königsberg war sie schon Ende der 30er Jahre 
des vorigen Jahrhunderts am Königsberger Rundfunk tätig.

Da waren wir beiden Bernds noch nicht auf diesem Planeten 
gelandet. Als „Mutter der Ostpreußischen Familie“ 

erfahren wir in den wöchentlichen Kolumnen immer wieder, 
wie sah es einmal zu deutscher Zeit in Ostpreußen aus.
Liebe Frau Geede, bleiben Sie uns noch lange erhalten. 

Möge Sie der Psalm 23 dabei begleiten.

 Bernd Brandes Bernd Dauskardt
   Hann. Münden/Hemeln Hollenstedt

Anzeige

ZUM 101. GEBURTSTAG

Geede, Ruth, aus Königsberg,
am 13. Februar

ZUM 97. GEBURTSTAG

Kalledat, Ernst, aus Petersdorf,
Kreis Wehlau, am 15. Februar

Porr, Waltraut, geb. Rumler, aus
Malkienen, Kreis Lyck, am 
15. Februar

Wiemer, Elfriede, geb. König,
aus Gehmau, Kreis Ebenrode,
am 14. Februar

ZUM 96. GEBURTSTAG

Bartsch, Erika, geb. Greczyk,
aus Birkenwalde, Kreis Lyck,
am 16. Februar

Ewert, Hedwig, geb. Tillert, aus
Lyck, am 10. Februar

Kallweit, Paul, Eidkuhnen, Kreis
Ebenrode, am 12. Februar

Naglatzki, Hertha, aus Willen-
berg, Kreis Ortelsburg, am 
13. Februar

Runge, Erna, geb. Rogalski, aus
Lötzen, am 10. Februar

ZUM 95. GEBURTSTAG

Buttgereit, Herta, geb. Berger,
aus Kreuzdorf, Kreis Treu-
burg, am 15. Februar

Danielzik, Heinrich, aus Klein
Lasken, Kreis Lyck, am 10. Fe-
bruar

Fech, Agnes, geb. Hoffmann, aus
Jägerkrug, Kreis Elchniede-
rung, am 13. Februar

Haustein, Helene, geb. Kon-
doch, aus Grabnick, Kreis
Lyck, am 10. Februar

Jendrysik, Elsa, geb. Unruh, aus
Germau, Kreis Samland, am
14. Februar

Koch, Ursula, geb. Kienapfel,
aus Wehlau, am 15. Februar

Lelewell, Herta, geb. Preuß, aus
Lyck, Morgenstraße 33, am 
13. Februar

Mende, Elli, geb. Treppke, aus
Rauschen, Kreis Samland, am
13. Februar

Pankewitz, Willi, aus Schön-
horst, Kreis Lyck, am 16. Fe-
bruar

Pfeiffer, Irmgard, geb. Puchert,
aus Ruckenhagen, Kreis Elch-
niederung, am 11. Februar

Preuk, Thusnelda, geb. Ernst,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 15. Februar

Richert, Alfred, aus Deumenro-
de, Kreis Lyck, am 11. Februar

ZUM 94. GEBURTSTAG

Grondowski, Helmut, aus Wit-
tenwalde, Kreis Lyck, am 
11. Februar

Kalwellis, Edith, geb. Hoffmann,
aus Skaten, Kreis Wehlau, am
16. Februar

Miesczinski, Hildegard, aus Po-
bethen, Kreis Samland, am 
12. Februar

Ravn, Elfi, geb. Kuczinski, aus
Auglitten, Kreis Lyck, und
Herzogsmühle, Kreis Treu-
burg, am 11. Februar

Spogahn, Emmi, geb. Schie-
weck, aus Groß Leschienen,
Kreis Ortelsburg, am 12. Fe-
bruar

Teiwes, Martha, geb. Schlieffski,
aus Ortelsburg, am 12. Febru-
ar

Vongehr, Erna, aus Kuckernee-
se, Kreis Elchniederung, am
16. Februar

Zlamke, Horst, aus Opitten,
Kreis Preußisch Holland, am
14. Februar

ZUM 93. GEBURTSTAG

Banz, Heinrich, aus Gorlau,
Kreis Lyck, am 16. Februar

Czossek, Otti, geb. Samulowitz,
aus Klein Schläfken, Kreis
Neidenburg, am 12. Februar

Henning, Marianne, geb. Hen-
ning, aus Eichen, Kreis Weh-
lau, am 13. Februar

Rupietta, Gustav, aus Neiden-
burg, am 15. Februar

Zickermann, Elisabeth, geb. Pio-
trowski, aus Klein Lasken,
Kreis Lyck, am 12. Februar

ZUM 92. GEBURTSTAG

Gathmann, Elfriede, geb. Pruß,
aus Griesen, Kreis Treuburg,
am 16. Februar

Hannig, Gisela, aus Balga, Kreis
Heiligenbeil, am 12. Februar

Happach, Hildegard, geb. Krau-
se, aus Liska-Schaaken, Kreis
Samland, am 12. Februar

Heinecke, Eva, geb. Kinder, aus
Neidenburg, am 12. Februar

Juszkiewicz, Margarete, aus
Lyck, am12. Februar

Kiehr, Hanna, aus Ostseebad
Cranz, Kreis Samland, am 
16. Februar

Kleszewski, Erich, aus Wallen-
rode, Kreis Treuburg, am 
11. Februar

Kokott, Ida, geb. Salenga, aus
Freidorf, Kreis Neidenburg,
am 13. Februar

Kufa, Frieda, geb. David, aus
Windkeim und Pohren, Kreis
Heiligenbeil, am 15. Februar

Meilahn, Gertraud, geb. Neu-
mann, aus Langendorf, Kreis
Wehlau, am 12. Februar

Meitza, Otto, aus Ulleschen, Kreis
Neidenburg, am 11. Februar

Rautenberg, Alfred, aus Köl-
mersdorf, Kreis Lyck, am 
14. Februar

Saathoff, Frieda, geb. Festerling,
aus Föhrenhorst, Kreis Eben-
rode, am 14. Februar

Sommer, Hans, aus Neukuhren,
Kreis Samland, am 16. Februar

Stralla, Johann, aus Kölmers-
dorf, Kreis Lyck, am 12. Febru-
ar

ZUM 91. GEBURTSTAG

Baltruschat, Ruth, geb. Theo-
phil, aus Heimfelde, Kreis
Ebenrode, am 11. Februar

Barsties, Wilhelm, aus Tawe,
Kreis Elchniederung, am 
16. Februar

Borowy, Siegfried, aus Koblin-
nen, Kreis Lyck, am 16. Febru-
ar

Dennig, Kurt, aus Prostken,
Kreis Lyck, am 13. Februar

Dreier, Bruno, aus Kalgendorf,
Kreis Lyck, am 13. Februar

Grünwald, Dr. Gisela, geb. Gie-
sebrecht, aus Palmnicken,
Kreis Samland, am 12. Februar

Hellwich, Roland, aus Schulzen-
wiese, Kreis Elchniederung,
am 14. Februar

Krahn, Waltraud, geb. Hempler,
aus Herdenau, Kreis Elchnie-
derung, am 12. Februar

Marks, Elfriede, geb. Sperrha-
cke, aus Weißensee, Kreis
Wehlau, am 16. Februar

Recht, Waltraut, geb. Wedler,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 14. Februar

Redmer, Elfriede, geb. Hart-
mann, aus Wehlau, am 11. Fe-
bruar

Siebert, Hilda, geb. Basmer, aus
Partheinen, Kreis Heiligen-
beil, am 15. Februar

Springer, Erich, aus Romau,
Kreis Wehlau, am 11. Februar

Weiß, Ernst, aus Lötzen, am 
13. Februar

Wendzek, Max, aus Scharfenra-
de, Kreis Lyck, am 16. Februar

Wilkens, Annemarie, geb. Grau,
aus Kassuben, Kreis Ebenro-
de, am 10. Februar

Wischnewski, Christel, aus Ost-
seebad Cranz, Kreis Samland,
am 14. Februar

ZUM 90. GEBURTSTAG

Baranski, Ingeburg, geb. Wink-
ler, aus Lyck, Königin-Luisen-
Platz 11, am 13. Februar

Bernecker, Betty, geb. Tschi-
schak, aus Elbings Kolonie,
Kreis Elchniederung, am 
14. Februar

Burat, Ernst, aus Neu Trakeh-
nen, Kreis Ebenrode, am 
11. Februar

Christiansen, Dr. med. Eva, geb.
Rolinski, aus Ostseebad
Cranz, Kreis Samland, am 
14. Februar

Drziedzic, Elisabeth, geb.
Wermke, aus Hohenwalde,
Kreis Heiligenbeil, am 12. Fe-
bruar

Eggert, Elisabeth, geb. Schröder,
aus Paggehnen, Kreis Sam-
land, am 12. Februar

Fehrle, Hildegard, geb. Schrub-
ba, aus Wittenwalde, Kreis
Lyck, am 11. Februar

Gerlach, Marie-Anne, aus Klein
Steegen, Kreis Preußisch Ey-
lau, am 16. Februar

Gritzan, Elfriede, geb. Kensy,
aus Eckwald, Kreis Ortels-
burg, am 16. Februar

Katzinski, Friedrich, aus Lieben-
berg, Kreis Ortelsburg, am 
11. Februar

Kieselbach, Erika, geb. Budzins-
ki, aus Schnippen, Kreis Lyck,
am 16. Februar

Lüneburg, Dr. Hartmut, aus
Lyck, Yorkstraße 24, am 11. Fe-
bruar

Melzer, Ruth, geb. Thierenbach,
aus Schnippen, Kreis Lyck, am
11. Februar

Olschewski, Walter, aus Langen-
wiese, Kreis Lötzen, am 11. Fe-
bruar

Peklo, Brunhild, aus Gerdauen,
am 16. Februar

Ponzelar, Ruth, geb. Mrohs, aus
Binien, Kreis Lyck, am 12. Fe-
bruar

Schwalbe, Helene, geb. Genel-
lus, aus Grünfließ, Kreis Nei-
denburg, am 13. Februar

Slottki, Günther, aus Neiden-
burg, am 13. Februar

Walter, Magarete, geb. Chlench,
aus Siegersfeld, Kreis Lyck, am
15. Februar

Werbun, Helmut, aus Preußen-
wall, Kreis Ebenrode, am 
14. Februar

Wolgast, Hildegard, geb. Mat-
schuck, aus Kischen, Kreis
Elchniederung, am 14. Febru-
ar

ZUM 85. GEBURTSTAG

Albat, Ilse, geb. Demgen, aus
Castrop-Rauxel, am 14. Febru-
ar

Bahlke, Hanna, geb. Werner, aus
Klein Rödersdorf, Kreis Heili-
genbeil, am 10. Februar

Flechsig, Heinz, aus Ostseebad
Cranz, Kreis Samland, am 
13. Februar

Gehrke, Helmut, aus Heinrichs-
walde, Kreis Elchniederung,
am 16. Februar

Gritzka, Erich, aus Masuren,
Kreis Treuburg, am 13. Febru-
ar

Hülsmann, Margarete, geb. Has-
selberg, aus Braunsberg und
Rossen, Kreis Heiligenbeil, am
12. Februar

Köhn, Gertrud, geb. Herrmann,
aus Seedranken, Kreis Treu-
burg, am 10. Februar

Kremp, Dr. Werner, aus Ebenro-
de, am 12. Februar

Priebe, Siegfried, aus Upalten,
Kreis Lötzen, am 11. Februar

Purwin, Heinz, aus Steinberg,
Kreis Lyck, am 13. Februar

Rees, Christel, geb. Lenkeit, aus
Heinrichswalde, Kreis Elch-

niederung, am 10. Februar
Schmuhl, Eva-Maria, geb.

Graap, aus Rauschen, Kreis
Samland, am 14. Februar

Schulz, Werner, aus Pregelswal-
de, Kreis Wehlau, am 10. Fe-
bruar

Skarzynska, Hildegard, geb. Pla-
ga, aus Markau, Kreis Treu-
burg, am 11. Februar

Stahlberg, Elfriede, geb. Rattay,
aus Lengau, Kreis Treuburg,
am 13. Februar

Warias, Horst, aus Erben, Kreis
Ortelsburg, am 15. Februar

Willert, Evelore, geb. Kalkowski,
aus Argemünde, Kreis Elch-
niederung, am 11. Februar

ZUM 80. GEBURTSTAG

Augustin, Horst, aus Kiöwen,
Kreis Treuburg, am 15. Febru-
ar

Babst, Werner, aus Neidenburg,
am 15. Februar

Becker, Helga, geb. Freudmann,
aus Polenzhof, Kreis Elchnie-
derung, am 11. Februar

Beyer, Elsbeth, geb. Heise, aus
Sankt Lorenz, Kreis Samland,
am 10. Februar

Briechle, Elfriede, geb. Döhring,
aus Wildwiese, Kreis Elchnie-
derung, am 15. Februar

Fax, Edeltraut, geb. Lesser, aus
Lyck, am 13. Februar

Heinrich, Anna, geb. Werner,
aus Windkeim und Klein
Windkeim, Kreis Heiligenbeil,
am 12. Februar

Kehlert, Herta, aus Klein Dan-
kheim, Kreis Ortelsburg, am
13. Februar

Kendelbacher, Erich, aus Klein
Schläfken, Kreis Neidenburg,
am 16. Februar

Kowalzik, Max, aus Draheim,
Kreis Treuburg, am 12. Fe-
bruar

Loch, Margarete, geb. Rogalla,

aus Malshöfen, Kreis Neiden-
burg, am 12. Februar

Orbeck, Helmut, aus Klein
Nuhr, Kreis Wehlau, am 
12. Februar

Redeker, Irene, geb. Babinnek,
aus Wilhelmshof-Abbau, Kreis
Ortelsburg, am 11. Februar

Schlechte, Margarete, aus Bas-
sum, am 16. Februar

Schulz, Maria, geb. Lippke, aus
Tapiau, Kreis Wehlau, am 
14. Februar

Sendtko, Ulrich, aus Griesen,
Kreis Treuburg, am 11. Februar

Sych, Hans Günter, aus Poders-
bach, Kreis Treuburg, am 
11. Februar

ZUM 75. GEBURTSTAG

Beutling, Wolfgang, aus Preuß-
walde, Kreis Tilsit-Ragnit, am
16. Februar

Breitmeier, Dieter, aus Pillau,
Kreis Samland, am 14. Februar

Dralle, Margitta, geb. Seykows-
ki, aus Friedrichsdorf, Kreis
Wehlau, am 12. Februar

Gollnow, Erika, geb. Froese, aus
Peterswalde, Kreis Elchniede-
rung, am 12. Februar

Pein, Monika, geb. Noruschat,
aus Grünhof, Kreis Ebenrode,
am 16. Februar

Pollack, Ulrich, aus Schirrau,
Kreis Wehlau, am 16. Februar

Schemionek, Ulrich, aus
Schwalgenort, Kreis Treuburg,
am 15. Februar

Stock, Regina, geb. Mertsch, aus
Zimmerbude, Kreis Samland,
am 11. Februar

Willamowius, Karl, aus Pojersti-
ten, Kreis Samland, am 13. Fe-
bruar

Zipplies, Dieter, aus Wiesenhöhe,
Kreis Treuburg, am 14. Februar

Zwingelberg, Wolfgang, aus Ta-
piau, Kreis Wehlau, am 15. Fe-
bruar
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Und die Meere rauschen den Choral der Zeit.
Elche steh'n und lauschen in die Ewigkeit.

(Ostpreußenlied)

Der Herr über Leben und Tod nahm plötzlich meinen geliebten Ehemann, unseren
herzensguten, treusorgenden Vater und liebevollen Großvater, unseren Schwiegervater,
Bruder, Schwager, Onkel, Neffen und Vetter

Horst Preuß
Bartkengut/Ostpreußen

* 5.9.1927 † 29.1.2017

Eva Preuß, geb. Schulz

In Liebe, Dankbarkeit und tiefer Trauer nehmen wir von ihm Abschied.

Er kannte ein Land mit kristallenen Seen, mit rauschenden Wäldern und Feldern so schön.
Es wurde Ostpreußen genannt.

zu sich in die Ewigkeit.

Mettmann

Martin Preuß und Frau Elke
mit Alexander, Maximilian, Emmy, Friedrich-Wilhelm und Freddy
Dietrich Preuß und Frau Ute
mit Anna-Lena und Matthias Leonard

Prof. Dr.-Ing. Norbert Preuß und Frau Roswitha
mit Laura und Konstantin

Anstelle zugedachter Blumen und Kränze bitten wir um eine Spende zugunsten der Kreisgemeinschaft Neidenburg e.V.,
Bochum, IBAN: DE56 7001 0080 0077 2688 02; Kennwort: Horst Preuß.

und Anverwandte

Die Trauerfeier hat am Donnerstag, dem 2. Februar 2017, in der Kapelle des Friedhofes Lindenheide, Lindenheider
Straße, in Mettmann stattgefunden. Die Urnenbeisetzung erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt im engsten Familienkreis.

Traueranschrift: FamiliePreuß c/oBestattungshausFrankenheim,Lindenheider Str. 57, 40822 Mettmann

Die Erinnerung ist der Ort, an dem wir dich
treffen können, wann immer wir wollen.

In Liebe und Dankbarkeit
Hildegard Heiß
Claudia Döppner
Sibylle Döppner
Derlev Irle
Patricia Döppner
sowie alle Freunde

Die Seebestattung in Lübeck findet auf Wunsch der 
Verstorbenen im engsten Familienkreis statt.

Ursula
Döppner

* 06.09.1923     † 16.01.2017

Anzeigen

Der Vorstand der Kreisgemein -
schaft kam am 14. Ja nu ar unter
der Leitung des Kreisvertreters
Hans-Peter Blasche in Hagen am
Teutoburger Wald zu seiner ersten
Ausschusssitzung 2017 zusam-
men. Daran nahm auch der stell-
vertretende Vorsitzende der
Stadtgemeinschaft Allenstein,
Stefan Hein, teil. Es galt, eine um-
fangreiche Tagesordnung abzuar-
beiten. Zunächst wurde Rück -
schau auf das vergangene Jahr ge-
halten. Zur Sprache kam dabei die
Jahreshauptversammlung im
April in Hagen a.T.W., die Ermlän-
der Wallfahrt in Werl im Mai, das
gemeinsame Heimattreffen Allen-
stein Stadt und Land Mitte Sep-
tember in Gelsenkirchen, das Ver-
einsjubiläum der Allensteiner Ge-
sellschaft Deutscher Minderheit
in Allenstein (Olsztyn) am 24.
September und die anschließen-
de Kulturreise der Vorstandsmit-
glieder der Kreisgemeinschaften
Allenstein-Land und Stadt durch
das Kreisgebiet.

Auch die vom Ehrenvorsitzen-
den Herbert Monkowski im Al-
lensteiner Land durchgeführte
Aktion der Landsmannschft Ost-
preußen „Bruderhilfe Ostpreu-

ßen“ und das zu Weihnachten
herausgekommene Heimatjahr-
buch „Allenstein Land 2016“ des
Schriftleiters Andreas Galenski
und seiner Mannen wurden ange-
messen gewürdigt.

Über alle diese Unternehmun-
gen wurde in der Preußischen
Allgemeinen Zeitung und im neu-
en Heimatjahrbuch hinlänglich
berichtet. Der Kreisvertreter be-
dankte sich beim Gesamtvorstand
für die geleistete Arbeit und bat,
seinen Dank an alle Organisato-
ren und Helfer von heimatbezo-
genen Treffen aller Art weiterzu-
geben. Die Tagesordnungspunkte
„Projekt Chronik“ (eventuelle
Herausgabe eines neuen Kreisbu-
ches) und „Sparkassenstiftung
OS“ (Einbringen von Spenden-
geld) sowie „Zusammenarbeit mit
dem Ermlandforum“ (Familien-
forschung) wurden kurz disku-
tiert. Hierzu sollen weitere Über-
legungen angestellt werden.

Im Rahmen der Vorausschau
werden folgende Termine be-
kannt gegeben:

Sonnabend, 8. April, 9 Uhr: Vor-
standssitzung der Kreisgemein-
schaft Allenstein-Land.

Sonnabend, 8. April, 11 Uhr:
Jahreshauptversammlung mit
Vorstandswahlen in 49170 Hagen
a.T.W., Schulstraße 7, Rathaus,
Großer Sitzungssaal.

Sonntag, 7. Mai, 10 Uhr, Werl:
Ermländer Wallfahrt

Sonnabend, 13. Mai, 10 Uhr:
Jahrestreffen der Landsmann-
schaft Ostpreußen in der Stadt-
halle Neuss, 41460 Neuss, Seli-
kum Straße 25.

Der Vorstand wird auf allen
Treffen zugegen sein.

Im Anschluss an die Ausschuss-
sitzung kam der Vorstand der
Kreisgemeinschaf im Hotel Buller
mit Vertretern der Landkreise Os-

nabrück und Allenstein (Olsztyn),
der Gemeinde Hagen a.T.W. sowie
mit ihren Ehrenmitgliedern zu
seinem Neujahrsempfang 2017
zusammen. Hieran nahm auch
Stefan Hein von der Stadtvertre-
tung Allenstein teil. Nach einem
Totengedenken der kürzlich ver-
storbenen polnischen Partner-
schaftbeauftragten Anna Wagner
aus Mokainen wurde in ent-
spannter Atmosphäre über eine
weitere positive Gestaltung der
deutsch-polnischen Beziehungen
auf kommunaler Ebene und über
die angestrebte Zusammenlegung
der beiden Kreisgemeinschaften
Allenstein-Land und -Stadt bera-
ten. Dabei sagte der anwesende
Osnabrücker Partnerschaftsbe-
auftragte Karl-Heinz Finkemeyer
eine großzügige Unterstützung in
vielerlei Hinsicht zu. Die Gesprä-
che mit der Stadtvertretung wer-
den fortgesetzt. Horst Tuguntke

Gemeinsam mit Ihnen wollen
wir das Jahr 2017 bei unserer tra-
ditionellen heimatpolitischen Ta-
gung am 18. und 19. Februar in
27356 Rotenburg (Wümme) ein-
leiten. Zu dieser Auftaktveranstal-

tung in der Theodor-Heuss-Schu-
le (Gerberstraße 16, neben dem
Ratsgymnasium) laden der Land-
kreis Rotenburg als Patenschafts-
träger und die Kreisgemeinschaft
Angerburg alle geschichtlich und
kulturell Interessierten aus nah
und fern herzlich ein. Für die Ta-
gung konnten wir erneut heraus-
ragende Referenten gewinnen. 

Am Sonnabend, 18. Februar, ist
die Mensa der Schule ab 14 Uhr
geöffnet und es wird Kaffee, Tee
und Kuchen angeboten. Nach der
Begrüßung der Tagungsteilneh-
mer um 15 Uhr wird Professor
Udo Arnold die Tagung mit sei-
nem Vortrag „Vom Ordensland
zum Herzogtum Preußen als er-
stes protestantisches Fürstentum“
eröffnen. Danach wird Oberstu-
diendirektor a.D. Hans-Jürgen
Kämpfert referieren. Sein Thema:
„Nicolaus Copernicus aus Thorn
an der Weichsel. – Leben und
Werk als Domherr in Frauenburg,
als Arzt, Diplomat und weitbe-
kannter Astronom.“ Im Anschluss
an die Vorträge besteht jeweils
Gelegenheit für Fragen an die Re-
ferenten beziehungsweise für ei-
gene Einschätzungen. Mit einem
gemeinsamen Abendessen (Elch-
braten) gegen 19 Uhr und anre-
genden Gesprächen mit interes-
santen Gästen lassen wir den Tag
ausklingen.

Am folgenden Sonntag, 19. Fe-
bruar, setzen wir die Tagung um
9.30 Uhr in der Schule fort. Ober-
studiendirektor a.D. Dr. Walter
Jarecki wird über die „Reforma-
tion in Norddeutschland“ referie-
ren. Im Jahr des Reformationsge-
denkens werden den Tagungsteil-
nehmern auch neue Sichtweisen
im Gedächtnis bleiben. Gegen 12
Uhr wird die Tagung mit dem Ge-
sang des Ostpreußenliedes „Land
der dunklen Wälder“ beendet. 

Verbindliche Anmeldungen,
auch für das Elchbratenessen zum
Preis von 26 Euro pro Person ein-
schließlich Dessert und Mittei-
lung von Übernachtungswün-
schen, werden bis zum 10. Febru-
ar (Posteingang) an Brigitte Jun-
ker, Sachsenweg 15, 22455 Ham-
burg, erbeten. Ein Tagungsbeitrag
wird nicht erhoben. Eine schriftli-
che Anmeldebestätigung wird
nicht erteilt.

Die Kreisgemeinschaft ist auf
dem Ostpreußentreffen am
13. Mai in der Stadthalle Neuß,
Selikumer Straße 25, 41460 Neuß,
von 10 bis 17 Uhr mit einem Bü-
chertisch vertreten. Eintrittskar-
ten bitte jeder für sich bei LO,
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg
rechtzeitig bestellen (10 Euro mit
Gulaschsuppe). Kein Kartenver-
kauf am 13. Mai vor Ort.

Im Heimatbrief vom Dezember
ist auf Seite 46 ein Druckfehler zu
verbessern: Das Kirchspieltreffen
Birkenmühle/Mehlkehmen findet
am 27. und 28. Mai statt.

„Zur Siedlungsgeschichte von
Preußisch-Litthauen am Beispiel
der Region des Kirchspiels Toll-
mingkehmen u. Umgebung“ heißt
ein zweibändiges Werk von Wolf-
gang Rothe und Daniela Wiemer,
dass die Kreisgemeinschaft zu-
sammen mit anderen Vereinigun-
gen neu herausgegeben hat. Der
Textband umfasst 504 Seiten, der

Dokumentenband 288 Seiten. Das
Werk im Festeinband ist zum Teil
farbig. Zum Preis von 54 Euro ist
es unter d-wiemer@t-online.de zu
beziehen.

Professor George Turner, gebür-
tiger Insterburger, Rechtswissen-
schaftler und ehemalige Berliner
Senator, hat das Buch rezensiert.
Er schreibt:

„Nach dem 1995 erschienenen
„Ortsatlas des Kirchspiels Toll-
mingkehmen“ ist Wolfgang Rothe,
unterstützt von Daniela Wiemer,
mit der „Siedlungsgeschichte“ ein
großer Wurf gelungen. Sprachlich
gut verständlich, präzise in den
Schilderungen und zuverlässig,
was die Quellen angeht, behan-
delt er neun Jahrhunderte in allen
Facetten, die für das ausgewählte
Gebiet von Bedeutung sind. 

Es gewinnt die Darstellung im-
mer mehr an Breite und inhalt-
licher Tiefe, je weiter der Autor in
den Jahrhunderten voran schrei-
tet. Dabei – und das ist das Er-
staunliche – gelingt es ihm, die
politischen und lokalen Ereignisse
mit Leben zu erfüllen. Der Band
liest sich nicht nur als Geschichts-
buch, sondern auch als Beschrei-
bung des täglichen Lebens. Inso-
fern wird den Zahlen und Daten
Leben eingehaucht. Das ist der
Fall, wenn die „Répeuplirung“ be-
schrieben wird, die Wiederbesied-
lung im 18. Jahrhundert. Die Situ-
ation der Einwanderer, ihre Moti-
ve, in den äußersten Winkel Preu-
ßens zu kommen, ihre persönliche
Betroffenheit über die vorgefun-
denen Gegebenheiten, die teil-
weise Ablehnung der schon an-
sässigen Bevölkerung, die Wahr-
nehmung der staatlichen (preußi-
schen) Ordnung – alles das wird
nicht nur referiert, sondern ge-
winnt durch die Art der Darstel-
lung plastische Form. 

Die Entwicklung der ersten lu-
therischen Landeskirche über-
haupt (seit 1525) wird durch Jahr-
hunderte beleuchtet, besonders
die zentrale Bedeutung des evan-
gelischen Pfarrhauses für die
ländliche Lebenswelt.

Ein besonders interessantes Ka-
pitel betrifft die landwirtschaftli-
che Siedlung nach den preußi-
schen Reformen des 19. Jahrhun-
derts. Hier lassen sich aus dem
auf das ausgewählte Gebiet bezo-
genen Bericht Schlüsse auf ande-
re Bereiche des Agrarlandes Ost-
preußen ziehen. So liegt auch
darin ein Wert des Werkes: Es
lässt Schlussfolgerungen zu über
das Objekt des Beschriebenen
hinaus; viele Erkenntnisse dürfen
verallgemeinert werden. Damit ist
es zugleich eine Quelle für weite-
re, vergleichbare Untersuchungen
und eine Fundgrube für Detailfra-
gen – ein insgesamt gelungenes
Opus, dem eine Verbreitung nicht
nur unter 80-jährigen Zeitzeugen
zu wünschen ist. 

Schließlich fehlt auch nicht der
– unausweichlich leicht melan-
cholische – Brückenschlag zu
dem, was heute zu besichtigen ist:
Das Gebiet droht wieder eine
Wildnis zu werden – Wirklich als
Teil einer europäischen Kultur-
landschaft, wie Arno Surminski
es in seinem Geleitwort erhofft? 

Immer wieder hören wir von
Landleuten, die nach Ostpreußen
gereist sind: „Es war alles gut, aber
wir waren zu kurz in Gumbinnen!“

Nun planen wir im Vorstand der
Kreisgemeinschaft vom 10. bis
18. August eine achttägige Busreise
in die Heimat, die eine intensive
Begegnung von Stadt und Kreis er-
möglicht und die auch Gumbinner
Nachkommen interessieren könn-
te, weil Zeit für eine intensive Be-
gegnung mit Stadt und Land einge-
plant ist. Wir möchten Zeit haben
zum Verweilen, zum Plachandern,
zum Sehen und zum Erinnern. Wir
wollen auch die noch vorhandenen
Kirchspieldörfer aufsuchen, um
Altes zu suchen und zu finden,
aber auch um Neues zu entdecken.
Geleitet wird die Reise von Zeit-
zeugen, die sich besonders gut aus-
kennen! 

Die Organisation, die Fahrt und
die Durchführung des Aufenthaltes
sowie die Beschaffung des Visums
liegen in den bewährten Händen
des Reiseunternehmens Partner-
Reisen – Grund-Touristik in Lehrte.
Die Fahrt im modernen Reisebus
beginnt und endet in Hannover.
Geplant ist eine Zwischenüber-
nachtung in Thorn inklusive Stadt-
führung. Es gibt sechs Übernach-
tungen mit Halbpension im Gum-
binner Hotel Kaiserhof (Es ist reno-
viert, leider gibt es immer noch kei-
nen Fahrstuhl!). Zum Programm
zählen Busfahrten in die Stadt und
in die Umgebung. Individuelle Ta-
xifahrten werden organisiert. Auf
der Rückreise wird in Schneide-
mühl übernachtet. Dort besteht die
Möglichkeit einer Fahrt auf dem
Oberländischen Kanal. Hier weite-
re Details zum Programm:

In Gumbinnen: Stadtbesichti-
gung, Besuch des Museums mit den
„Deutschen Räumen“, der Salzbur-
ger Kirche und der Diakonie, Tref-
fen mit der evangelischen Kirchen-
gemeinde, Besuch in der Fried -
richsschule mit dem großen Fresko,
Besichtigung der neuen russisch-
orthodoxen Kathedrale (auf dem
Platz der ehemaligen Altstädter
Kirche), Erkunden des Friedhofsge-
ländes mit dem heutigen Sport-
komplex, Schlendern durch die re-
novierten Straßen und entlang der
Pissa, Besuch des neuen Industrie-
gebiets und des neuen Stadtteils
mit dem Erinnerungspark. Auch
den neuen Stadtpark Fichtenwalde
wollen wir uns anschauen.

Im Kreis: Zu den Kirchspieldör-
fern fahren, und schauen was noch
da ist, eine evangelische Landge-
meinde besuchen, ebenso das Al-
tenheim Carl-Blum-Haus, das von
der Kirchengemeinde Gusev be-
treut wird, das gewaltige Rinder-
projekt im Südkreis besichtigen,
die romantischen Flüsse Angerapp
und Rominte erleben, nach Wunsch
halten.

Zusätzlich: eine Visite bei den
Helfern der Kriegsgräberfürsorge,
die im Gumbinner Raum tätig sind,
ein Besuch des Gottesdienstes in
der Salzburger Kirche, eine Reise in
die Rominter Heide mit Besichti-
gung des neuen Waldmuseums, das
vom bewährten Reiseführer Sergej
Pogudin betreut wird, ein zünftiges
russisches Essen im Forsthaus War-
nen, eine Fahrt zum ehemaligen
Gestüt Zitzewitz in Weedern oder
zum Deutschen Museum von Juri
Userzow in Breitenstein. Kulturelle
Veranstaltungen wie Konzerte oder
Folkloreaufführungen werden ein-

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Hans-Peter Bla-
sche, Lankerstraße 40, 40545
Düsseldorf, Telefon (0211)
17181290; Geschäftsstelle: Ge-
meindeverwaltung Hagen, Post-
fach 1209, 49170 Hagen, Telefon
(05401) 9770. Internet:
www.allenstein-landkreis.de
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LAND

Kreisvertreter: Kurt-Werner Sa-
dowski. Kreisgemeinschaft An-
gerburg e.V., Landkreis Rotenburg
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Rotenburg (Wümme), Landkreis:
Telefon (04261) 9833100, Fax
(04261) 9833101. 

ANGERBURG

Ausschusssitzung

Heimatpolitische
Tagung

Kreisvertreter: Dr. Gerhard 
Kuebart, Schiefe Breite 12a,
632657 Lemgo, Telefon (05261) 8
81 39, E-Mail: gerhard.kuebart@
googlemail.com.
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(STALLUPÖNEN)

Ostpreußentreffen
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„Ein großer Wurf“: Wolfgang
Rothes und Daniela Wiemers
zweibändiges Werk Bild: Privat

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 17

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 

Kreisvertreterin: Karin Banse,
Wiesengrund 9, 29559 Wrestedt,
OT Wieren, Telefon (05825) 642,
E-Mail: karin.banse@t-online.de,
Internet: www.kreis-gumbin-
nen.de. 

GUMBINNEN

Gumbinner zeigen
Gumbinnen



geplant. Fahrten nach Königsberg
oder Tilsit sind möglich.

Weitere Auskunft bei Walter Fen-
selau, Telefon (05136) 2854. Ver-
bindliche Anmeldung schriftlich
oder per E-Mail bis zum 28. März
bei Walter Fenselau per Post: Hö-
henweg 18, 31303 Burgdorf oder
per E-Mail: walter.fenselau@kreis-
gumbinnen.de.

Landsmann Gerd Birth aus
Canditten hat für die Zeit vom 15.
bis 24. Juni eine Busreise nach
Schlesien und Ostpreußen orga-
nisiert. Hier der Reiseverlauf:

1. Tag, Donnerstag, 15. Juni: Ein-
stieg/Zustieg, beginnend in Biele-
feld, dann Weiterfahrt nach Her-
ford, Langenhagen und ZOB Han-
nover, ferner entlang der A2 und
des Berliner Rings; Passieren der
deutsch-polnischen Grenze bei
Forst/Neiße und Weiterreise bis
zum Hotel in Breslau für 3 Tage.

2. Tag: In Breslau Stadtführung
und Stadtrundfahrt mit Rathaus-
platz, Dominsel, Oper, Haupt-
bahnhof, Kaiserbrücke und Jahr-
hunderthalle. Anschließend zur
freien Verfügung.

3. Tag: Ausflug ins Riesengebir-
ge mit Halt in Schweidnitz (se-
henswerte Friedenskirche mit Ba-
rockpracht), Hirschberg und
Krummhübel mit der Kirche
Wang.

4. Tag: Abfahrt von Breslau nach
Ostpreußen über Lodz und Allen-
stein bis zum Hotel in Heilsberg
für drei Übernachtungen.

5. Tag: Vormittags zur freien
Verfügung, nachmittags Fahrt
nach Canditten zu einer kleinen
Feierstunde auf dem Gedenk-
friedhof, danach Einkehr bei der
Deutschen Gesellschaft Natangen
in Landsberg zu Kaffee und Ku-
chen. Gegen Abend findet ein
zünftiges Grillpicknick im Stor-
chendorf Schewecken statt.

6. Tag: Dieser Tag steht zur
freien Verfügung, ferner Möglich-
keit zum Besuch der Heimatdör-
fer, alternativ Rundfahrt durch die
hiesige Region.

7. Tag: Wir verlassen das Hotel
in Heilsberg und fahren nach
Buchwalde zu der sehr reizvollen
Schiffsfahrt auf dem Oberlandka-
nal über die fünf Schiefen Ebenen
bis nach Elbing, dort Ankunft am
Hotel für zwei Übernachtungen.

8. Tag: Zur freien Verfügung und
zur Entdeckung der hübschen
Stadt Elbing, alternativ Ausflugs-
fahrt zur Ostseeküste oder nach
Frauenburg.

9. Tag: Abfahrt vom Hotel in El-
bing zur alten Handelsstadt Dan-
zig, dort Besuch der Recht-
stadt/Altstadt mit den repräsenta-
tiven Bürgerhäusern, dem Langen
Markt, dem gewaltigen Krantor
und vielen anderen eindrucksvol-
len Prachtbauten. Am Nachmittag
geht die Reise weiter nach Posen
zu einer kleinen Stadtrundfahrt
und zur Zwischenübernachtung. 

10. Tag, Sonnabend, 24. Juni:
Rückfahrt von Posen über Frank-
furt/Oder nach Deutschland.

Der Reisepreis beträgt bei 45
Teilnehmern 807 Euro pro Person
im Doppelzimmer und erhöht
sich bei geringerer Teilnehmer-
zahl. Im Reisepreis sind sämtliche
Kosten inbegriffen, und zwar
Fahrtkosten, Übernachtungen,
Halbpension, Ausflüge, Stadtfüh-
rungen, Eintrittsgelder und
Schiffsfahrt.

Nähere Auskünfte und Anmel-
dungen bei Gerd Birth, Kantstra-
ße 30, 41836 Hückelhoven-Baal,

Telefon (02435) 616, Fax (02435)
920 280 oder per E-Mail:
g.birth@new-online.de

Das nächste Schultreffen findet
im Mai 2017 in Berlin statt! Trotz
– oder vielleicht auch gerade
wegen (naturgegebener) ständig
sinkender Schülerzahl haben wir
uns noch einmal zu einem Schul-
treffen entschlossen. Und nun
hoffen wir auf eine rege Teilnah-
me – auch wenn es manchem von
Euch bestimmt schon sehr schwer
fällt. Berlin wählten wir, weil die
Anreise dann für die meisten
nicht so weit ist. Wir freuen uns
auf ein Wiedersehen mit jedem
von Euch! Bitte kommt so zahl-
reich, wie Ihr könnt! Das Schul-
treffen findet in der Zeit vom 19.
(Freitag) bis 22. Mai (Montag =
Abreisetag) in Berlin statt. Dazu
haben wir uns das Abacus-Tier-
park-Hotel in Berlin-Friedrichs-
felde ausgesucht. Wie gewohnt,
beginnt das Treffen am Freitag um
15.30 Uhr mit dem gemeinsamen
Kaffeetrinken in dem für uns re-
servierten Salon „Flora“ und en-
det am Montag nach dem Früh-
stück. Geplant sind eine Dampfer-
fahrt durch Berlin, Besuch bezie-
hungsweie Besichtigung des Tier-
parks und viel gemeinsames Pla-
chandern.

Die genaue Adresse unseres
Vier-Sterne-Hotels lautet Abacus-
Tierpark-Hotel, Franz-Mett-Straße
3-9, 10319 Berlin. Reservierung
unter Telefon (030) 5162333, Fax
(030) 5162444, E-Mail: reserva-
tion@abacus-hotel.de

Anmeldungen können ab sofort
mit dem Stichwort „SRT“ beim
Hotel vorgenommen werden. Ein

Kontingent der Zimmer ist für
uns reserviert. Bitte meldet Euch
möglichst bis zum 30. März an.
Gebuchte Zimmer können bei
Krankheit bis zu 48 Stunden vor-
her (also bis zum 17. Mai) kosten-
los storniert werden. Die Zimmer-
preise pro Nacht einschließlich
Frühstück betragen für ein Dop-
pelzimmer 102 Euro und für ein
Einzelzimmer 79 Euro. Die Zim-
mer stehen ab 15 Uhr zur Verfü-
gung, bei Abreise bis 12 Uhr. Die
Hotelparkplätze sind kostenlos.

Die Tagesplanung sieht zurzeit
so aus: Freitag, 19. Mai, Ankunft
in Berlin: um 15.30 Uhr gemein-
sames Kaffeetrinken sowie später
gemeinsames Abendessen. Sonn-
abend, 20. Mai: Besichtigung des
Tierparks. Abends gemeinsames
Abendessen. Sonntag, 21. Mai:
Dampferfahrt, abends
gemeinsames Abendessen.
Montag, 22. Mai: allgemeine
Heimreise.

Details werden noch bespro-
chen, Wünsche können berück -
sichtigt werden. Wir bitten um
rechtzeitige Zimmerbuchung!
Wenn wir wissen, wie viele von
Euch in etwa kommen werden,
können wir die übrigen Details
besser und schneller arrangieren.
Auch ist Berlin ein stark frequen-
tiertes Touristenziel. Andere Be-
sucher könnten uns zuvorkom-
men! Eine weitere Bitte an Euch:
Wer ohne Zimmerbuchung am
Schultreffen teilnimmt, teile das
bitte mit unter Telefon (0331)
617583 (Gerhard und Renate
Pfiel). Klaus-Jürgen Rausch

und Gerhard Pfiel, Sprecher
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Im Zusammenhang mit dem
Jahrestreffen der Lands-
mannschaft Ostpreußen

(LO) am 13. Mai 2017 in der
Stadthalle Neuss erreichen die
Bundesgeschäftsstelle verstärkt
Fragen zum Ablauf der Veran-
staltung. Nachfolgend möchten
wir die am häufigsten gestellten
Fragen beantworten. 

Warum gibt es keine Deutsch-
landtreffen der Ostpreußen
mehr?

Trotz des guten Zuspruchs
beim Deutschlandtreffen in
Kassel 2014 sind die Teilneh-
merzahlen bei den Bundestref-
fen der Landsmannschaft Ost-
preußen rückläufig. Die Zahl
der Besucher hat sich in den
letzten 20 Jahren um Dreiviertel
reduziert. Viele Ostpreußen
sind nicht mehr in der Lage, die
Strapazen einer langen Reise
und eines zweitägigen Treffens
auf sich zu nehmen. Hinzu
kommt, dass wegen des hohen
Kostenaufwandes – die Lands-
mannschaft Ostpreußen erhält
für die Treffen keine öffent-
lichen Zuschüsse – die
Deutschlandtreffen nur alle drei
Jahre stattgefunden haben. Vor
diesem Hintergrund sind der
Bundesvorstand und die Ost-
preußische Landesvertretung zu
der Überzeugung  gekommen,
dass es sinnvoller ist, ab 2017 in
kürzeren Abständen dezentrale

Treffen an wechselnden Orten
durchzuführen. 

Worin unterscheidet sich das
Jahrestreffen der Landsmann-
schaft Ostpreußen in Neuss von
den Deutschlandtreffen der Ost-
preußen?

Es han-
delt sich
bei dem
Jahrestref-
fen um ei-
ne eintägi-
ge Veran-
s ta l tung .
Ein Tref-
fen der
H e i m a t -
kreise ist
nicht ge-
plant. Da-
her ist
auch kei-
ne Reser-
v i e r u n g
von Plät-
zen für die Kreisgemeinschaften
in der Stadthalle vorgesehen.
Einzelne Kreisgemeinschaften,
Landesgruppen und Einrichtun-
gen werden ihre Arbeit an ei-
nem Ausstellerstand im Foyer
präsentieren. Im Eingangsfoyer
findet auch die gastronomische
Versorgung der Teilnehmer statt
und werden Kulturausstellun-
gen präsentiert. Wegen der be-
grenzten Platzkapazitäten gibt
es keine gewerblichen Ausstel-

ler wie Reiseveranstalter, Buch-
händler oder Bernsteinverkäu-
fer. 

Was erwartet die Besucher
konkret in Neuss?

Das Jahrestreffen beginnt am
Sonnabendmorgen mit einer

Kranznie-
derlegung
am nur
w e n i g e
Meter von
der Stadt-
halle ent-
f e r n t e n
Gedenk-
stein „Ver-
gesst den
d e u t -
s c h e n
O s t e n -
nicht“. 

Es folgt
in der
Stadthalle
die Fest-

veranstaltung mit Fahnenein-
marsch und mit der Ansprache
des Sprechers Stephan Grigat.
Nach der Mittagspause mit ko-
stenfreier Gulaschsuppe wird
es ein kurzweiliges Kulturpro-
gramm mit dem Sänger Bern-
Stein, dem Schauspieler Her-
bert Tennigkeit, der Volkstanz-
gruppe Saga aus Bartenstein
und der DJO-Spielschar „Klin-
gende Windrose“ geben. Die
Festveranstaltung wird musika-

lisch vom Musikverein Holz-
heim umrahmt. 

Warum können Eintrittskar-
ten nur im Vorverkauf und
nicht an den Tageskassen er-
worben werden?

Der große Saal der Stadthalle
Neuss bietet bei einer Bankett-
bestuhlung maximal 900 Perso-
nen Platz. Um eine Überfüllung
der Veranstaltung zu vermeiden
und die gastronomische Versor-
gung der Teilnehmer planen zu
können, werden Karten aus-
schließlich im Kartenvorverkauf
angeboten. Nur so kann verhin-
dert werden, dass Teilnehmer
wegen Überfüllung der Veran-
staltung in Neuss vor verschlos-
sener Tür stehen. 

Bei weiteren Fragen wenden
Sie sich bitte an die:
Landsmannschaft Ostpreußen
e.V., Dr. Sebastian Husen, Tele-
fon (040) 414008-23, husen@ost-
preussen.de.

Kartenvorverkauf: 

Eintrittsplaketten zum Preis
von  10 Euro pro Stück, zuzüg-
lich 1 Euro Versandkostenpau-
schale erhalten Sie bei der
Landsmannschaft Ostpreußen
e.V., Christiane Rinser-Schrut,
Telefon (040) 414008-91/Fax
(040) 414008-50 / rinser@ost-
preussen.de.

Fragen und Antworten zum LO-Jahrestreffen in Neuss

Schiffs-Sonderfahrt, Ebenrode/Stallupönen, 
Schloßberg, Königsberg, Kur.-Nehrung, 
Memel, Pillau 8. bis 17.6.2017
Angebote auf unserer Homepage und im Gratisprospekt

SCHEER-REISEN.de
Tel. 0202 500077 · info@scheer-reisen.de

Anzeige

Heimatkreisgemeinschaften
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PREUSSISCH
EYLAU

Kreisvertreterin: Evelyn v. Bor-
ries, Tucherweg 80, 40724 Hil-
den, Telefon (02103) 64759, Fax:
(02103) 23068, E-Mail: 
evborries@gmx.net. Kartei, Buch-
versand und Preußisch Eylauer-
Heimatmuseum im Kreishaus
Verden/Aller Lindhooper Straße
67, 27283 Verden/Aller,  
E-Mail: preussisch-eylau@land-
kreis-verden.de, Internet:
www.preuss i sch-ey lau .de .  
Unser Büro in Verden ist nur
noch unregelmäßig besetzt. Bitte
wenden Sie sich direkt an die
Kreisvertreterin Evelyn v. Borries,
Telefon: (02103) 64759 oder
Fax: (02103) 23068, E-Mail:
evborries@gmx.net

Zehntägige Busreise

Stadtvertreter: Hans Dzieran,
Stadtgemeinschaft Tilsit, Post-
fach 241, 09002 Chemnitz.
Geschäftsführer: Manfred
Urbschat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de. 

TILSIT–STADT

Schultreffen
Realgymnasium

Ludwigsburg – Dienstag 21. Fe-
bruar, 15 Uhr Jahreshauptver-
sammlung mit Königsberger-
Klopse-Essen. Tagesordnung: 1.
Begrüßung, 2. Totenehrung, 3. Re-
chenschaftsbericht des 1. Vorsit-
zenden, 4. Kassenbericht des Kas-
senwarts, 5. Bericht der Kassen-
prüfer, 6. Entlastung des Vorstan-
des, 7. Anträge, 8. Wahlen aller
Ämter, 9. Verschiedenes.

Bamberg – Mittwoch, 15. Febru-
ar, 15 Uhr, Hotel Wilde Rose, Keß-
lerstraße: Monatstreffen. Vortrag
Frühlingsbräuche in Ostpreußen.

Landshut – Dienstag, 21. Febru-
ar, 14 Uhr: Zusammenkunft in der
Insel und Kassenprüfung.

München – Freitag, 10. Februar,
14 Uhr, Haus des Deutschen
Ostens: Treffen der Frauengruppe.
– Freitag, 17. Februar, 14.30 Uhr,
Haus des Deutschen Ostens, Li-
lienberg 5, 81669 München: Ge-

meinsame Kaffeetafel und an-
schließend lautet das Thema
„Ostpreußische Getränke“ und al-
les, was damit zusammenhängt.

Rastenburg – Sonn-
tag, 12. Februar, 15
Uhr, Restaurant
Stammhaus, Rohr-
damm 24B, 13629

Berlin: Treffen der Gruppe. Anfra-
gen bei Martina Sontag, Telefon
(033232) 188826.

A n g e r -
b u r g ,
Darkeh-
m e n ,
Goldap –

Donnerstag, 16. Fe-
bruar, 14 Uhr, Re-
staurant Oase Al-
mera, Borussiastra-
ße 62, 12102 Berlin:

Winter in der Heimat Ostpreußen.
Anfragen bei Marianne Becker,
Telefon (030) 7712354.

H e i l s -
berg, Rö-
ßel –
S o n n -
a b e n d ,

18. Februar, 15 Uhr, Seniorenfrei-

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Alle »Glückwünsche« und »Heimatar-

beit« abgedruckten Texte und Termine

werden auch ins Internet gestellt. Ei-

ne Zusendung entspricht somit einer

Einverständniserklärung! 

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de.

BERLIN

Landsmannschaftl. Arbeit
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Nasses,
Feuch-
tes weg-
wischen

weiches
Molkerei-
produkt

Freistoß
beim
Fußball

Glücks-
zustand

Karten-
spiel

eine
Pfl anze
ver-
setzen

Haupt-
schlag-
ader

spöttisch:
schöner
Mann
(franz.)

lärmen-
der
Betrieb,
Trubel

blühen,
gedei-
hen (Ge-
schäft)

Schwert-
lilie

Trink-
gefäß

kurze
Werbe-
sendung
(engl.)

langsam,
schwer-
fällig
gehen

Sturz-
see,
Sturz-
welle

dt.
Fußball-
torwart
(Sepp)

Zwergen-
land in
„Gullivers
Reisen“

Zahlen-
glücks-
spiel

römische
Göttin
der Mor-
genröte

amerika-
nischer
Film-
preis

zittern
(ugs.)

kräftig;
mächtig

über-
fl üssiges
Drum-
herum

italie-
nisches
Reis-
gericht

Land-
karten-
werk

grau-
gelbes
Pferd

Hinter-
halt (auf
der ...
liegen)

Getreide-
art,
Kukuruz

un-
gelenk,
unbieg-
sam

engl.
Drama-
tiker
(John)

Satz-
zeichen

Pökel-
fl üssig-
keit

Sittlich-
keit;
Sitten-
lehre

Flach-
land

britischer
Südpolar-
forscher
(Robert F.)

wärme-
loser
Zustand

Übervor-
teilung
im Preis

Fluss
zur
Weser

Klavier-
teil;
Druck-
hebel

ein
Baum-
woll-
gewebe

Teil eines
Wasser-
vogel-
geleges

Schopf,
Haar-
büschel

sich um
e. Stel-
lung be-
mühen

deutsche
Filmdiva
(Hilde-
gard)

männ-
liches
Haustier

Papst-
krone

bayer.
Benedik-
tiner-
abtei

ver-
ärgert

separat,
für sich
allein

früherer
äthio-
pischer
Titel

Ordens-
geist-
licher

sehen,
schauen

Schall,
dröhnen-
der Klang;
Echo

weit weg
gelegene
Gegend

Walz-
metall Zierlatte bayerisch:

Rettich

Hafen-
stadt in
Kroatien

Zeit-
messer

ring-
förmige
Korallen-
insel

Ge-
spenster-
treiben

lächer-
lich,
kindisch

Garten
Eden

Papst-
name

sizilia-
nischer
Vulkan

Vorfahr
Hinder-
nis aus
Holz-
pfählen

gesetz-
lich

nord-
deutsch
für Ried,
Schilf

spani-
scher
Cellist
(Pablo)

Strom-
speicher
(Kurz-
wort)

Platt-
fi sch

schroff
anstei-
gend,
abfallend

Fabeltier
nicht
heiter;
seriös

römi-
scher
Kaiser

ständig,
stets

Stroh-
unter-
lage

verschie-
dener
Ansicht,
Meinung

Würde,
Ansehen

Gieß-
gefäß
für ein
Getränk

Segel-
befehl

Welt-
macht
(Abkür-
zung)

Teil-
zahlung

süd-
amerika-
nischer
Tee

Straßen-
bahn
(süddt.)

chem.
Zeichen
für
Rhodium

Zuver-
sicht

ostfran-
zösisches
Grenz-
land

Sport-
ruder-
boot

sächsi-
sche
Stadt an
der Elbe

altrömi-
sches
Gewand

tiefes
Bedauern

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

          
          
          
          
          

EEHSS EIRV AESTW CHMOR BEOR EIMR ANNO

AEHR

DEOTV BEEN
RW

AEINN
ORST

EORS MMOO

PAZ17_06

1 GRUND GUT

2 HUMMER SALAT

3 BANK SCHAFT

4 FERN BAU

5 TIER SUCHER

6 KINDER WEG

7 STIL MEER

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich in Pfeilrichtung ein 
Wort für den Beginn einer Reise mit dem Pkw.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 regelmäßige finanzielle 
 Zuwendung

2 zwicken

3 handeln

Mittelworträtsel: 1. Gedanken, 2. Krab-
ben, 3. Kaufmann, 4. Strassen, 5. Faehr- 
ten, 6. Fahrrad, 7. Blueten – Abfahrt 

Magisch: 1. Apanage, 2. kneifen,  
3. agieren

  A   E  S   U   B   F  G  S  
  B R E C H E R  M A I E R  L I L I P U T
 S T A R K  L O T T O  A U R O R A  O  R
  R H  B R I M B O R I U M  R I S O T T O
 K O M M A  G M  P T   M A I S  S  A T
  C K  L A K E  F A L B E  E  S C O T T
  K A E L T E  M E  A L L E R  T A S T E
 K N E F  L I N O N  U   B E W E R B E N
  E S  K A T E R   E N T E N E I  O R 
  N E G U S  P A T E R  O N   F E R N E
       S P L I T  B L E C H  R N  I
          A T O L L   A L B E R N
        P A R A D I E S  L E O  A Z
       L E G A L  C  P A L I S A D E
        N    A K K U   S T E I L
        D R A C H E  K B  T  T  N
       T E E K A N N E  U N E I N S 
        L E  S   R A T E  M A T E
       Z U T R A U E N  T R A M  R H
        H  E L S A S S  V I E R E R
        R I E S A  T O G A  R E U E

So ist’s  
richtig:

Schüttelrätsel:

  H   E  C   
 D E V O T  H E R A
  S I  W E R B E N
  S E N A T O R I N
  E R O S  M O M O

zeitstätte Maria Rimkus Haus,
Gallwitzallee 53, 12249 Berlin:
Faschingsfeier. Anfragen bei Erika
Hackbarth, Telefon (033762)
40137, für Rößel bei Ernst Michut-
ta, Telefon (05624) 6600.

Gumbinnen, Johan-
nisburg, Lötzen,
Sensburg –
Dienstag, 21. Febru-
ar, 13 Uhr, Restau-

rant Muna, Albrechtstraße 52,
12167 Berlin: Start in das Jahr
2017. Anfragen für Gumbinnen
bei Joseph Lirche, Telefon (030)
4032681, für Johannisburg und
Sensburg bei Andreas Maziul, Te-
lefon (030) 5429917, für Lötzen
bei Gabriele Reiß, Telefon (030)
75635633.

Königsberg – Frei-
tag, 24. Februar, 14
Uhr, Johann-Georg-
Stuben-Straße 10,
10709 Berlin-Halen-

see: Treffen der Gruppe. Anfragen
bei Elfi Fortange, Telefon
4944404. 

KREISGRUPPEN

Elchniederung –
Dienstag, 21. Febru-
ar, 14 Uhr, Beren-
berg-Gossdler Haus,
Bürgerhaus für

Niendorf e.V., Niendorfer Kir-
chenweg 17, 22459 Hamburg (gut
zu erreichen mit U-Bahnen und
Bussen bis Haltestelle Niendorf-
Markt): Treffen der Gruppe zum
gemeinsamen Kaffeetrinken mit

Schabbern und anschließendem
Vortrag von Gerti Heykena mit Er-
innerungen und Liedern aus der
Kinderzeit in Ostpreußen. Gäste
sind herzlich willkommen. Nähe-
re Auskunft bei Helga Bergner, Te-
lefon (040) 5226122.

Insterburg, Sensburg – Die Hei-
matkreisgruppe trifft
sich jeden ersten
Mittwoch im Monat
um 12 Uhr, außer Ja-
nuar und Juli, um 12
Uhr im Hotel Zum
Zeppelin, Frohme-
straße 123–125. Ein
kulturelles Pro-
gramm mit Bildvor-

trägen, Gedichten und gemeinsa-
men Singen erwartet Sie. Gäste
sind herzlich willkommen. Kon-
takt: Manfred Samel, Friedrich-
Ebert-Straße 69b, 22459 Ham-
burg, Telefon: (040) 587585, Fax:
(040) 52678519. E-Mail: manfred-
samel@hamburg.de.

STADTTEILGRUPPE
Dienstag, 14. Februar, 12 Uhr,

Holstenhof, Lohbrügger Landstra-
ße 38: Traditionelles Grützwurst-
essen der ostpreußischen Frauen-
gruppe zum Valentinstag (Kosten:
zirka 14 Euro). – Freitag, 24. Febru-
ar, 15 Uhr, Haus des Begleiters,
Harders Kamp 1: Lustiges und Hei-
teres mit ostpreußischem Humor
zur Karnevalszeit, 15 Uhr. Anfragen

für beide Termine bei Gisela Har-
der, Telefon (040) 7373220, E-Mail:
gisela-harder@ harderhof.de

Darmstadt/Dieburg – Sonn-
abend, 25. Februar, 14.30 Uhr: Be-
gleitet vom Akkordeon-Duo Karin
Liedke und Rudi Mohr, aus der
Gesangsgruppe Biebesheim-
Dornheim wollen wir unser
„Preußisches Fasteloawend“
feiern und würden uns über ge-
lungene Beiträge freuen. 

Wetzlar – Ostpreußischen Hu-
mor bietet der Buchautor Joa-
chim Albrecht beim Treffen am
Montag, 13. Februar, um 19 Uhr.
Die Gruppe trifft sich dazu im
Restaurant „Grillstuben“ in
Wetzlar (Stoppelberger Hohl
128). Besucher sind eingeladen,
selbst humoristische Beiträge zu
bringen. Der Eintritt ist frei. Kon-
takt: Kuno Kutz, Telefon (06441)
770559. 

Wiesbaden – Dienstag, 14. Fe-
bruar, 14.30 Uhr, Haus der Hei-
mat, Wappensaal, Wiesbaden,

Friedrichstraße 35: Frauengruppe.
Allerlei zur Fassenacht. Ein närri-
scher Nachmittag mit Spaß an der
Freud. – Sonnabend, 18. Februar,
15.11 Uhr, Großer Saal, Haus der
Heimat, Friedrichstraße 35: Närri-
scher Nachmittag mit Kreppel-
Kaffee. Wer mit Lustigem zum
Programm beitragen möchte, mel-
de sich bitte bei Dieter Schetat,
Telefon (06122) 15358, oder ei-
nem anderen Vorstandsmitglied.

– Bericht – 
Den Abschluss der jährlichen

Stammtischreihe bildet das tradi-
tionelle „Festliche Wildessen“, an
dem meist über sechzig Landsleu-
te und Freunde der Landsmann-
schaft teilnehmen. 

Ihr waidmännisches Gepräge
bekommt die Festlichkeit durch
die musikalische Mitwirkung der
zehn Hornbläser des „Bläsercorps
der Jägerschaft Wiesbaden“, das
zwischen der Speisefolge mit alt-
hergebrachten Jagdsignalen bei-
trägt. Zur Überraschung der Gäste
spielten drei Bläser auf eigens ein-
gesetzten Waldhörnern das kurz-
fristig einstudierte Ostpreußenlied
„Land der dunklen Wälder.“

Dies als Geschenk zum 70-jähri-
gen Bestehen der Landsmann-
schaft und der über 20-jährigen
Folge des „Festlichen Wildessens“
mit der Jägerschaft. Seit dem 15.
November 1995 bereichern die
Hornbläser die Stammtisch-Tref-
fen. Waidmann Brockmann ließ in

herzlichen Worten die über 20-
jährige Geschichte Revue passie-
ren und versprach der Teilnehmer-
schar, sie auch beim nächsten
Wildessen musikalisch zu erfreu-
en.

Die Hornmeisterin für das Jagd-
hornblasen, Carla Wientzek mit
Wurzeln im westpreußische Ma-
rienwerder, gratulierte dem Vorsit-
zenden Dieter Schetat zum Jubi-
läum und überreichte als Gastge-
schenk ein gerahmtes Bild mit den
abgebildeten Mitgliedern des Blä-
sercorps. Den vom Corps ge-
wünschten „ostpreußischen
Sprachklang“ ließ Lieselotte Paul
in dem vorgetragenen Gedicht
„Verklingende Sprache“ von Heinz
Adomat aus Pillkallen aufleuchten.

Mit dem zum Schluss traditio-
nell geblasenen Volkslied „Kein
schöner Land in dieser Zeit“, bei
dem die Besucher stehend ein-
stimmen, klingt der feierliche
Stammtisch-Abend aus.

Zehn Mal im Jahr lädt die
Landsmannschaft zu Stammti-
schen ein. Die Anfänge der Tref-
fen reichen bis in die Fünfziger-
jahre zurück. Damals traf man
sich zweimal im Jahr zum ,,Kö-
nigsberger Fleck“, einer der vie-
len ostpreußischen Spezialitäten.
Der schnell wachsende Teilneh-
merkreis verlangte sehr bald nach
weiteren heimatlichen Gerichten.
Diesem Wunsch folgend standen
nach kurzer Zeit immer mehr Es-
sen nach ost- und westpreußi-
schen Rezepten auf der Speise-
karte: Zunächst waren es haupt-
sächlich „Königsberger Klopse“,
„Schmandschinken“, „Schmand-
hering“, „Falscher Hase“ und
„Maischolle“.

Wenn es Grützwurst gibt, steig
auch heute noch die Teilnehmer-
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Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815. 2. Vorsitzender:
Manfred Samel, Friedrich-Ebert-
Straße 69 b, 22459 Hamburg, Te-
lefon/Fax (040) 587585, E-Mail:
manfred-samel@hamburg.de.

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Wiesbaden: Heimatliche Töne aus dem Waldhorn erklangen beim „Festlichen Wildessen“. Die drei
Bläser hatten eigens „Land der dunklen Wälder“ einstudiert Bild: Privat

Live-Musik, eine Lesung und spannende Vorträge bieten die dies-
jährigen Agnes-Miegel-Tage am Freitag, 10. und Sonnabend,

11. März im niedersächsischen Bad Nenndorf. Veranstaltet von der
Agnes Miegel-Gesellschaft treffen sich die Freunde der berühmten
ostpreußischen Dichterin im Hotel Hannover (Telefon 05723/7920.
Buchenallee 1). Das Programm:

Freitag, 10. März
16 Uhr: „Integrationsleistungen von Frauen im Werk Agnes Mie-

gels“ – Vortrag von Dr. Bärbel Beutner (Unna)
17 Uhr: „… dass der Glaube meiner reformierten Väter auch meiner

wird“ – Vortrag von Dr. Marianne Kopp (Stadtbergen) über Agnes
Miegels Auseinandersetzung mit ihrer Konfession

Sonnabend, 11. März
10 Uhr: Mitgliederversammlung (Einlass ab 9.30 Uhr), anschlie-

ßend: Lieder zum Mitsingen mit Udo Kassebeer (Varrel)
Mittagspause

14.15 Uhr: Gedenken an Agnes Miegels Grab
15 Uhr: „Königsberger Konversionen – die Hohenzollern als Or-

densritter, Lutheraner, Calvinisten“ – Vortrag von Professor An-
dreas Lindner (Erfurt)

Kaffeepause
16:30 Uhr: Dr. Hajo Buch liest Agnes Miegels Erzählung „Die gu-

te Ernte“ über Martin Luthers Tochter Margarete, die nach Ost-
preußen heiratete. 

Gäste sind herzlich willkommen. Der Eintritt ist frei (Spenden
erbeten). Für die musikalische Unterhaltung sorgt die Compagnia
Allegra mit ihren Renaissanceinstrumenten.

Agnes-Miegel-Tage

Landsmannschaftl. Arbeit
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zahl rasch an, zumal ein Metzger
die Wurst eigens für die Lands-
mannschaft auf ostpreußische Art
frisch zubereitet. Die Spezialität
wird nicht nur an Ort und Stelle
mit viel Zwiebeln, Kartoffelbrei
und Sauerkraut gegessen. Zusätz-
lich werden bis zu achtzig Portio-
nen mitgenommen, die zunächst
in häusliche Tiefkühlschränke
wandern und dann für den späte-
ren Appetit herausgeholt werden.

Landesgruppe/Güstrow – Am
Sonnabend, dem 18. Februar, tref-
fen sich die Ostpreußen aus der nä-
heren und weiteren Umgebung um
14 Uhr im Bürgerhaus Güstrow,
Sonnenplatz 1 (Stadtzentrum). An-
gesagt hat sich der Landesvorsit-
zende Manfred Schukat aus An-
klam mit den schönsten Aufnah-
men der Heimat 2016 sowie von
den großen Ostpreußentreffen des
Vorjahres und der Aktion „Weihn-
achtspäckchen für Ostpreußen“ vor
zwei Monaten. Für Kaffee und Ku-
chen, Bärenfang sowie genügend
Parkplätze am Bürgerhaus ist ge-
sorgt. Alle Landsleute und Interes-
senten von nah und fern sind herz-
lich dazu eingeladen. 

Holzminden – Ein neues Jahr
heißt wieder neue Gedanken und
neue Wege zum Ziel, und so hat
die Vorsitzende Renate Bohn ih-
ren Mitgliedern das neue Halb-

jahresprogramm vorgestellt. Zu
allen Veranstaltungen sind natür-
lich immer gern Gäste willkom-
men. Die jeweiligen Treffen finden
im „Felsenkeller“ statt.

Das erste Treffen im neuen Jahr
beginnt traditionsgemäß mit dem
Königsberger Klopsessen am
Sonntag, 19. Februar, um 12 Uhr.
Am Freitag, 7. März, wird um 15
Uhr ein Vortrag über den Verein
„Runder Tisch Holzminden – Hil-
fe für Weißrussland“ und den
Hilfstransport 2016 nach Minsk
zu hören sein. Am 7. April sind
die Mitglieder zur Jahres-
hauptversammlung eingeladen.
Am 19. Mai dürfen die Mitglieder
und hoffentlich auch zahlreichen
Gäste gespannt sein auf den Vor-
trag von Pastor i. R. Günther Gri-
goleit über das Thema „Ostpreu-
ßen – aus seiner Geschichte und
Landeskunde“. Vor der Sommer-
pause erwartet am 9. Juni Bischof
Damian vom Koptischen Kloster
Brenkhausen die Gruppe zu einer
spannenden Führung mit an-
schließend gemeinsamem Kaffee-
trinken. Hierzu werden Fahrge-
meinschaften gebildet. Die Vorsit-
zende hofft auf rege Beteiligung.

Osnabrück – Freitag, 17. Febru-
ar, 15 Uhr, Gaststätte Bürgerbräu,
Blumenhaller Weg 43: Treffen der
Frauengruppe. – Donnerstag, 23.
Februar, 14 Uhr, Gasthaus Bürger-
bräu, Blumenhaller Weg 43: Lite-
raturkreis.

Bielefeld – Donnerstag, 16. Fe-
bruar, 15 Uhr, Geschäftsstelle,
Wilhelmstraße 1b, 33602 Biele-
feld: Heimatliteraturkreis. 

– Hinweis – 
Die Frauengruppe hat ab Januar,

bis auf weiteres, ihre monatlichen
Zusammenkünfte eingestellt. Al-
len bisherigen Gästen wird der
Heimatliteraturkreis oder der
Stammtisch der Königsberger
empfohlen. Treffen der Frauen-
gruppe zu einem eventuellem
späteren Zeitpunkt werden früh
genug veröffentlicht.

Bonn – Sonnabend, den 18. Fe-
bruar, 19.30 Uhr, im Maritim-Ho-
tel, Godesberger Allee, 53175
Bonn: 10. Osterdeutscher Winter-
ball mit Livemusik, den Ober-

schlesischen Jazzboys, Tombola
und anderen Showeinlagen. Es
wird ein reichhaltiges Buffet mit
ostdeutschen Spezialitäten geben.
Der Eintritt kostet 50 Euro. Kar-
tenreservierungen: landsmann-
schaft@schlesien-bonn.de oder
Manfred Ruhnau, Telefon (02241)
311395.

Dortmund – Montag, 20. Febru-
ar, 14.30 Uhr, Heimatstube, Land-
grafenstraße 1-3 (Eingang Märki-
sche Straße): Die LO-Kreisgruppe
trifft sich zur monatlichen Zu-
sammenkunft.

Düsseldorf – Jeden Mittwoch,
18.30 Uhr, Eichendorffsaal, Ger-
hart-Hauptmann-Haus (GHH),
Bismarckstraße 90: Probe der
Düsseldorfer Chorgemeinschaft
Ostpreußen-Westpreußen-Sude-
tenland unter der Leitung von Ra-
dostina Hristova. – Freitag, 10. Fe-
bruar, 18 Uhr, Restaurant Laure-
n’s, Bismarckstraße 62: Stamm-
tisch. – Sonnabend, 11. Februar,
14.30 Uhr, GHH/Eichendorff-
Saal: Karnevalsnachmittag für alle
Landsmannschaften. – Sonn-
abend, 11. Februar, 16 Uhr: Vor-
trag von Ruth Jäschke „Blüten-
pracht und Farbmagie – Der
Charme des japanischen Kimo-
nos“. – Dienstag, 14. Februar, 17
Uhr, GHH: Literarische Lesung
und Diskussion „Lust und Last
des Sammelns“. – Donnerstag, 16.
Februar, 19.30 Uhr, GHH/Raum
412: Offenes Singen mit Marion
Cals. – Mittwoch, 1. März, 15 Uhr,
Raum 311, GHH: Ostdeutsche
Stickerei mit Helga Lehmann und
Christel Knackstädt.

Essen – Freitag, 17. Februar, 15
Uhr: Jahreshauptversammlung.
Im Anschluss an die Jahreshaupt-
versammlung wird zu „Königs-
berger Klops“ eingeladen.

Gütersloh – Der Ostpreußische
Singkreis trifft sich in unregelmä-
ßigen Abständen montags von 15
bis 17 Uhr in der Elly-Heuss-
Knapp-Realschule, Moltkestraße
13. Neue „Drosseln“ sind immer
willkommen. Kontakt: Renate
Thamm, Telefon (05241) 40422.

Münster – Die Kreisgruppe
Münster (Westf.) lädt ihre Mitglie-
der zur Jahreshauptversammlung
am Sonntag, 12. Februar um 15
Uhr ins Restaurant Stuhlmacher,
Prinzipalmarkt 67, 48143 Mün-
ster, ins historische Lambertus-
zimmer, ein. Nichtmitglieder sind
als Gäste herzlich willkommen.

Die Tagesordnung lautet:
1.) Bericht des Vorsitzenden

Stefan Leschniok
2.) Berichte des Schatzmeisters

und der Kassenprüfer
3.) Bericht der Frauengruppe
4.) Aussprache / Entlastung des

Vorstandes

5.) Verschiedenes
Nach dem gemeinsamen Kaf-

feetrinken und Gedankenaus-
tausch folgt ein Vortrag über die
Arbeit des „Fördervereins Mün-
ster – Lublin e. V.“, dessen Haupt-
anliegen in der Pflege der Städte-
partnerschaft zwischen Münster
(Westf.) und Lublin besteht. 

Die Absichten dieses Vereins be-
rühren auch eines der Grundanlie-
gen unserer landsmannschaft-
lichen Kreisgruppe: Förderung und
Vertiefung des Verständnisses und
der Verständigung zwischen Deut-
schen und Polen, um die deutsch-
polnische Freundschaft zu festigen
und der europäischen Einigung zu
dienen. – Die Frauengruppe trifft
sich jeden zweiten Dienstag im Mo-
nat um 15 Uhr unter der gemeinsa-
men Leitung von Edith Ay (Grup-
penmitglied) sowie von Irmgard
Bludau (Stellvertretende Kreisgrup-
penvorsitzende) im Lambertuszim-
mer des Restaurants Stuhlmacher,
Prinzipalmarkt 67, in Münster.
Nichtmitglieder sind als Gäste
herzlich willkommen.

Wesel – Sonntag, 19. Februar, 15
Uhr, Heimatstube, Kaiserring 4:
Einladung zur Jahreshauptver-
sammlung mit Neuwahl. Die
Kreisgruppe bittet um rege Betei-
ligung. Bitte verbindliche Anmel-
dung bis zum 10. Februar bei Paul
Sobotta, Telefon (0281) 45657,
oder Manfred Rohde, Telefon
(02852) 4403. Es werden Kaffee
und Kuchen angeboten mit ge-
mütlichem Beisammensein.

Witten – Montag, 20. Februar,
14.30 Uhr: Film über das Ober-
land und den Oberlandkanal.

Wuppertal – Sonnabend 11. Fe-
bruar, 14 Uhr, Hofaue 51, Kolk-
mannhaus in Wuppertal-Elber-
feld: Karnevalsrunde. 

Gardelegen – Sonntag, 19. Fe-
bruar, 12 Uhr, Gaststätte Zur
Gans, Jävenitz: Festveranstaltung
25 Jahre Landsmannschaft Ost-
und Westpreußen in Gardelegen. 

Magdeburg – Dienstag, 21. Fe-
bruar, 13 Uhr, Immermannstraße:
Treffen der Stickerchen. – Freitag,
10. März, 16 Uhr, TuS Fortschritt,
Zielitzer Straße: Singekreis. 

Landesgruppe – Zum Preußen-
tag am 22. Januar konnte der Lan-
desvorsitzende Edmund Ferner
65 Teilnehmer im Haus der Hei-
mat in Kiel begrüßen. Er stellte zu
Beginn erneut heraus, dass der
Preußentag stets an dem Sonntag
stattfindet, der dem Krönungstag
des ersten Preußischen Königs
am 17. Januar am nächsten liegt.
Dabei wies er darauf hin, dass vor
genau 300 Jahren Preußen als er-
stes Land der Welt flächendek-
kend die allgemeine Schulpflicht
eingeführt hatte.

In seinem Vortrag „E.T.A. Hoff-
mann, ein Universalgenie“ zeichne-
te der Landesvorsitzende Ferner
ein Bild des Dichters, der zugleich
Beamter, Künstler, Musiker, Zeich-
ner und Schriftsteller war. Er war
dem Alkohol sehr zugetan, und ent-
wickelte unter diesem Einfluss eine
Welt der irrationalen Gesichter,
Geister, Schimären und Kobolde. Er
verstand es wie kein anderer hinter
die Fassade der Menschen zu blik-
ken. Wegen seiner Schauerromane
erhielt Hoffmann den Beinamen
„Gespenster Hoffmann“. Wegen ge-
sellschaftskritischer Schriften –
„Karneval in Posen“ und „Elixiere
des Teufels“ - wurde er zweimal
strafversetzt. Eine bereits ausge-
stellte Promotionsurkunde wurde
annulliert.

Höhen und Tiefen kennzeichne-
ten sein Leben. Er betätigte sich als
Dirigent und Komponist, aber im-
mer mehr als Schriftsteller. Seine
bekannten Werke „Ritter Gluck“,
die Novellensammlung „Fantasie-
stücke“, „Der Magnetiseur“, „Der
goldene Topf“, „Der Sandmann“,
„Elixiere des Teufels“, „Nachtstük-
ke“, „Das Fräulein von Scuderi“,
„Klein Zaches genannt Zinnober“,
„Lebensansichten des Katers
Murr“, „Serapionsbrüder“ und zu-
letzt das umstrittene Werk „Meister
Floh“. Sein bekanntestes Musik-
stück ist die Oper „Undine“. Hoff-
man starb am 25. Juni 1822 im Al-
ter von 46 Jahren. Beigesetzt wurde
er auf dem Friedhof bei der Jerusa-
lemer Kirche in Berlin.

Zum Abschluss des Vortrags
hörten die Teilnehmer aus der
Oper von Jaques Offenbach „Hoff-
manns Erzählungen“ die Barkaro-
le „Gondel in Venedig“. Lesungen
während des Vortrags aus den Wer-

ken von E.T.A. Hoffmann erfolgten
durch Jochen Gawehns. Danach
sangen die Teilnehmer des Preu-
ßentages die Lieder „Freude schö-
ner Götterfunke“ (Europahymne)
und „Zogen einst fünf wilde
Schwäne“.

In ihrem Vortrag „Kenner und
Hüter der ostdeutschen Mundart -
Dr. Alfred Lau“ schilderte Gisela
Harder das Leben und die Bedeu-
tung des Schaffens von Lau. Der
Verfasser der „Augustebriefe“ und
„Schabbelbohnen“ hatte sich nie
für einen Dichter gehalten und sich
auch nie als solchen ausgegeben.
Er wollte lediglich mit der ihm ver-
liehenen Gabe das Leben von der
fröhlichen Seite nehmen und recht
vielen anderen Menschen Freude
bereiten. Lau ist seinen Landsleu-
ten mehr geworden als nur ein
Freudenbringer und seinem Hei-
matland etwas anderes als allein
der beliebte Humorist. Die von ihm
veröffentlichten und viel gelesenen
Dialektarbeiten erfreuen nicht nur
alt und jung, hoch und niedrig
durch ihren harmlosen Humor,
sondern führen gleichzeitig in reiz-
voller Ungezwungenheit in den
mannigfachen, unerschöpflichen
Reichtum unseres Heimatdialektes
ein. 

Lau hat sich um die Wiederbe-
lebung und Erhaltung alten wert-
vollen heimatlichen Kulturgutes
verdient gemacht. Einige der be-
kanntesten mundartlichen Dich-
tungen wurden gelesen von Frau
Naujok. Nach diesem Vortrag
wurden die Volkslieder „Und in
dem Schneegebirge“ und „Es
dunkelt schon die Heide“ gesun-
gen. Der eindrucksvolle und ge-
lungene Preußentag wurde mit
dem Singen des Ostpreußenliedes
abgeschlossen.

Burg auf Fehmarn – Das monat-
liche Treffen am Dienstag, 14. Fe-
bruar entfällt, weil an diesem Tag
um 15 Uhr im Haus im Stadtpark
in Burg a. F. die Jahreshauptver-
sammlung stattfindet (nur für Mit-
glieder), die sonst am 4. Februar
vorgesehen war. Ein guter Besuch
am Dienstag, 14. Februar, zur Jah-
reshauptversammlung wäre wün-
schenswert.

Flensburg – Freitag, 10. Februar,
15 Uhr, AWO-Stadtteilcafe: Kaffee-
tafel, dann Vortrag „Als Sanitätsof-
fizier im Kriegsgebiet Afghani-
stan“. Referent ist der Hauptmann
a. D. des Sanitätsdienstes Gerhard
Homrich. Anschließend Jahres-
hauptversammlung.

Malente – Donnerstag, 16. Fe-
bruar, 15 Uhr, Café Villa Colonial,
Hindenburgallee 2: Jahreshaupt-
versammlung. Anmeldungen bis
zum 11. Februar im Blumenhaus
Franck oder Telefon (04523) 2659.
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Vorsitzender: Manfred F. Schukat,
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam,
Telefon (03971) 245688.

MECKLENBURG-
VORPOMMERN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Gerhard Schulz, Bahnhofstraße
30b, 31275 Lehrte, Telefon
(05132) 4920. Bezirksgruppe Lü-
neburg: Manfred Kirrinnis, Wit-
tinger Straße 122, 29223 Celle,
Telefon (05141) 931770. Bezirks-
gruppe Braunschweig: Fritz Fol-
ger, Sommerlust 26, 38118 Braun-
schweig, Telefon (0531) 2 509377.
Bezirksgruppe Weser-Ems: Otto
v. Below, Neuen Kamp 22, 49584
Fürstenau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Jürgen Zauner, Ge-
schäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vors.: Michael Gründling, Große
Bauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN
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Unterschrift zur vollen Souveränität? Hans-Dietrich Genscher unterschrieb für Deutschland den Zwei-plus-Vier-Vertrag Bild: pa

Zu: Wie souverän ist Deutschland
wirklich? (Nr. 52)

Dem Autor ist herzlich zu dan-
ken, dass er der Frage nach unse-
rer Souveränität kritisch nach-
geht. Allerdings sind jedoch die
„alliierten Vorbehalte durch den
Zwei-plus-Vier-Vertrag“ nicht er-
loschen. Gemäß Artikel 7, Abs. 2
dieses Vertrages hat Deutschland
seine volle Souveränität wieder-
gewonnen. Der Artikel im Wort-
laut: „Das vereinte Deutschland
hat demgemäß seine volle Souve-
ränität über seine inneren und äu-
ßeren Angelegenheiten.“

Dieser Wortlaut bedeutet doch
für den normalverständigen Bür-
ger, dass keinerlei Regelungen aus
abhängiger Besatzungszeit mehr
fortgelten können, die sich bis zu
diesem Zeitpunkt aus dem soge-
nannten Überleitungsvertrag, kor-
rekt „Vertrag zur Regelung aus

Krieg und Besatzung entstande-
ner Fragen“, ergeben.

Halten wir zunächst fest: Solan-
ge er galt – also bis September
1990 –, konnte überhaupt nicht
von einer Souveränität Deutsch-
lands gesprochen werden. Politi-
ker, Verfassungsorgane und Me-
dien haben uns demnach über
Jahrzehnte eine volle Souverä-
nität lediglich vorgespielt. Denk-
bar wäre, sie handelten wider
besseres Wissen.

Zur Gewährung einer vollen
Souveränität war dieser Überlei-
tungsvertrag also bei Ratifizierung
des Zwei-plus-Vier-Vertrages auf-
zuheben. Doch es geschah etwas
Seltsames: Deutscherseits wurde
eine „Vereinbarung“ veröffentlicht
als Bekanntmachung im Bundes-
gesetzblatt 1990, Teil II, Seite 1386
ff. In dieser Bekanntmachung
wird dargelegt, dass die alliierten
Bestimmungen suspendiert wer-

den und außer Kraft treten – vor-
behaltlich der Festlegungen des
Punktes 3. Und hier ist das Er-
staunliche zu lesen: „Folgende Be-
stimmungen des Überleitungsver-
trages bleiben jedoch in Kraft“ (es
folgt die Aufzählung von zirka elf
Artikeln, die fortgelten).

Der Öffentlichkeit blieb dieser
Vorgang mehr oder weniger ver-
borgen, weil der Notenwechsel
ohne Behandlung im Parlament
(man kann auch sagen: am Parla-
ment vorbei) erfolgte. Der Noten-
wechsel wurde jedoch im Bun -
desgesetzblatt – wie bereits er-
wähnt – veröffentlicht. Welch ein
ungeheuerlicher Vorgang!

Ungeheuerlich deshalb, weil
sich die deutsche Politik zur ein-
geschränkten Souveränität nicht
bekennt und diese nicht öffentlich
macht. Die deutschen Heimatver-
triebenen sind durch die fortgel-
tenden Artikel des Überleitungs-

vertrages besonders betroffen, da
die Bundesregierung den Vertrie-
benen in der Eigentumsfrage kei-
nerlei Unterstützung gewähren
darf. Daraus wird auch ersicht-
lich, dass keine deutsche Regie-
rung ein Mandat hat, uns zu hel-
fen. Sie ist vielmehr an die erneut
bekräftigten und zulasten des
deutschen Volkes gehenden Be-
dingungen des Überleitungsver-
trages gebunden. 

Auch stellt sich die Frage: Wie
lange? Die in Rede stehende „Ver-
einbarung“ enthält keinerlei zeit-
liche Begrenzung, und da der
Zwei-plus-Vier-Vertrag als Ersatz
für einen Friedensvertrag „ver-
kauft“ wurde, ist Deutschland bis
zum „St. Nimmerleinstag“, also
ewig, daran gebunden. Hierüber
möge sich jeder seine eigenen Ge-
danken machen. 

Peter Großpietsch,
Lüdenscheid

Zu: Mord, zum Beispiel (Nr. 4)

Wie die Öffentlichkeit mit der
Dresdener Rede von Björn Höcke
umgeht, ist schon sehr – gelinde
gesagt – erstaunlich. Man kann
nur hoffen, dass sich daraufhin
viele Bürger diese Rede im Inter-
net selbst angehört oder minde-
stens gelesen und sich hoffentlich
ein eigenes Urteil gebildet haben.

Aus dem, was Björn Höcke sagt
– und nicht nur bei dieser Rede! –
geht eine große Liebe zu Deutsch-
land hervor. Dazu gehört natür-
lich auch, dass er gewisse Miss-
stände aufzeigen muss, die im

Laufe der Jahre durch eine gelun-
gene Umerziehung entstanden
sind. Jedoch denjenigen, die auf
die Straße gehen mit Plakaten
und Rufen: „Deutschland ist
Scheiße“, „Deutschland ver recke“
oder gar – wie in Dresden gesche-
hen – „Bomber Harris do it
again“, darf zugejubelt werden. In
welch einer verkehrten Welt le-
ben wir eigentlich?

Aufbauendes Denken wird be-
straft. Jedoch über negative Äuße-
rungen gewisser Parlamentarier
wird großzügig hinweggesehen.
Ja, man ist eifrig bemüht, nach
Anhaltspunkten zu suchen, um

aus einer positiven Rede doch
noch einen Strick als Aufhänger
zu finden. Ein Satz genügt, und
aus diesem Satz zitiert man drei
Wörter. Und hängen bleibt letzt -
endlich das Wort „Schande“. Ein
Schlag-Werkzeug ist gefunden,
mit dem man eine ganze Partei an
den Pranger stellen kann. 

Begreifen diese Ankläger nicht,
wie negativ ihr Denken ist, indem
nur der eine Wunsch besteht, al-
les, was eine positive, wachrüt-
telnde Wirkung haben könnte, ins
Negative zu kehren? 

Inge Keller-Dommasch,
Jonen/Schweiz

Reaktion auf »Schande« ist auch eine Schande Meinungsmacher

Zum Leserbrief: Die Müllpolizei
muss erst noch erfunden werden
(Nr. 50)

Angefangen mit der örtlichen
Müllabfuhr wird die Müllentsor-
gung dem Verbraucher per Volu-
men verrechnet. Auf den ersten
Blick ist das wohl richtig, aber
nicht jeder richtet sich danach
und spart Geld, indem der Abfall
in Wald und Flur „entsorgt“ wird.
Auf „Umwegen“ müssen es die
Bürger doch bezahlen, nur wird
es für sie alle entsprechend teu-
rer. Es werden dafür Straßenbau-
arbeiter eingesetzt, die wichtigere
Arbeiten hätten.

In den Gemeinden, die nicht
dieses System haben, geht es sau-
berer und kostengünstiger zu.
Wer hängt aber „der Katze die
Schelle“ an? Die jeweilig regie-
rende Partei würde Wählerstim-
men verlieren, also werden „die
Ohren“ angelegt, man lässt es lau-
fen. Diese Misere ist zu einem Po-
litikum geworden. 

Vor vier Jahren war ich mit ei-
nem Reisebusunternehmen nach
Ostpreußen gefahren. In Frank-
furt an der Oder stieg ein polni-
scher Reiseführer zu, die Fahrt
führte auf sehr gut ausgebauter
Straße in Richtung Posen. Auffäl-
lig waren die sehr sauberen Stra-
ßenränder, an deren Rändern ge-
füllte Abfallsäcke lagerten. Ich
sprach den Reiseführer diesbe-
züglich an, er erwiderte: „Vor eini-
gen Tagen haben hier die Ferien
begonnen. Am letzten Schultag
haben die Schulkinder unter Poli-
zeischutz Müll gesammelt, denn
von ihren Eltern konnten sie das
nicht mehr lernen.“

Ich ließ meine Gedanken Revue
passieren – seit 1979 war ich min-
destens zehnmal in Ostpreußen
gewesen. Die Sauberkeit ließ sehr,
sehr zu wünschen übrig, doch
zwischenzeitlich geht es dort sau-
berer zu als bei uns. Ganz
schlimm ist es bei uns an den
Straßen geworden. Besonders ge-
fährlich sind die aus dem Auto ge -
worfene Essensreste von Schnell-
restaurants. Die Tierwelt wird da-
von angelockt und dann totgefah-
ren. Eberhard Jamrowski, Sen.,

Wächtersbach

Linkslastiges Handeln
Zu: Löscht das Grundgesetz 
(Nr. 3)

Die Herrschenden werden un-
ruhig, oder sollte man doch bes-
ser sagen: geraten in Aufruhr? Die
Berichterstattung über die Inau-
guration von Donald J. Trump
zeigte auf sämtlichen deutschen
Kanälen, einerlei ob privat oder
„öffentlich-rechtlich“, was man
unter seriöser Unterschlagung
von Ausgewogenheit versteht. 

Die pure Wirklichkeit eines un-
kommentierten Live-Streams im
Internet hat etwas Befreiendes. So
befreiend, dass es für die noch
herrschende Meinungselite zum
Fürchten ist, wenn ein neuer US-
Präsident ins Amt eingeführt
wird, ohne dass ein Co-Kommen-
tator des Live-Ereignisses einge-
flogen wird, um alle möglichen
Negativ-Spekulationen abzuson-
dern. Nach dem Motto: Ein ameri-
kanisches Original in seiner ein-
seitigen linken Aufgeblasenheit
erwirbt den Expertenbonus auto-
matisch. Die inszenierte Seriosität
zur Verdummung der Massen 
– wenn sie dem TV-Gedröhne
denn überhaupt noch folgen.

Vielleicht reicht es schon jetzt
nicht mehr, lediglich die eine
schmale Deutungshoheit durch-
laufenden Falschmeldungen zu
bekämpfen. Die Wirklichkeit
selbst scheint das eigentliche Pro-
blem zu sein. Ergo: Was nicht be-
richtet wird, findet nicht statt,
oder? 

Das Herumschrauben am Inter-
net wird für die Meinungsmacher
eines mit Sicherheit bewirken:
Kommen sie nicht zum Volk,
kommt das Volk zu ihnen. Dann
wird zurückgeschraubt, und, wie
immer in der Geschichte nachzu-
lesen, die Rückgewinnung der
Freiheit einen hohen Blutzoll for-
dern. Wieder einmal, das ewige
europäische Lied. Chris Benthe,

Bremen

Ein Frontalangriff

Zu: Linke Attacken auf AfD-Politi-
ker (Nr. 4)

Dieser Artikel und der in der
PAZ Nr. 47 vom 25. November
2016 unter dem Titel „Tagen hin-
ter Knastmauern“ erschienene
passen zusammen. Ich habe
durchaus Verständnis dafür, dass
viele Menschen mit dem, was die
AfD macht und wie sie es macht
oder auch nicht macht, nicht ein-
verstanden sind. Vieles davon ist
äußerst grenzwertig. Wobei im-
mer berücksichtigt werden muss,
wem die AfD diesen Aufwind zu
verdanken hat.

Aber ist die AfD soviel schlim-
mer, als es die Linksextremisten
sind? Nein. Die Antifa hat mafiöse
Strukturen. Noch richtet sich die
Vorgehensweise gegen die AfD
und diejenigen, die mit ihr sympa-
thisieren. Wann kommt der Zeit-
punkt, an dem die Linksextremi-
sten alle angreifen, die nicht links
denken und handeln? Wollen der
Staat und die Justiz solange war-
ten, bis der Tag kommt? Muss ich
mir Gedanken machen, warum
der Staat und die Justiz nur gegen
rechts und nicht gegen links han-
deln? Heinz-Peter Kröske,

Hameln

Sauberer Osten

Zu: Empörung versickert im All-
tag (Nr. 2)

Längst sind die Prügel- und
sonstigen Gewaltattacken ein-
schließlich Stichwaffen in Berlin
zum ganz normalen Alltag gewor-
den. Genauso schlimm ist es, dass
die Gesellschaft diesen Verfallszu-
stand klaglos hinnimmt und sich
widerstandslos von den politisch
Verantwortlichen als unabwend-
bare Folge der Globalisierung er-
klären lässt.

Kürzlich sind wieder zwei Ju-
gendliche im Berliner U- Bahnhof

Kottbusser Tor von einer Gang an-
gegriffen worden. Ein 26-Jähriger
wurde auf die Gleise geschubst
und konnte sich noch vor Einfahrt
eines Zuges retten. Sein 27-jähri-
ger Begleiter wurde geschlagen
und getreten. Beide kamen in ein
Krankenhaus zur Behandlung. 

Ähnliches gab es schon einmal,
allerdings mit tödlichem Ausgang.
Zwei junge Männer konnten sich
aus der U-Bahn ihren Schlägern
durch Flucht entziehen. Einer, ein
Italiener, flüchtete auf die Fahr-
bahn und wurde von einem Auto
mit Todesfolge überfahren. Der
Verfolger wurde freigesprochen.
Der Richter warf dem Verfolgten
vor, dass er im rechten Winkel auf
die Straße gelaufen ist und so ein
Eigenverschulden vorlag. Er hätte
ja schräg laufen können und wäre
so nicht vom Auto erfasst worden.
Das nennt sich Rechtsstaat!

Weiteres Beispiel von Rechts-
staat: Zwei Gangs beschießen sich
minutenlang am hellen Tage. Bei-
de geben vor, aus Notwehr gehan-
delt zu haben. Da nicht geklärt
werden konnte, wer begonnen
hatte, kam es zum Freispruch!

Zurück zur Tatort an der U-
Bahn-Station in Neu-Kölln: Die
Täter werden als Bulgaren be-
zeichnet, sind es aber nur formell.
Sie gehören zu einer Volksgruppe,
die auf Russisch Zygan (Zigeuner)
heißt. Sie kamen schon vor der
Willkommenskultur in das Land
der unbegrenzten Abzockmög-
lichkeiten.

Auch vier weitere „Zuwande-
rer“ haben sich hier hervorgetan.
Bereits 2011 hat das einmalig
grausame Quartett im U-Bahnhof
Lichtenberg den Malergesellen
Sebastian H. fast erschlagen. Er
kam bewusstlos ins Krankenhaus

und wurde dort in ein künstliches
Koma versetzt. Er wurde zum
Krüppel geschlagen und ist le-
benslänglich arbeitsunfähig. Das
Gericht hat den Schwerverbre-
chern „menschenverachtenden
Vernichtungswillen“ vorgeworfen
– sie handelten aus Deutschen-
feindlichkeit. Die Verbrecher, die
„pure Lust an Gewalt“ zeigten, so
das Gericht, sind zum Teil schon
wieder unter uns. Der 17-jährige
Iraker Nazeh S. erhielt 5,5 Jahre,
der 18 Jahre alte Kenianer Jefeth
W. bekam sechs Jahre, der 15-jäh-
rige Dino H. erhielt vier Jahre und
der 18-jährige Etrit C. erhielt vier
Jahre und 18 Monate. Diese kol-
lektive Lebensvernichtungsorgie
ist bisher an Grausamkeit uner-
reicht, wie die Videos belegen.

Seine Schwester, ihres Zeichens
Krankenschwester, hat schon vie-
les gesehen – so etwas Schlimmes

aber noch nie. Kaum in der Haft-
anstalt, geht die Schlägereiwut
unvermindert weiter. Erst nach-
dem ein wutentbrannter Russe
hemmungslos eine JVA-Angestell-
te krankenhausreif geschlagen
hat, begann man zu grübeln, wie
den täglichen Angriffen „begeg-
net“ werden könne.

Jetzt zeigte sich der überaus für-
sorgliche „Staat“ von seiner aller-
besten Seite, um seine Beamten
zu schützen. Die Beamten bekom-
men quasi Ganzkörperschutzan-
züge, damit die heftigen Angriffe
nicht solche verheerenden Aus-
wirkungen wie Krankenhausreife
haben. Indessen dürfen die Insas-
sen weiter auf die Beamten ein-
schlagen, wie sie wollen.

Als der IS einen jordanischen
Piloten bei lebendigem Leibe ver-
brannte, ging die Erregungsma-
schine um die ganze Welt, be-

sonders in Deutschland. Ganz an-
ders war das, als am 22. Januar
2015 in Berlin Eren T. die von ihm
geschwängerte Maria P. niederge-
stochen, mit Benzin übergossen
und bei lebendigem Leibe ver-
brannt hat, wobei ihm sein Kum-
pel half. Er habe ja nur die Ehre
seiner Familie retten wollen. Die
Verteidigung plädierte auf Frei-
spruch, auch das ist Alltag in der
entgleisten Demokratie.

Abe all das wird hierzulande so
gut es geht unter der Decke gehal-
ten. Albrecht Willebrand,

Berlin

Von »voller« Souveränität kann keine Rede sein

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

Zu: Fast pleite, aber „korrekt“ 
(Nr. 3)

Die unerhörte, erpresserisch
anmutende Intervention der ba-
den-württembergischen SPD-
Bundestagsabgeordneten Saskia
Esken bei einem großen Werbe-
kunden (Air Berlin, d. Red.) der
als „rechtspopulistisch“ bezeich-
neten US-amerikanischen Nach-
richtenseite „Breitbart“ ist ein
Frontalangriff gegen die Presse-
und Meinungsfreiheit.

Das Vorgehen ist darüber hin-
aus ein substanzieller Angriff auf
junge, unabhängige Medienunter-
nehmen, an denen die Arbeits-
plätze zahlreicher engagierter
Mitarbeiter hängen. Es ist dies
schließlich ein kredit- und ge-
schäftsschädigender Akt gegen
diese Unternehmen. 

Dr. Ivo Weidenhoffer,
Wien

Brutaler Alltag in einem entgleisten Deutschland

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.
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Früher galten Schlösser als Nach-
weis von Größe und Reichtum.
Wer in einem Schloss lebte, der
hatte es geschafft, der wurde
beneidet, der genoss Ansehen.
Damals stammten Schlossbesitzer
entweder aus dem Adel, oder sie
waren als Unternehmer in Zeiten
der Industrialisierung wohlha-
bend geworden und konnten es
sich leisten, den höfischen
Lebensstil zu kopieren.

Auch wenn Schlösser die Aura
einer anderen, wohlhabenden
Welt besitzen, auch wenn sie noch
heute begehrt und ersehnt wer-
den – die Realität sieht meist
anders aus. Selbst der Adel hat
oftmals Probleme, die großen
Häuser, die er von seinen Vorfah-
ren geerbt hat, zu halten. Diejeni-
gen, die sich leichtsinnig leerste-
hende Schlösser kaufen, werden
nicht selten von Heiz- und Sanie-
rungskosten ruiniert. Heute ist ein
Schloss eine Kostenfalle, ein wag-
halsiges Investment.

Vor 1914 war ein Schloss in der
Regel der repräsentative Mittel-
punkt eines landwirtschaftlichen
Betriebes, der Geld einbrachte. Im
Schloss saß der Verwalter, der die
Landwirtschaft organisierte und
die Einnahmen registrierte. 

Mit der Entmachtung des Adels
nach dem Ersten Weltkrieg be -
gann der Glanz vieler Schlösser
zu verblassen. Viele Familien hat-
ten ihr Vermögen in den Zeiten
der Inflation verloren. Auf dem
unterfränkischen Schloss Walters-
hausen (bei Bad Königshofen)
herrschte in den frühen 1930er
Jahren so große Not, dass sich die
Herrschaften die Eier bei ihren
verbliebenen Angestellten borgen
mussten. Alle Möbel wa ren ver-
pfändet – eine Zukunft gab es
nicht. In manche Schlösser folg-
ten auf den verarmten Adel Land-
wirte. So wurden im unterfränki-
schen Ebenhausen in den Ställen,

in denen einst die Kutschen und
die edlen Pferde standen, Kühe
und Schweine gehalten. Da das
Schloss für einen Bauern zu groß
war, teilten es sich zwei Brüder,
die durch den Schlosshof eine
Mauer zogen – mit einem Mist-
haufen an jeder Seite.

Noch heute ist Unter-
franken reich an
Schlössern und reich
an Geschichten, die
sich um jedes einzelne
ranken. Etwa 400 Anla-
gen sind dokumentiert,
die Ruinen mitgerech-
net. Manche Schlösser
sind seit Jahrhunderten
im Besitz einer Familie.
Große Geschlechter
wie die von und zu
Guttenbergs oder die
von Stauffenbergs be -
sitzen in Franken
prachtvolle Anlagen.
Dennoch scheint die
Zahl der aufgegebenen
Schlösser zuzunehmen.
Immer weniger wohl-
habende Menschen
sind bereit, in die Pro-
vinz zu ziehen, um ein
Leben in historischen
Gemäuern inmitten
eines kleinen Dorfes zu
führen. Vielen scheint
die Vier-Zimmer-Pent -
house-Wohnung mit
Dachterrasse in der
Stadt attraktiver als das
30-Zimmer-Schloss mit
Wassergraben und Park
auf dem Land.

Und so gehören
heute Schlösser zu den
schwer verkaufbaren
Objekten auf dem
Grundstücksmarkt. Die
Preise, die für jahrhun-
dertealte Herrensitze
gefordert werden, sind
oft bescheiden, liegen
meist deutlich unter

dem Preis für eine Wohnung in
der Münchner Innenstadt.

Das „Weiße Schloss“ in Nord-
heim vor der Rhön, errichtet vom
Geschlecht derer von der Tanns,
wurde im 14. Jahrhundert zum
ersten Mal erwähnt. Nach einer
Zerstörung im Dreißigjährigen

Krieg und einem großzügigen
Wiederaufbau steht es nun leer.
Der Makler, der einen Käufer
sucht, fabuliert bereits von einem
„einzigartigen Familiendomizil“,
einem „repräsentativen Ge -
schäftssitz“ oder einem „behag-
lichen Schlosshotel“. Nur sucht

man in Nordheim die großen
Unternehmen vergeblich, die
dringend einen Geschäftssitz im
Schlossformat suchen. 

In Höllrich bei Hammelburg
steht ebenfalls eine Schlossanlage
zum Verkauf – 430 000 Euro wer-
den für 250 Quadratmeter herge-

richtete Wohnfläche
und über 5000 Qua-
dratmeter Grund ver-
langt. Der jetzige Eigen-
tümer hatte das Haus
vor Jahren übernom-
men – aber ihm war es
nicht gelungen, mehr
als einen Teil des
Schlosses zu sa nieren.
Und so verkommt der
Rest des Schlosses – es
sind hunderte weitere
Quadratmeter, die mit
einer riesigen Plane
notdürftig vor eindrin-
gendem Regen ge -
schützt werden. 

In Ebenhausen un -
weit von Bad Kissingen
haben die Landwirtsfa-
milien das Schloss
inzwischen verlassen –
zu unpraktisch erwies
sich die Anlage für
einen modernen Be -
trieb. Nun versucht die
Ge meinde eines der
schönsten Schlösser
Unterfrankens zu ver-
kaufen. Die Anfänge
von Schloss Ebenhau-
sen reichen bis in das
12. Jahrhundert zurück.
Der Dachstuhl des älte-
ren Flügels soll unver-
ändert aus der An -
fangszeit stammen.
Niemand geringeres als
Balthasar Neumann,
der Schöpfer der Würz-
burger-Weltkulturerbe-
Residenz, hatte das
Schloss im frühen 
18. Jahrhundert dann

erweitert – das barocke Pracht-
treppenhaus ist unverändert
erhalten. Doch derjenige, der hier
einziehen will, muss Millionen
mitbringen, um das Anwesen auf
heutigen Stand zu bringen. 

Während Schlossherren oftmals
versuchen, in ihren bestehenden
und teuer zu unterhaltenden
Häusern Feste und Hochzeiten
auszurichten, um den Charme der
alten Anlagen wenigstens etwas
zu Geld zu machen, besteht der
letzte Ausweg für die leerstehen-
den Schlösser meist in der Nut-
zung als Hotel. Doch anders als in
Polen haben es in Deutschland
nur wenige Hoteliers gewagt, die
alten Gemäuer in Beherbergungs-
betriebe zu verwandeln – zu hoch
sind offenbar die Investitionen,
die notwendig sind, um aus dik-
ken Burgmauern ein funktionie-
rendes Hotel zu machen. 

Ebenhausen immerhin verfügt
über ein einzigartiges Kapital. Aus
dem unterfränkischen Ort stammt
der schwedische Maler John
Bauer, der mit seinen Bilderbü-
chern über Trolle ein National-
held wurde. Man kann behaup-
ten, dass jeder Schwede die
Bauer-Bilder kennt und liebt.
Unweit des Ebenhausener Schlos-
ses wurde 2012 ein John-Bauer-
Museum eingerichtet. An der Tür
steht „Välkommen“ – in Erwar-
tung schwedischer Gäste, die die
Nord und Süd verbindende A7
verlassen und einen Zwischen-
stopp in Unterfranken einlegen. 

Eine schwedische Hotelkette im
alten Schloss, ein John-Bauer-
Museum nebenan, die Autobahn
nicht weit – es wäre eine ideale
Kombination. Aber noch klingen
diese Perspektiven eher wie ein
Märchen. Und auch die anderen
leerstehenden und verfallenden
Schlösser Unterfrankens warten
auf den Prinzen, der sie aus dem
Dornröschenschlaf erlöst. 

Nils Aschenbeck

Ein Märchen klingt anders
Kein Erwachen aus dem Dornröschenschlaf – Der Verfall von Schlössern ist kaum aufzuhalten. Eine Beobachtung in Franken

Schnäppchen für 430000 Euro: Schloss Höllrich, oder was davon übrig ist Bild: Aschenbeck

Vor 250 Jahren wurde Pforz-
heim zur „Goldstadt“. Seit

Markgraf Karl Friedrich am 
6. April 1767 der badischen Stadt
das Privileg er teilte, eine Uhren-
und Schmuck fabrik zu errichten,
floriert dort das Geschäft mit
Gold. Aus diesem Anlass veran-
staltet Pforzheim ein Jubiläumsfe-
stival mit zahlreichen Ausstellun-
gen, Theater- und Konzertauffüh-
rungen. 

So stehen im Mittelpunkt der
Ausstellung „Mechanik en minia-
ture – Arm-
banduhren der
Luxusklasse“,
die im Pforzhei-
mer Schmuck -
muse um bis
zum 23. April zu
sehen ist, die
Ge schichte und
die erstaunliche
Präzisionstech-
nik der Arm-
banduhr. Viele
der ausgewähl-
ten Exponate
sind Meisterlei-
stungen im Mi -
niaturformat, angetrieben von nur
wenige Millimeter messenden
Werken in edlen Gehäusen. Es
sind Modelle zu sehen, die theore-
tisch einen Tauchgang bis in
10 000 Meter Tiefe oder einen
Flug zum Mond bestens überste-
hen könnten (Jahnstraße 42,
www.schmuckmuseum.de).

Eine tänzerische Hommage an
das goldene Zeitalter der Belle
Epoque zum Schmuck-Jubiläum

bietet das Theater Pforzheim mit
dem Ballett „Der Kuss“, das von
Gustav Klimts auf die Leinwand
gebannter gleichnamiger Gold -
orgie inspiriert ist. Am 16. und 26.
Februar finden die nächsten Auf-
führungen statt (Am Waisenhaus-
platz 5, Internet: www.theater-
pforzheim.de).

Schmuck ist nicht nur zum An -
sehen da, sondern vor allem zum
Tragen. Deshalb findet vom 29.
März bis 1. April eine Verkaufs-
ausstellung der Kunstinitiative

Pforzheim statt,
bei der Gold-
und Silber-
schmiede ihre
Kreationen prä-
sentieren (Östli-
che Karl-Frie-
drich-Straße 9).

Obwohl noch
heute drei von
vier in Deutsch-
land fabrizierte
Schmuckstücke
aus Pforzheim
stammen, hat
die Stadt mit
einem Struktur-

wandel zu kämpfen. Der Konkur-
renzdruck von Billiganbietern aus
Fernost sorgt dafür, dass immer
mehr Schmuck unternehmen aus
Pforzheim verschwinden. Das
Geschäft mit dem Gold floriert
längst nicht mehr so, wie es sich
Markgraf Karl Friedrich einst
erhofft hatte. H. Tews

Alle Termine des Jubiläumsfesti-
vals unter www.goldstadt250.de

Die digitale Revolution hat
außer den Online-Dien-
sten einige neuartige Pro-

dukte hervorgebracht, die rasch
zum Klassenschlager für ihre
Erfinder geworden sind. Dazu
zählt die Sprachanalyse-Software
der 2012 gegründeten Aachener
Firma Precire Technologies, vor-
mals Psyware. Nach eigener Dar-
stellung ist das Unternehmen
weltweiter Innovationsführer in
der Sprachanalyse-Technologie,
also der automatischen Erstellung
eines Persönlichkeitsprofils an -
hand von Sprachaufzeichnungen.
Das in teressierte bereits einige
Chefetagen in der Privatwirt-
schaft, von Be hörden und Institu-
tionen.

Auf Grundlage eines 15-minüti-
gen Interviews mit einer Testper-
son liefert die Software Precire
eine er staunlich genaue Persön-
lichkeitsanalyse des Interviewteil-
nehmers. Dabei werden einfache
Fragen gestellt wie: „Was ist ihre
Lieblingsbeschäftigung?“ Die
Inhalte der Antworten sind nicht
Gegenstand des Interesses, wie es
heißt, sondern die Algorithmen
des Systems untersuchen die
Sprache des Probanden nach Ton-
fall, Wortwahl, Satzbildung und
anderen sprachlichen Besonder-
heiten.

So würden Persönlichkeits-
merkmale, unter anderem Emo-
tionen und Begabungen, auf tech-
nische, skalierbare Weise durch
Sprache neutral und objektiv
ermittelt, unbeeinflusst von sub-
jektiver, menschlicher Einschät-

zung, er klärt der Geschäftsführer
von Precire Technologies, Dirk
Gratzel. Die Methode helfe zum
Beispiel Unternehmen zuverläs-
sig bei der Einstellung geeigneter
Mitarbeiter und sei überdies um
ein Vielfaches schneller als die
fähigsten Personalvermittler. Mit
diesen Argumenten verspricht
Precire Technologies den Nutzern
ihres Produktes „Mehrwert“. 

Von dem durchschlagenden
Erfolg ihrer innovativen Techno-

logie waren selbst die drei Grün-
der von Precire ex Psyware über-
rascht. Der Jurist Gratzel, der
Ökonom Mario Reis und Diplom-
Psychologe Christian Greb kann-
ten sich durch ihre Tätigkeit in
der Personalberatung, wussten
daher um die machtvolle Wirkung
von Sprache, wenn sie beispiels-
weise in der Werbung zielgerich-
tet eingesetzt wird. Zusammen
entwickelten sie die Geschäfts-
idee einer computergestützten

Persönlichkeitsanalyse durch
Sprache mittels Algorithmen, die
auf der Basis riesiger Datenmen-
gen trainiert werden. Die Leistung
von Algorithmen konnte in den
vergangenen fünf bis zehn Jahren
sprunghaft gesteigert werden und
steht bereits für Lösungen zur
Verfügung, die in vielen Branchen
nachgefragt werden. 

Die Inspirationsquelle der Fir-
mengründer war eine Studie aus
den 1960er Jahren, woraus her-

vorgeht, dass
sich bei
Psychothera-
piepatienten
im Laufe des
H e i l u n g s  -
p r o z e s s e s
Sprachmuster
wie Satzbil-
dung oder
Wortnutzung
ändern. Spra-
che lässt
demnach auf
die innere
Ve r fa s s u n g
eines Men-

schen schließen, also auch, wie
sie mutmaßten, auf Denkvermö-
gen und Kommunikationsverhal-
ten sowie auf individuelle Kom-
petenzen. 

Sie setzten auf die Möglichkeit,
dass Sprache heute mit einer
technisierten, skalierten Methode
entschlüsselt werden kann. Un -
terstützung für ihre Idee fanden
Gratzel, Reis und Greb bei Infor-
matikern der RWTH Aachen, mit
denen sie eine Forschungskoope-

ration schlossen. Nach der Grün-
dung der Firma Psyware begann
erst einmal die Kärrnerarbeit,
also die Sammlung und Auswer-
tung riesiger Datenmengen. 

Die von ihnen entwickelte Soft-
ware wird offenbar bereits in gro-
ßem Stil angewendet – stets auf
Basis von Freiwilligkeit der Test-
personen, wie es anders auch gar
nicht möglich sei, versichert Grat-
zel. Doch in dieser Hinsicht wird
aus berufenem Mund Kritik geäu-
ßert – wie es denn wohl mit Frei-
willigkeit bestellt sei, wenn fir-
menintern Druck aufgebaut
werde, gibt Matthias Martens von
der Hamburger Beraterfirma Mar-
tens & Friends zu bedenken. Auch
könnte das Programm versagen,
wenn Nichtmuttersprachler gete-
stet werden oder wenn eine Test-
person ihre Art zu sprechen
bewusst verändert. 

Allen Unkenrufen zum Trotz
beschäftigt die Firma inzwischen
35 Mitarbeiter und hat einen wis-
senschaftlichen Beirat. Precire
Technologies erweitert und opti-
miert fortlaufend sein Angebot,
um neue Absatzmärkte zu er -
schließen, insbesondere in den
Bereichen Gesundheitsvorsorge
sowie Training und Fortbildung.
Das Unternehmen ist bestrebt,
sich international aufzustellen
und hat seit 2016 eine Niederlas-
sung in den USA. Die Prognosen
für seine zukünftige Entwicklung
sind hervorragend. Das Team
hofft nun, dass auch Technologie-
konzerne wie Google in den
Markt einsteigen. D. Jestrzemski

Empathisch: Der Rechner versteht den Menschen

Digital aufs Maul geschaut
Mit Sprachanalysen per Computer können Unternehmen den perfekten Bewerber finden

Auf Gold gebaut
Pforzheim feiert ein »goldenes« Jubiläum
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Blind vor Gold: Edles Collier



22 Nr. 6 –10. Februar 2017

Die Pilse-
ner Auto-
rin Jakuba
K a t a l p a
legt einen
R o m a n
vor, der
auf diese

Kurzformel zu bringen wäre: Kurz-
weilige Schreibe, langweiliger In-
halt, wirre Handlung. Die Rede ist
von deutsch-tschechischen Zwi-
sten im Sudetenland. 

Mit diesem Sujet sind deutsche
Leser „verwöhnt“, wie Bucherfolge
von Jiri Marek in der DDR ab 1970
oder Pavel Kohouts „Sternstunde
der Mörder“ 1995 zeigten, „span-
nende „Krimis“ voll böhmischem
Lokalkolorit.  

Das gilt nicht für Katalpas Buch,
das wohl nur für Tschechen ver-
fasst wurde. Später hat man es  ins
Deutsche übersetzt, dabei einen
Schwall böhmischer Austriazismen
auf den Leser prasseln lassen: Jau-
se (Frühstück), kremieren (einä-
schern), Bürgerschule (Realschule)
und mehr. Deutsche Begriffe sind
oft unklar: Eine „Doppelklasse“
meint wohl eine Parallelklasse,
hinter dem Prager „Gemeinde-
haus“ verbirgt sich das jugendstili-
ge „Gesellschaftshaus“, und was
Ahnenpass, Nationalausschuss,
Subbotnik, Protektorats-, Reichs-,
Sudetendeutsche besagen, erfor-
dert tiefere Geschichtskenntnis. 

Der dünne Handlungsfaden
spielt im böhmischen Ersen [Rzy],
ein abgelegenes Dorf, das von
Krieg, Vertreibung, Gräueln weit-
hin verschont blieb. Das Münchner

Abkommen schlug 1938 die Region
dem Deutschen Reich zu. Nach Er-
sen kommt die junge Lehrerin Kla-
ra Rissmann, die von ihrem Sohn
wüst beschimpft wurde, weil sie
ihn bei Kriegsende ausgesetzt hat
und dieses Unrecht jahrelang
durch Päckchen begleichen wollte.
So erfährt man es gegen Buchende,
während der Roman mit Konrads
Beerdigung beginnt. Zu der reisen
„Scheißdeutsche“ an, seine Kinder
und Enkel. Mutter Klaras und Sohn
Konrads Erlebnisse machen den
drögen Buchinhalt aus, den nicht
einmal derbe Sexszenen zu bele-
ben vermögen. 

Fesseln kann der Roman nur in
den Passagen, in denen er ein Pro-
blem aufgreift, das Frantisek Mor-
kes und andere Kulturhistoriker
ausließen: Offiziell durfte niemand
in sudetendeutscher Öffentlichkeit
Tschechisch sprechen, was Lehre-
rin Klara kontrollieren sollte. Die
Ersener Leute lehnten diesen „dep-
perten Scheiß“ ab, mit Blick auf
„jede Menge Bälger aus Mische-
hen“. Sie lachten Klara aus und lie-
ßen sich nicht einmal von ihrem
Denunziantenchef den Mund ver-
bieten. Das wäre der Handlungs-
strang für eine tschechisch-deut-
sche Romanchronik geworden, die
überzeugt hätte, wo Katalpa wort-
reiche Unfertigkeit präsentiert.

Wolf Oschlies 

Jakuba Katalpa: „Die Deutschen –
Geographie eines Verlustes“, Ba-
laena Verlag, Landsberg a. L. 2015,
gebunden, 420 Seiten, 420 Seiten,
22.90 Euro

Das Buch „Zwangsvereini-
gung“ sieht den Zu-
sammenschluss von KPD

und SPD 1946 in der Ostzone als
nur durch Verhaftungen, Terror
und Druck gegen die dortigen So-
zialdemokraten erfolgt. Leider
mangelt es an konkreten Beispie-
len; Ist ohnehin nur die Hälfte der
Publikation dem Thema gewidmet,
so wird zumeist die spätere Ent-
wicklung der SED dargelegt. 

Primär stützen sich die Autoren
auf eine Urabstimmung der Sozial-
demokraten in West-Berlin am 
31. März 1946 mit „einer deut-
lichen Mehrheit gegen den Zu-
sammenschluss“ von SPD und
KPD. Indes ist dies ein falsches
Bild, nahezu eine Geschichtsfäl-
schung: Denn es ging um eine so-
fortige Vereinigung. Wie so oft wird
verschwiegen, dass über 62 Pro-
zent ein Bündnis mit den Kommu-
nisten durchaus bejahten. Ledig-
lich 23,4 Prozent der SPD-Mitglie-
der lehnten jede Verbindung mit
der KPD ab. 

Es habe keine Urabstimmung
über die Vereinigung gegeben,

heißt es. Dass diese auch durch die
eigene Partei verhindert wurde,
bleibt ungesagt. Jene angebliche
Zwangsvereinigung stellt dann
1946 den Beginn der Verfolgungen
in der SBZ dar – auch das ist
falsch, denn bereits Ende 1945 hat-
te die sowjetische Besatzungs-
macht den Vorstand der Ostzonen-
CDU abgesetzt. 

Dass es beim Zusammenschluss
keineswegs selten Druck und Ter-
ror durch die Sowjets und die KPD
gab und nicht wenige So zial-
demokraten durch berufliche Ver-
besserungen korrumpiert wurden,
ist unbestritten. Der Leser erfährt
von „mehreren Verhaftungen“ in
Mecklenburg-Vorpommern, doch
kann das Buch nur wenige Namen
aufführen. Die meisten Verurtei-
lungen dürften erst nach jenem
April ‘46 erfolgt sein im Zuge der
Parteisäuberungen und durch
Fahrlässigkeiten des SPD-Ostbü-
ros. In den Westen scheinen nur
sehr wenige SPD-Funktionäre ge-
flohen zu sein. Bekannt ist ledig-
lich der Fall Gustav Dahrendorf,
anfangs der „glühendste Verfech-
ter“ einer Einheitspartei. 

Völlig unverständlich erscheinen
an drei Stellen des Buches (S. 18,
49 und 50) Formulierungen wie
„Phase des Aufbruchs vom Früh-
jahr 1945“, vom Finden eines neu-
en Verhältnisses zu Kommunisten
im „Frühjahr 1945“, oder gar im
„April 1945“ hätten nur noch weni-
ge Sozialdemokraten an einer Par-
teivereinigung festgehalten. In

Wahrheit wurde damals noch an
der Front gekämpft, der Zweite
Weltkrieg endete erst am 8. Mai
1945. 

Zur Entschuldigung muss man
nachsehen, dass fast alle Autoren
aus West-Deutschland stammen;
nur zwei wurden im Osten gebo-
ren, sind aber zu jung, um jene
„Zwangsvereinigung“ miterlebt zu
haben. Unrichtig ist die Behaup-
tung, man könne heute „keine Zeit-
zeugen mehr zu Wort kommen las-
sen“, und das war den Verantwort-
lichen durchaus bekannt. Man
kann sich des Eindrucks nicht er-
wehren, dass sie mit ihrer kriti-
schen Haltung unerwünscht wa-
ren. 

Um einen objektiven Eindruck
der Tagung zu erwecken, hätte die-
ser 20. Bundeskongress der Lan -
desbeauftragten für die Stasi-
Unterlagen zumindest auf die
Gegenargumente eingehen und
nicht einfach – wie heute üblich –
verschweigen sollen. Der Teilneh-
mer am damaligen Vereinigungs-
parteitag in Berlin, Wolfgang Leon-
hardt, erinnert in seinem bekann-
ten Buch an die „echte spontane
Begeisterung der Delegierten“, den
Kampfbegriff von der „Zwangsver-
einigung“ wollte er zumindest ab-
schwächen. Auch der letzte DDR-
Finanzminister Walter Romberg
lehnte diese Formulierung in die-
ser Form ab. Ähnlich erachtet sie
der DDR-Experte Professor Man-
fred Wilke für unzureichend. Die
überaus sorgfältige Forschungs -

arbeit der „Deutschen Welle“ mit
über Hunderten Quellen aus jener
Zeit wird  völlig totgeschwiegen.
Der Rezensent selber hat als Zu-
schauer den Vereinigungs parteitag
in Mecklenburg-Vorpommern im
Staatstheater Schwerin miterlebt
und nur begeisterte, fanatisch-opti-
mistische Gesichter gesehen. 

Selbst der SPD-nahe Klaus
Schwabe, der sich nach 1989 mit
der Thematik auseinandersetzte,
sieht im Gegensatz zu den Autoren
dieses Buches nicht nur Zwang
und Terror, der zum Zusammen-
schluss der beiden Parteien führte,
sondern auch den ehrlichen, also
freiwilligen Wunsch vieler Sozial-
demokratenzur Vereinigung. 

Man muss den Autoren den Vor-
wurf des Verschweigens machen,
dass nämlich selbst in den damali-
gen Westzonen die Einheitspartei
auf Resonanz stieß. Der SPD-Füh-
rer Erich Sniffke berichtet in sei-
nem Buch „Jahre mit Ulbricht“, na-
hezu 400000 Westzonenbewohner
waren sogleich eine Mitgliedschaft
in der SED zu erwerben bereit. Das
alles eine uneingeschränkte
„Zwangsvereinigung“ nennen zu
wollen, grenzt an Zumutung. 

Friedrich-Wilhelm Schlomann

„Zwangsvereinigung“, Tagungs-
band der Landesbeauftragten für
die Stasi-Unterlagen, Schwerin
2016, 204 Seiten, kostenfrei be-
ziehbar bei der Landes -
beauftragten, Bleichufer 7, 19053
Schwerin

Im Okto-
ber 2013
fand in
Chemnitz
eine inter-
n a t i o n a l

besetzte wissenschaftliche Konfe-
renz statt. Sie behandelte die ge-
schichtliche Episode eines Versu-
ches, das Kurfürstentum Sachsen
und das Königreich Polen-Litauen
staatsrechtlich zu verschmelzen.
Zu polnischen Königen wurden
1697 die sächsischen Kurfürsten
August der Starke (Friedrich Wil-
helm II.) als August II. und sein
Sohn Kurfürst Friedrich Wilhelm
III. als August III. gewählt. 1763
zerbrach die Verbindung. 

18 Wissenschaftler, fast aus-
nahmslos Historiker aus deutschen
und polnischen Universitäten, be-
handelten ihre Spezialthemen in
wissenschaftlichen Vorträgen vor

einem kundigen Publikum. Dieser
Band enthält die Vorträge der Ta-
gung. 

Alle Beiträge können je nach the-
matischer Interessenlage gesondert
gelesen werden. Es wird ein Ab-
schnitt der polnischen und der
deutschen Geschichte behandelt,
der in der Erinnerungskultur bei-
der Länder nicht unbedingt im
Vordergrund steht. Für das heutige
Bundesland Sachsen ist die pol-
nisch-sächsische Liaison ein Ereig-
nis der Lokalgeschichte, für das
polnische Geschichtsbewusstsein
liegt der Stellenwert höher. Aber
selbst in den damals in der alten
Bundesrepublik Deutschland
wegen der inhaltlich auffälligen
polnischen Dominanz stark um-
strittenen deutsch-polnischen
Schulbuchempfehlungen von 1976
wird die „Sachsenzeit“ nicht er-
wähnt.

Die 18 Beiträge vermitteln ein
breites Spektrum aus den Berei-
chen der Innenpolitik, der Außen-
politik, der Wirtschaft, der Künste,
der Wissenschaften und der Archi-
tektur des Kurfürstentums Sachsen
und des Königreiches Polen-Litau-
en. Besonders zu beachten ist die
Frage der Konfessionszugehörig-
keit: Polen war und ist bis heute
ein katholisches Land, August der
Starke war lutherisch. Eine Bedin-
gung für seine Bewerbung um den
polnisch-litauischen Königsthron
war sein Übertritt zum Katholi-
zismus. 

Der nicht so fachlich Versierte
kann davon ausgehen, dass dieses
Buch den aktuellsten Forschungs-
stand über die sächsisch-polnische
Personalunion mit ihren Ausstrah-
lungen auf die Nachbarn Russland,
Preußen und Habsburg bietet.
Allerdings ist manches schwer zu

entwirren, wie etwa die verschlun-
genen Wege der dynastischen Bin-
dungen und Verbindungen zwi-
schen den einzelnen Fürstenhäu-
sern. Diese waren im 17./18. Jahr-
hundert ein oft entscheidender
Teil realer Politik.

Trotz dieses Randthemas im Ver-
lauf der Geschichte beider Völker
hat die Zeit der sächsisch-polni-
schen Union Spuren hinterlassen.
Unbedingt genannt werden müs-
sen die Hauptstädte Dresden und
Warschau, sie sind der Weichsel
und der Elbe zugewandt. In der
Entwicklung der Stadtbilder wird
für die sächsisch-polnische Perio-
de eine wechselseitige Beeinflus-
sung vermutet. Sie wird deutlich
im Bau der Katholischen Hofkir-
che in Dresden, die es ohne die
Personalunion nicht gäbe. Baumei-
ster Pöppelmann sowie die teil-
weise noch erhaltene „Sächsische

Achse“ sind für Warschau zu nen-
nen. In Dresden ist bis heute das
„Kraszewski-Museum“ für den
deutsch-polnischen Dialog von
Bedeutung.  

Erwähnt werden muss, dass in
den Zeiten des Sozialismus von
der DDR Impulse zur deutsch-pol-
nischen Freundschaft ausgingen,
zum Brudervolk, sie gipfeln in
Filmproduktionen wie die „Sach-
sentrilogie“ aus den 1980er-Jah-
ren. Kurios mutet an, dass Johann
Sebastian Bach von 1736 bis zu
seinem Tod nicht nur Thomaskan-
tor in Leipzig, sondern gleichzeitig
auch Königlich Polnischer und
Kurfürstlich Sächsischer Hof-
Compositeur war, obwohl er sich
nie in Polen aufhielt. 

Beiträge über den Alltag und das
Leben der „kleinen Leute“ in Po-
len und Sachsen hätten der inhalt-
lichen Abrundung gedient. Bilder

zeitgenössischer Porträts der han-
delnden Fürsten, Grundrisse von
Schlossanlagen in Dresden und
Warschau, wichtige Bauwerke und
anderes lockern die Beiträge auf.
Allerdings hätte eine, vielleicht
sogar aktuelle Karte der Flächen
von Sachsen, Polen und Litauen
die räumlichen Vorstellungen be-
fördert. 

Für Fachhistoriker und am
Gegenstand Interessierte ist es ei-
ne lohnenswerte Lektüre, die
gleichzeitig einen Ausschnitt aus
der deutsch-polnischen Geschich-
te bietet. Karlheinz Lau

Frank-Lothar Kroll, Hendrik
Thoss (Hrsg.): „Zwei Staaten, eine
Krone. Die polnisch-sächsische
Union 1697–1763“, Be.bra Wis-
senschaft Verlag Berlin-Branden-
burg 2016, gebunden, 348 Seiten,
38 Euro 

Es geht
nicht um
die Presse-
freiheit an
sich. In
dem Buch
„Die GEZ-

Lüge“ geht es um eine Zwangsehe
zwischen dem Bürger und den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten mit ihren Zwangsgebüh-
ren. Galt das nur für den Besitz
von Empfangsgeräten, so muss seit
dem 1. Januar 2013 für jede Woh-
nung ein Zwangsbeitrag von der-
zeit 17,50 Euro berappt werden.
Eine „Befreiung“ ist nahezu un-
möglich. Was einer erlebt, wenn er
den Mut hat, sie zu beantragen,
schildert Heiko Schrang in seinem
Buch. Sein Informationsangebot
stellt keine Rechtsberatung dar. Er

warnt sogar: „Meine Empfehlun-
gen werden Konsequenzen für je-
den Einzelnen haben, die er selber
tragen muss.“ Dem Autor fiel auf,
dass seit Mitte der 90er Jahre im
Fernsehen zunehmend manipu-
liert wird und dies nicht nur bei
den „Nachrichten“, sondern mehr
noch bei historischen Dokumen-
tationen. Er lebt nach dem Motto:
„Wer weniger fernsieht, sieht mehr
durch.“ Doch dies muss auch vie-
len anderen Bürgern aufgefallen
sein, denn die Zahl der Anmel-
dungen zur Beitragszahlung nahm
rasant ab. 

Die Gebühreneinzugszentrale
GEZ wurde umbenannt in „Bei-
tragsservice ARD ZDF Deutsch-
landradio“. Von der Anmeldung
wird der Bürger befreit. Dies ma-
chen die Einwohnermeldeämter

und senden die Daten automa-
tisch an die Landesrundfunkan-
stalten. Es gibt kaum ein Entrin-
nen mehr. 

Wer die Zahlung des Zwangs-
beitrages verweigert, dem wird
mit „Erzwingungshaft“ gedroht.
Welche Komplikationen daraus re-
sultieren, wird sehr ausführlich
geschildert. Es geht um viel Geld,
um mehr als acht Milliarden Euro
jährlich. Doch diese werden nicht
zur Verbesserung der Qualität der
Programme verwendet, sondern
zur Zahlung horrender Gehälter
und Pensionen. Erhält Kanzlerin
Merkel ein Jahressalär von rund
220 000 Euro, so Buhrow vom
WDR 375 000 Euro und Bellut
vom ZDF 322000 Euro. Selbst der
Intendant von Radio Bremen er-
hält 246000 Euro. 

Der Autor hat nicht Unrecht,
wenn er von einem „Glaubens-
krieg gegen die Bevölkerung“ und
von „Lügenpresse“ spricht, wie es
die 68er beim Springer-Konzern
taten, und Peter Scholl-Latour zi-
tiert: „Wir leben in einem Zeitalter
der Massenverblödung, besonders
der medialen Massenverblödung.“
Die Medien wissen um die Tatsa-
che, dass das Unterbewusstsein
alles ungefiltert aufnimmt und
bauen hierauf ihre Taktiken der
Manipulation auf. Ein hoch infor-
matives Buch, das zu lesen sich
lohnt. Wolfgang Thüne

Heiko Schrang: „Die GEZ-Lüge –
erkennen – erwachen – verän-
dern“, Macht-steuert-Wissen-Ver-
lag, Zühlsdorf 2016, 2. Auflage,
gebunden, 174 Seiten, 12,90 Euro

Zwang oder nicht?
Publikation über SPD und KPD verschweigt Teil der Wahrheit

NE U E BÜ C H E R

Wer von Gebühren gut lebt
Heiko Schrang schreibt über die Aussichtslosigkeit der GEZ-Verweigerung

Sächsische Kurfürsten und polnische Könige
Tagungsband einer wissenschaftlichen Konferenz zur sächsisch-polnisch-litauischen Verbindung 1697 bis 1763 erschienen

J a k o b
Augsteins
und Niko-
laus Blo-
mes Buch
„ L i n k s
o d e r

rechts? Antworten auf die Fragen
der Deutschen“ ist eine Mogelpak-
kung. Zwar kann man Augstein,
der seit 2008 die Wochenzeitung
„Der Freitag“ herausgibt, tatsäch-
lich als eingefleischten Linken be-
zeichnen, aber der stellvertretende
„Bild“-Chefredakteur Blome taugt
mitnichten zu dessen „rechtem“
Widerpart. Schließlich zählt er ja
zu den Verteidigern Angela Mer-
kels, die der CDU einen strammen
Linkskurs verordnet hat.

Daher sind die in der Broschüre
abgedruckten 30 Streitgespräche
der beiden Journalisten „zu den

großen Themen, die Deutschland
bewegen“, kein „spritziger, provo-
kanter Schlagabtausch“, wie der
Verlag behauptet. Es handelt sich
hier um langweilige Scheingefech-
te zwischen zwei etablierten Pres-
seleuten, deren Meinungen  nur
um Nuancen differieren, wenn es
um brisante Themen wie Pegida,
AfD, „Lügenpresse“, Migration und
Islam geht. Die Positionen jenseits
des linken Flügels der Mitte wer-
den also von niemandem vertreten,
womit sich jede weitere Erörterung
dieses Alibiwerkes erübrigt, das
wohl „Meinungsvielfalt“ vorgau-
keln soll. Wolfgang Kaufmann

Jakob Augstein & Nikolaus Blome:
„Links oder rechts? Antworten auf
die Fragen der Deutschen“, Penguin
Verlag, München 2016, broschiert,
254 Seiten, 13 Euro. 

Eine Mogelpackung
Autoren führen Scheingefechte

Kurzweilig langweilig
Jakuba Katalpas Sudeten-Roman 
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Hauptsache liquidieren
Wozu die USA noch Gewaltenteilung haben, worum Schulz und Merkel ringen, und wie
man in Deutschland als Jude zum »Nazi« wird / Der Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Das hat er nun davon, der
Trump. Was für eine Bla-
mage: Ein Bundesrichter

hat sein befristetes Einreiseverbot
für Bürger aus sieben Ländern
vorerst gekippt mit der Begrün-
dung, der Präsidentenerlass ver-
stoße gegen das Gesetz.

Da mischt sich in unsere Scha-
denfreude eine ordentliche Por-
tion Verblüffung. Der Richter hat
den Erlass tatsächlich abgeschos-
sen wegen der Gesetze? Was soll
das denn bedeuten? Also bei uns
gibt es so was nicht (mehr). Unse-
re Kanzlerin hat zwecks „Euro-
Rettung“ eine Regel nach der an-
deren gebrochen. Unsere Ge-
richtsbarkeit hat da höchstens
mal missmutig den Kopf gewiegt.
Im entscheidenden Moment aber
sind die Robenträger der Regie-
rungschefin brav gefolgt. Das war
auch nicht anders, als Merkel
2015 die deutschen Einreisegeset-
ze mal eben außer Kraft setzte. 

In Washington wird gar gemut-
maßt, dass Trump obendrein Pro-
bleme mit dem Parlament bekom-
men könne. Zwar hat dort seine
Partei die Mehrheit. Doch vielen
Mandatsträgern sei ihre eigene
Überzeugung und die Haltung ih-
rer Wähler zuhause wichtiger als
ihre Parteiloyalität.

Demnach gibt es in den USA
gleich drei Machtpole, die sich
gegenseitig in die Speichen grei-
fen können, weil jeder für sich ei-
ne unabhängige Position ein-
nimmt: die Regierung, das Parla-
ment und die Richter, auch Exe-
kutive, Legislative und Judikative
genannt. Das Ganze bezeichnen
die Gelehrten als „Gewaltentei-
lung“, und spätestens, wo der Na-
me fällt, erinnern wir uns: Hatten
wir das nicht mal in der Schule
gelernt? „Gewaltenteilung“ als un-
verzichtbare Grundlage für einen
demokratischen Rechtsstaat?

Sicher, aber das ist doch schon
ewig her, in Deutschland ist da-
von nicht mehr viel übrig. Die
Richter haben wir uns eben schon
angesehen − und das Parlament?
Die Bankenrettung machte die
Kanzlerin im flotten Zweier mit
ihrem damaligen Finanzminister
Peer Steinbrück vor der Kamera.
Dort versprachen die beiden im
Oktober 2008, dass der Staat für
die Sicherheit aller Konten seiner
Bürger geradestehe, das Ersparte
sei somit sicher.

Jahre später räumte sogar Stein-
brück selber ein, dass er immer
noch nicht wisse, auf welcher
rechtlichen Grundlage man diese
Totalgarantie eigentlich abgege-
ben habe. Egal, die Richter schrit-
ten nicht ein, und das Parlament
nickte alles ab. Bei der Griechen-
hilfe und Euro-Rettung lief es ge-
nauso, und bei der Grenzöffnung
2015 hatten die Parlamentarier
auch nichts zu melden. Jedenfalls
meldeten sie sich nicht.

Irgendwie hat man uns daran
gewöhnt, dass diese Gewaltentei-
lung Schnee von gestern ist, der
dem Vorrang der entschlossenen
Tat nicht den Weg versperren darf.
In den USA ist das augenschein-
lich immer noch
anders. Ein
merkwürdiges
Land. Aber An-
gela Merkel hat
dem neuen US-
Präsidenten ja
bereits angebo-
ten, ihn auf die
Höhe „unserer
Werte“ zu hie-
ven. Bei der Gelegenheit sollte sie
Trump gleich beibringen, wie
man die olle Gewaltenteilung zur
hohlen Fassade degradiert.

Allerdings dürfte die Kanzlerin
derzeit kaum Platz für ihn haben
auf ihrem Terminkalender. Der jä-
he Aufstieg von Martin Schulz
gibt ihr reichlich zu tun. Der sozi-
aldemokratische Herausforderer
geht ganz in seiner neuen Rolle
als Anwalt der kleinen Leute auf,
spricht überall von „Gerechtig-
keit“ und wettert gegen Reiche,
die sich die Taschen vollstopfen.
Das kommt an.

Fragt sich, wie lange. Helmut
Markwort ist nicht der einzige,
der sich daran erinnert, dass
Schulz auch vor seiner Erhebung
zum SPD-Kanzlerkandidaten ein
politisches Funktionärsleben hat-
te. Im „Focus“ hält er dem neuen
SPD-Hoffnungsträger unter die
Nase, dass er Sitzungsgelder im
EU-Parlament kassiert habe, ob-
wohl er an den Sitzungen gar
nicht teilnahm.

Ausgerechnet seinem österrei-
chischen Sozi-Kollegen Hans-Pe-
ter Martin war der Kragen ge-
platzt, er begann, den Tatort zu fil-
men und die Sauerei öffentlich zu
machen. Da ist auch Schulz zu se-
hen, wie er zum Parlamentsge-

bäude schlurft, um sich einzutra-
gen und um danach gleich wieder
zu verschwinden. Da die tatsächli-
che Anwesenheit nicht kontrol-
liert wurde, bekam er Sitzungs-
geld trotz Abwesenheit.

Marktwort erinnert daran, wie
es nach der Aufdeckung des
Skandals weiterging: „Den Öster-
reicher Hans-Peter Martin warfen
seine Kollegen wegen Netzbe-
schmutzung aus der Fraktion. Den
Deutschen Martin Schulz wählten
sie zu ihrem Vorsitzenden und
später zum Präsidenten des Parla-
ments.“ Wir sind gespannt, wann
(und ob) Schulz diese Geschichte
breitenwirksam einholt und was
er dann macht.

Die Rolle des
Anwalts der
kleinen Leute
einfach weiter-
zuspielen könn-
te schwierig
werden. Immer-
hin sind es die
Steuergelder der
„ehrlichen, hart
a r b e i t e n d e n

Menschen“, welche auch die EU-
Sitzungsgelder füllen.

Die fadenscheinige Gerechtig-
keitsprosa durch echte inhaltliche
Auseinandersetzungen zu erset-
zen geht leider auch nicht. Schulz
selbst hat ja schon eingeräumt,
dass ihn weltanschaulich nichts
trennt von seiner Genossin im
Geiste, Angela Merkel. 

Kommentatoren fürchten daher,
dass der Kampf der Konkurrenten
zum politikfreien „Schönheits-
wettbewerb“ verkommen werde.
Was für ein Wettbewerb? Wer so
schreibt, sollte sich noch einmal
eines der überall lauernden Bil-
der der Kandidaten anschauen. Es
muss innere Schönheit sein, aber
die spielt bei solchen Wettbewer-
ben bekanntlich eine höchst
untergeordnete Rolle, wenn über-
haupt.

Das wird also ebenfalls nichts.
Die einzige Truppe, von der er
sich scharf abgrenzen wolle, das
sei die AfD, stellt Schulz mit
schneidiger Stimme fest. Gut, das
wäre eine Lösung: Die etablierten
Parteien wetteifern nicht mehr
darum, wer die besseren Inhalte
und das kompetentere Personal
vorweisen kann, sondern darum,
wer sich eifriger als alle anderen
von der AfD abgrenzt. Und über-

haupt von Rechts, versteht sich.
Zum Schluss wird unter all den
fleißigen „Nazi“-Jägern der Schüt-
zenkönig gekürt. Der darf dann
Kanzler werden.

Aber ob die Deutschen so einen
mögen werden? Aber gewiss
doch, die „Nazi“-Jagd ist längst
zum Volkssport aufgestiegen. Auf
einer Leipziger Schule wurde
wieder so ein Übeltäter aufge-
spürt und umgehend bestraft. Der
18-jährige Schüler Maksym M.
(schon dieser verdächtige Name!
Bestimmt ein Agent Putins) hob
während einer Anwesenheitskon-
trolle den Arm dergestalt, dass
der anwesende Sozialkundelehrer
Stefan M. darin den Hitlergruß
entlarvte.

Danach ging alles zack-zack:
Ohne mit dem Schüler oder sei-
nen Eltern zu sprechen, schmiss
man ihn von der Schule. Schullei-
ter Michael Bülow schaltete laut
„Bild.de“ sogar den Staatsschutz
ein. Maksym M. macht sein Fach-
abitur mittlerweile auf einer an-
deren Lehranstalt.

Zwar ist die Herkunft des Schü-
lers in diesem Zusammenhang et-
was irritierend: Maksym M. ist
den Berichten zufolge Spross ei-
ner jüdischen Familie. Auch dass
die Staatsanwaltschaft keine Straf-
tat wie das Benutzen verfassungs-
feindlicher Zeichen (wie dem Hit-
lergruß) erkennen konnte, mag
zartbesaiteten Geistern die Frage
aufdrängen, ob Denunziation und
Rauswurf des Schülers nicht viel-
leicht ein wenig zu viel des antifa-
schistischen Furors waren.

Doch mit derlei Klimperkram
sollten sich die eifrigen Pädago-
gen nicht herumschlagen. Sie
können stolz auf sich sein, denn
sie sind aus genau dem Material,
dass sich saubere Diktatoren
wünschen. Hat nicht schon Stalin
gesagt, es sei besser, tausend Un-
schuldige zu liquidieren, als auch
einen einzigen „Schuldigen“ lau-
fen zu lassen?

Und wenn es Kritik an solchen
Maßnahmen wie der gegen den
Schüler hagelt, können sich die
Aktivisten immer noch damit
rechtfertigen, dass sie es schließ-
lich nur gut gemeint haben, „ein-
gedenk der deutschen Geschich-
te“. Man wird ihnen ganz sicher
verzeihen. Und irgendwann gibt’s
auch einen schönen Preis für ihre
„Zivilcourage“.

Die Sache mit den
Sitzungsgeldern

könnte dem
Kandidaten noch

unangenehm werden

ZUR PERSON

Ein williger 
Vollstrecker

Gerade einmal einen Monat im
Amt bekommt Rumäniens

Ministerpräsident Sorin Grinde-
anu die ganze Macht des Volkes zu
spüren. Landesweit gingen eine
halbe Millionen Menschen auf die
Straße, um gegen ein umstrittenes
Dekret zu demonstrieren, das eine
Strafminderung bei Korruption
vorsah. Amtsmissbrauch sollte
demnach nur noch bestraft wer-
den, wenn der Streitwert über
45000 Euro liegt.

Auch Rumäniens Präsident, der
Siebenbürger Sachse Klaus Johan-
nis, schlug sich auf die Seite der
Demonstranten und teilte gegen
seinen Regierungschef aus, den er
berufen hatte, nachdem er die von
der sozialdemokratischen Partei
PSD vorgeschlagene Muslimin Se-
vil Shhaideh abgelehnt hatte. Sie
galt als Strohfrau des wegen Wahl-
manipulationen zu zwei Jahren
Haft auf Bewährung verurteilten
PSD-Vorsitzenden Liviu Dragnea. 

Dass eine der ersten Amtshand-
lungen Grindeanus die Durchset-
zung eines Dekrets war, vor dem

der in Korrup-
tionsaffären ver-
strickte Drag nea
profitiert hätte,
beweist nur,
dass auch der
neue Regie-
rungschef nur

der Vollstrecker seines Parteichefs
ist. Dabei gilt der 43-jährige Infor-
matiker Grindeanu als einer der
wenigen Politiker in seinem Land,
der in Sachen Korruption bislang
noch unbefleckt ist. Seit 1996 Mit-
glied der PSD war er Vizebürger-
meister in Temeswar, ehe er bis
zum Rück tritt von Victor Ponta im
November 2015 ein Jahr lang Mi-
nister für Telekommunikation war.

Sein Korruptionsdekret, mit
dem er angeblich die Gefängnisse
entlasten wollte, scheint er indes
schlecht kommuniziert zu haben.
Die Demonstrationen haben nach
der angekündigten Rücknahme
des Dekrets sogar noch an Fahrt
zugenommen. Solchen Gegenwind
des Volkes bekam in Rumänien zu-
letzt nur Nicolae Ceausescu zu
spüren, als er 1989 in Bukarest von
100 000 Menschen ausgebuht
wurde, was schließlich zum Sturz
des Diktators führte. H. Tews

Der Brüsseler Historiker Da-
niel Engels sieht Europa in ei-
nen Bürgerkrieg abgleiten, der
20 bis 30 Jahre dauern könne.
Der „Huffington Post“ (2. Febru-
ar) sagte er:

„Ich glaube nicht an einen
Krieg bewaffneter Bürgerlegio-
nen, dafür ist unsere Politik zu
wenig militarisiert. Ich rechne
aber mit Vorstädten, die der
staatlichen Kontrolle entgleiten.
Mit Landstrichen, die von para-
militärischen, ethnischen oder
religiösen Gruppen beherrscht
werden. Mit überhand nehmen-
der Kriminalität. Mit wirtschaft-
lichem Bankrott und völligem
politischen Immobilismus.“

Für Christoph B. Schiltz ist die
EU am Ende. In der „Welt“ 
(3. Fe bruar) schlägt er einen
völligen Neuanfang vor:

„Europa-Romantiker mögen
diese EU gerade im Zeitalter
von Trump immer noch für die
beste aller Welten halten. Das ist
nicht so. Diese EU ist in Teilen
dysfunktional und im Kern
nicht mehr reformfähig. Sie hat
ausgedient. Sie muss neu aufge-
baut werden. Sie muss deutlich
kleiner, effizienter und wettbe-
werbsorientierter werden.“

Thilo Sarrazin sieht seinen
SPD-Parteifreund Martin
Schulz inhaltlich auf einer Linie
mit Angela Merkel. In der
Schweizer „Weltwoche“ (2. Fe-
bruar) schreibt er:

„Das Paradox des heraufzie-
henden Wahlkampfs liegt darin,
dass mit Angela Merkel und
Martin Schulz zwei Verbündete
gegeneinander kämpfen, die 95
Prozent ihrer Überzeugungen
teilen. Die politische Frontlinie
beider liegt nicht zueinander,
sondern zur AfD. Diese wird da-
mit werben, dass sie in Fragen
von Flüchtlingspolitik, Einwan-
derung und Europa die einzige
demokratische Alternative dar-
stellt. Da können ihr guten Ge-
wissens nicht einmal CDU und
SPD widersprechen.“

Der Chefredakteur des „Euro-
pean“ (1. Februar), Wolfram
Weimer, nennt Martin Schulz ei-
nen „Wackelpudding“ und sieht
dessen Aussichten skeptisch:

„Er will sich auf nichts festle-
gen, vor allem nicht auf Rot-Rot-
Grün, um die politische Mitte
nicht zu verschrecken. Anderer-
seits müsste er sich aber just
darauf leidenschaftlich einlas-
sen, um das linke Lager tatsäch-
lich zu mobilisieren ... Doch in
Wahrheit bewegt er sich in ei-
nem einstürzenden Neubau,
denn die katastrophale Startbi-
lanz der neuen rot-rot-grünen
Landesregierung in Berlin
macht jede positive R2G-Fanta-
sie zunichte.“

Die aus der CDU ausgetretene
Bundestagsabgeordnete Erika
Steinbach zweifelt in der
„Epoch Times“ (7. Februar) am
Willen der Politik, aus ihren
Fehlern in der Asylkrise wirk-
lich zu lernen:

„Mein Vertrauen, dass sich mit
den neuen Gesetzen die Ge-
samtlage verbessert, (ist) sehr
begrenzt, da sich zeigt, dass in
der Vergangenheit die bereits
vorhandenen Gesetze bezüglich
der Migranten nicht durchge-
hend umgesetzt wurden. So
wurden bei tausenden festge-
stellten gefälschten Pässen sei-
tens der Bundesregierung keine
Strafanzeigen gestellt. Das ist
nichts anderes als Strafvereite-
lung. Was nützen Gesetze, wenn
sie nicht beachtet werden? Das
ist alarmierend!“

Berlin – In Ausübung ihres Berufs
werden Polizisten immer häufiger
von Passanten gewaltsam behin-
dert. Bundesjustizminister Heiko
Maas plant daher, das Strafrecht
bei Aggressionen gegen die Poli-
zei zu verschärfen. Er legte einen
Gesetzentwurf vor, nach dem tät-
liche Angriffe gegen Polizisten mit
bis zu fünf Jahren Haft geahndet
werden sollen. Pünktlich zur Bun -
destagswahl ist das auch ein
Wahlgeschenk von der SPD. tws

Berlin – Bundesfamilienministe-
rin Manuela Schwesig (SPD) und
Bundesinnenminister Thomas de
Maizière (CDU) sind sich uneins,
ob es in amtlichen Dokumenten
neben männlich und weiblich
noch ein drittes Geschlecht geben
soll. Die Bundesregierung hat des-
halb auf eine Stellungnahme ver-
zichtet, als das Bundesverfas-
sungsgericht sie wegen einer Ver-
fassungsbeschwerde darum bat.

M.R.

Streit um Zahl
der Geschlechter

Rückendeckung
für die Polizei


	PAZ06_1_01
	PAZ06_1_02
	PAZ06_1_03
	PAZ06_1_04
	PAZ06_1_05
	PAZ06_1_06
	PAZ06_1_07
	PAZ06_1_08
	PAZ06_1_09
	PAZ06_1_10
	PAZ06_1_11
	PAZ06_1_12
	PAZ06_1_13
	PAZ06_1_14
	PAZ06_1_15
	PAZ06_1_16
	PAZ06_1_17
	PAZ06_1_18
	PAZ06_1_19
	PAZ06_1_20
	PAZ06_1_21
	PAZ06_1_22
	PAZ06_1_23
	PAZ06_1_24

